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P01-Ä01a 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Ergänzung Arbeit zu Wirtschaft 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb&Gewerkschaft 
 
Einfügung in Zeile 573 
 
Antragstext: 
 

1. Einfügen in Zeile 573 (alt):  
„Arbeit 
Tariftreue RLP 2.0 : “ Öffentliche Aufträge des Landes, der Kommunen 
und ihrer Unternehmen werden künftig ausschließlich an Anbieter 
vergeben, die die für ihren Bereich geltenden Tarifverträge vollständig 
anwenden. Es greifen digitale Nachweispflichten und es wird eine 
personell gestärkte Servicestelle mit verbindlichen Prüfquoten 
eingerichtet. Bei Verstößen gegen die Tariftreue drohen Vertragsstrafen 
und ein Ausschluss von der Vergabe öffentlicher Aufträge bis zu drei 
Jahren sowie eine konsequente Kettenhaftung. 
Tarif-TÜV: Wir fordern, dass Landesförderungen, 
Investitionsbankprogramme und öffentliche Beteiligungen nur an 
Unternehmen ausgereicht werde, die tarifgebunden sind oder verbindlich 
eine Tarifbindung-Roadmap umsetzen. Die Allgemeinverbindlicherklärung 
wird erleichtert und für Landesbeteiligungen gilt Tarifbindung sowie gute 
Mitbestimmung als Standard. Betriebe mit aktiver Mitbestimmung 
erhalten einen Vergabe-Bonus; bei Behinderung der Betriebsratsarbeit 
erfolgt ein Ausschluss von Vergaben. Förderbendingungen sind weiterhin 
Zugangsrecht für Gewerkschaften physisch und digital. 
Aktiv gegen Union-Busting: Wir fordern eine personell gestärkte 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft sowie ein Verbandsklagerecht für 
Gewerkschaften bei Verstößen von Unternehmen gegen das BetrVG. 
Mehr Arbeitsschutz und faire Beschäftigung: Pflichtmäßige 
Gefährdungsbeurteilungen – einschließlich psychischer Belastungen – 
müssen unter verstärkter Landesaufsicht erfolgen. Zudem fordern wird 
ein Verbot von Outsourcing und dauerhafter Übertragung des 
Geschäftszwecks an Subunternehmen, insbesondere im Bereich der 
prekär organisierten Beschäftigung, orientiert am 
Arbeitsschutzkontrollgesetz und verbunden mit dem Tariftreuegesetz. 

 
 
P01-Ä01b 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Einfügung Kapitel Arbeit 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb&Gewerkschaft 
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Einfügung in Zeile 1174 
 
Antragstext: 
Einfügen nach Zeile 1174 (alt): 

neue Überschrift „Innere Sicherheit: Prävention statt Repression“ 
Wir schauen mit Sorge auf die Entwicklung der letzten Jahre. Unter dem 
Vorwand der Inneren Sicherheit werden Persönlichkeitsrechte und 
Datenschutz eingeschränkt. Progressive und linke Demonstration sind 
vermehrt Polizeigewalt ausgesetzt, während Rechtsextreme friedlich 
aufmarschieren dürfen. Racial und Social Profiling verletzen die Würde 
des Menschen, obwohl diese unbedingt geschützt gehört. 
Dennoch verkennen wir nicht das Schutzbedürfnis der Bevölkerung. Wir 
denken das Thema daher von links und wollen, dass die 
Sicherheitsbehörden von den Bürger*innen kontrolliert werden, nicht 
umgekehrt. Alles muss unter der Prämisse „Prävention statt Repression 
stehen“. Unsere Ansätze sollen Polizei und Gesellschaft näher 
zusammenbringen, Fehlverhalten effektiv verhindern und die Sicherheit 
für alle Bürger*innen verbessern 
 
Unabhängigen Polizeibeschwerde- und Ermittlungsbehörde: Zur 
Stärkung von Vertrauen und Transparenz in der Polizei wird die 
Schaffung einer Polizeibeschwerde- und Ermittlungsbehörde gefordert. 
Diese Institution soll vollständig unabhängig vom Innenministerium sein, 
vielfältig mit Vertretern unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen 
besetzt und mit ausreichenden Ressourcen ausgestattet werden, um 
Beschwerden gegen polizeiliches Fehlverhalten umfassend und 
unparteiisch zu bearbeiten. 
konsequente Durchsetzung der Kennzeichnungspflicht: Diese 
verlangen wir für alle Polizeibeamten und kommunalen Ordnungskräfte, 
damit Einsätze nachvollziehbar und transparent bleiben. Das Abschalten 
von Bodycams während Einsätzen soll klare disziplinarische 
Konsequenzen nach sich ziehen. 
Personalentwicklungskonzeption der Polizei: Diese muss langfristig 
erfolgen und auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen, aber auch 
auf eine umfassende persönliche Eignung, abzielen. Dazu gehört die 
Reduktion von Arbeitsverdichtung und die gezielte Nutzung von 
Digitalisierung, um Polizeiarbeit effizienter und weniger belastend zu 
gestalten. Gleichzeitig müssen rechtsextreme und fremdenfeindliche 
Gesinnungen und Strukturen vehementer verfolgt und bekämpft werden. 
Förderung der Polizeipräventionsarbeit, um Konflikte bereits im Vorfeld 
zu minimieren und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. Die 
Modernisierung der polizeilichen Infrastruktur, inklusive Ausrüstung und 
technischer Ausstattung, soll gewährleisten, dass die Polizei den 
wachsenden Anforderungen an Sicherheit und Bürgerservice gerecht 
wird. Die Aufrüstung der Ordnungsdienste muss hingegen gestoppt und 
wieder zurückgefahren werden. 
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Ausweitung von Überwachung verhindern: Palantir oder andere System 
dürfen nicht eingeführt werden. Videoüberwachung und 
Vorratsdatenspeicherung müssen stark eingeschränkt werden. 
Kein Einsatz der Bundeswehr im Inneren: Auch nicht zur 
Drohnenabwehr 
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P01-Ä02 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Einfügung Kapitel Inklusion und Barrierefreiheit 
 
Antragsteller*in: LAG Barrierefreiheit und Inklusion 
 
Antragstext: 
Einfügung Kapitel Inklusion und Barrierefreiheit 
 
Inklusion und Barrierefreiheit 
Inklusion ist machbar – Barrierefreiheit muss Ziel sein. Bei Menschenrechten 
darf es keinen Finanzierungsvorbehalt geben. 
In einer inklusiven Gesellschaft gibt es keine definierte Normalität, die jedes 
Mitglied anzustreben oder zu erfüllen hat. Normal ist allein die Tatsache, dass 
Unterschiede vorhanden sind. Diese Unterschiede sind eine Bereicherung und 
dürfen keine Einschränkungen des selbstverständlichen Rechts auf Teilhabe 
bedeuten. Aufgabe der Gesellschaft ist es, Strukturen zu schaffen, die allen 
Menschen ermöglichen, sich in allen Lebensbereichen barrierefrei zu bewegen. 
Die Linke erkennt die UN-Behindertenrechtskonvention als menschenrechtliche 
Grundlage der Inklusion an und setzt sich für ihre vorbehaltlose Umsetzung ein. 
Inklusion ist eine Querschnittsaufgabe, die alle Bereiche der Landes- und 
Kommunalpolitik betrifft. Sie muss als Kernziel politischen Handelns anerkannt 
und entsprechend finanziell wie personell abgesichert werden. 
Deshalb fordert Die Linke: 

• Herausnahme des Finanzierungsvorbehalts aus dem 
Landesteilhabegesetz und allen weiteren Gesetzen und Regelungen, die 
inklusive Maßnahmen betreffen.  

• Übernahme aller bisher von den Kommunen getragenen Kosten der „Hilfe 
zur Teilhabe“ (SGB IX) durch den Landeshaushalt.  

• Digitale Barrierefreiheit auf allen Verwaltungsebenen und in sämtlichen 
Serviceleistungen.  

• Barrierefreie, behindertengerechte Ausstattung und ausreichende 
Frequenz des ÖPNV.  

• Ausbau von Mitbestimmung und Mitgestaltung durch Menschen mit 
Beeinträchtigungen auf allen politischen Ebenen nach dem Motto der 
UN-Behindertenrechtskonvention: „Nichts über uns ohne uns“.  

• Auskömmliche Ausstattung von Beratungsangeboten und Hilfesystemen, 
die selbstbestimmte Teilhabe in allen Lebensbereichen – Wohnen, 
Arbeiten, Freizeit – ermöglichen.  

• Schaffung einer Landesfachstelle Barrierefreiheit Rheinland-Pfalz, die die 
Umsetzung des Konzepts „Inklusiver Sozialraum“ fachlich begleitet und in 
die Kommunen hineinträgt.  

Inklusion und vollumfängliche Barrierefreiheit sind kein Sonderrecht, sondern 
ein Gewinn für die gesamte Gesellschaft. 
 
Begründung: 
Inklusion und Barrierefreiheit sind grundlegende Menschenrechte und 
Voraussetzung für echte gesellschaftliche Teilhabe. 
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Sie betreffen alle Lebensbereiche – von Bildung und Arbeit über Wohnen, 
Mobilität und digitale Zugänge bis hin zu Kultur und politischer Partizipation. 
Trotz der zentralen Bedeutung sind diese Themen bislang in keinem eigenen 
Abschnitt des Wahlprogramms verankert, sondern nur punktuell erwähnt. 
 
Ein eigenständiger Programmpunkt ist notwendig, um die politische Relevanz 
sichtbar zu machen, den Querschnittscharakter hervorzuheben und 
verbindliche Ziele für die Landes- und Kommunalpolitik zu formulieren. 
Nur so wird deutlich, dass Barrierefreiheit kein Spezialthema einzelner Gruppen 
ist, sondern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und ein demokratisches 
Grundrecht. 
 
Mit der Aufnahme dieses Kapitels unterstreicht Die Linke Rheinland-Pfalz, dass 
sie die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention als konkrete 
landespolitische Verpflichtung begreift – nicht als freiwillige Aufgabe. 
Inklusion und Barrierefreiheit sind nicht nur ein Beitrag zu mehr Gerechtigkeit, 
sondern stärken die Selbstbestimmung, das Gemeinwesen und die Solidarität 
aller Menschen. 
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P01-Ä03 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Einfügung in Zeile 120 
 
Antragstext: 

[...] zuführen und so positiven Druck auf die Mietpreise entfalten. Sollten alle 

vorerwähnten Maßnahmen nicht greifen, muss das Landesenteignungsgesetz 

angewendet werden. 

 
 
P01-Ä04 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Einfügung in Zeile 208 
 
Antragstext: 

[…] Als Übergang muss dafür gesorgt werden, dass Pauschalen für die Häuser der 

Grundversorgung einschließlich Geburtshilfe, Kinderheilkunde, Geriatrie und 

Notfallabteilungen erhöht bzw. geschaffen werden. 

 

 

P01-Ä05 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 279 
 
Antragstext: 
Änderung in Zeile 279: […] Auf diese Weise erwuchs den niedergelassenen Ärzt*innen 

keine weitere Konkurrenz. Nun sind die Haus- und Fachärzt*innen im Rentenalter 

angekommen, ohne rechtzeitig ein*e Nachfolger*in gefunden zu haben. 
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P01-Ä06 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 292 
 
Antragstext: 
[…] gemeinsam mit anderen Therapeut*innen Fachkräften (Ergotherapie, 
Physiotherapie, Sozialarbeiter*innen und Pflegefachkräften) […]  

 

Begründung: 

Sozialarbeiter*innen und Pflegekräfte sind keine Therapeut*innen 
 

 

P01-Ä07 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 338 
 
Antragstext: 
Es sind dringend mehr Psychotherapeut*innen für die flächendeckende 
ambulante Behandlung notwendig. 
 

 

 

 

P01-Ä08 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung nach Zeile 340 
 
Antragstext: 
Flächendeckende Einführung von sozialpediatrischen Zentren: 
Sozialpediatrische Zentren unterstützen Familien mit Kindern und 
Jugendlichen bei der Diagnosestellung. Ein Ausbau dieser Zentren führt zu 
einer zeitnäheren Behandlung. 
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P01-Ä09 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 407-411 
 
Antragstext: 

Angefangen bei unseren Kleinsten, die durch gute Kinderbetreuung auf den 
Eintritt ins Schulleben vorbereitet werden über 
Schülerinnen, die gemeinsam lernen sollten, anstatt nach ihrer Herkunft in 
Schularten sortiert zu werden,. bis hin zu beruflicher Berufliche Ausbildung, 
das Studium an Hochschulen und Universitäten und die Weiterbildung im 
Alter, die müssen ohne Rücksicht auf die Herkunft und soziale Stellung allen 
offen stehen müssen. 
 
 
P01-Ä10 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung nach Zeile 440 
 
Antragstext: 

Kostenloses Kitaessen: Kinder sollen unter anderem in der 
Kindertagesstätte gefördert werden und etwas lernen. Mit leerem Magen 
lernt es sich schlecht. Deswegen braucht es ein kostenloses und gesundes 
Kitaessen, vor Beginn und mittags. Ebenso bedarf es gemeinsamer 
Zubereitung von Mittagessen und Lebensmitteln. 
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P01-Ä11 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung nach Zeile 440 
 
Antragstext: 
Kitasozialarbeit für alle Kitas: Diese muss flächendeckend eingeführt und 
verstetigt werden, um die Interessen der Kinder zu fördern und präventiv 
handeln zu können, damit die Chancengleichheit verbessert wird. 
 

 

 

 
P01-Ä12 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung nach Zeile 492 
 
Antragstext: 
[…] kleinere Klassen, mehr Lehrer*innen und multiprofessionelle Teams. 
Zusätzlich dazu fordern wir einen flächendeckenden Ausbau von 
Ganztagsschulen. Wir brauchen dringend eine adäquate Betreuung der 
Schüler*innen um die Chancengleichheit weiter zu fördern. 
 
 
P01-Ä13 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Streichung nach Zeile 638ff 
 
Begründung: 
Dieser Punkt ist im Kapitel Frieden aufgeführt. 
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P01-Ä14 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Verschiebung Zeile 743-746 nach Zeile 875 
 
 
P01-Ä15 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung nach Zeile 832f 
 
Antragstext: 

Landesprogramm für kommunale Altschulden: Wir unterstützen auf 
Bundesebene Initiativen für einen Schuldenschnitt Mit der Partnerschaft 
zur Entschuldung der Kommunen hat die Landesregierung ihr Ziel verfehlt. 
Die Reform ist deutlich gescheitert und hat Potenzial dazu, dass die 
kommunalen Liquiditätskredite wieder die alten Stände erreichen. Selbst 
der Landesrechnungshof kam zu diesem Fazit. Wir wollen einen wirklichen 
Schuldenschnitt, der die Kommunen weiterbringt. 
 
 
P01-Ä16 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung nach Zeile 1015 
 
Antragstext: 

Förderprogramm für Elektrobusse: Wir wollen ein Förderprogramm für 
Elektrobusse um eine Reduzierung des CO2-Ausstoßes zu erreichen. 
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P01-Ä17 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 1019 
 
Antragstext: 
[…] Fahrrad-Schnellwege und sichere, baulich getrennte Radinfrastruktur in 
Städten und auf dem Land. 
 
 
P01-Ä18 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 1062 
 
Antragstext: 
Verbot von Wildtieren in Zirkusen bei öffentlichen Veranstaltungen, 
sowie sogenannte Ponykarussells und „lebender Krippen“ auf 
Weihnachtsmärkten. 
 

 
P01-Ä19 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Streichung in Zeile 1122 
 
Antragstext: 
Wir möchten nicht, dass fabelhafte queere Menschen mehr Angst und 
Sorgen […] 
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P01-Ä20 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 1187 
 
Antragstext: 
Es muss sichergestellt sein, dass die Fördergelder neutral verteilt werden, 
ohne dass eine verpflichtende Mitgliedschaft in einem Dachverband 
bestehen muss. Schluss mit Zwangsmitgliedschaften und Gebühren in 
einem Dachverband, um Kannibalisierungseffekte zu beenden. 
 
 
P01-Ä21 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft 
 
Einfügung in Zeile 384 
 
Antragstext: 

„Kinderbetreuungszeiten bei Bedarf ausweiten: Der Rechtsanspruch auf 
Kinderbetreuungszeiten soll gesetzlich auf achteinhalb Stunden pro Tag 
festgelegt werden. So soll sichergestellt werden, dass erwerbstätige Paare und 
vor allem Alleinerziehende Kindererziehung und lebensunterhaltssichernde 
Vollerwerbsarbeit miteinander vereinbaren können.“ 
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P01-Ä22 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft 
 
Ersetzung in Zeile 453 
 
Antragstext: 

Streichen des Satzes „Wir wollen, dass das Schulgeld entfällt und Azubis eine 
Mindestausbildungsvergütung erhalten (80 Prozent der durchschnittlichen 
tariflichen Ausbildungsvergütung der Branchen).“ 

Ersetzen durch „Wir wollen, dass bei schulischen Ausbildungen das Schulgeld 
entfällt und Azubis anstatt einer reinen Mindestausbildungsvergütung die 
tariflichen Mindeststandards einer Branche erhalten. Analog zur AVE sollen sie 
100 % der tarifliche üblichen Ausbildungsvergütung bekommen sowie die 
tariflich geregelten Standards zu Urlaub, Freizeitausgleich und Zuschlägen“ 
 
 
P01-Ä23 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft 
 
Einfügung in Zeile 474 
 
Antragstext: 

Zugangsrecht für Gewerkschaften an Berufsschulen: Wir wollen 
Klassenbewusstsein und politische Bildung in Berufsschulen fördern. Daher 
müssen Gewerkschaften Zugang zu den Berufsschulen zum Zwecke der 
Information und Mitgliederwerbung erhalten. 

 
  



 

Seite 16 

 

P01-Ä24 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft 
 
Einfügung in Zeile 562 
 
Antragstext: 

Einfügen zu Beginn Zeile 562 (alt): „Arbeit und“ 
 
 
P01-Ä25 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: LAG Betrieb und Gewerkschaft 
 
Einfügung in Zeile 563 
 
Antragstext: 

Einfügen in Zeile 563 (alt): Wir stehen bedingungslos an der Seite der 
arbeitenden Menschen. Arbeit darf weder krank noch arm machen. Sie muss 
mitbestimmt sein und gewährleisten, davon ein gutes Leben führen zu können. 
Durch die Arbeitskraft der Menschen in Rheinland-Pfalz wird eine 
funktionierende Wirtschaft erst möglich. 
 

 

P01-Ä26 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 129 
 
Antragstext: 
soziale und kulturelle Segregation und Gentrifizierung entgegenzuwirken, 
setzen wir uns 
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P01-Ä27 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung an Zeile 138 
 
Antragstext: 
Zur Reduzierung des Trinkwasserverbrauchs wollen wir die Installation von 
Grauwasseranlagen fördern. 
 

 

 

 
P01-Ä28 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 484 
 
Antragstext: 
Unterrichtsbeginn und Mittags. Von Kindern Geld zu verlangen, um an einem 
Ort zu essen, an dem sie verpflichtet sind, den ganzen Tag zu sein, ist 
unzumutbar. Ebenso gemeinsames Zubereiten von 
 

 

P01-Ä29 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 547 
 
Antragstext: 
Lebenslanges Lernen: Ein Berufswechsel zwischen zwei Branchen muss 
einfacher ermöglicht werden, deswegen schaffen wir entsprechende 
Angeboten und fördern Ausbau unternehmensloser Ausbildungen. 
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P01-Ä30 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 630 
 
Antragstext: 
Dazu gehört auch, dass eine digitale Schnittstelle zu den Bafög Ämtern 
geschaffen wird, für schnellere Antragsbearbeitung. 
 

 

P01-Ä31 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 645 
 
Antragstext: 
Öffentliche Forschungsergebnisse: Forschungsergebnisse die mit öffentlichen 
Geldern finanziert werden müssen öffentlich zugänglich sein, deshalb fordert 
die Linke die Gründung eines landeseigenen öffentlichen wissenschaftlichen 
Journals zur Förderung der freien Wissenschaft. 
 
 
P01-Ä32 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 664 
 
Antragstext: 
Gemeinwohlorientierte Lebensmittelgeschäfte: Wir fordern Aufbau von 
landeseigenen Lebensmittelgeschäfte um regionale Erzeuger zu stärken und 
Versorgung im ländlichen Raum zu gewährleisten. Dazu wollen wir Pilotprojekte 
starten. 
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P01-Ä33 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 676 
 
Antragstext: 
tarifgebundene oder genossenschaftlich geführte Unternehmen mit echter 
Mitbestimmung zu vergeben, die 
 
 
P01-Ä34 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 679 
 
Antragstext: 
Damit Verstöße effektiver verfolgt werden können, fordern wir den Ausbau der 
landesinternen Meldestellen für Hinweisgeber*innen. 
 
 
P01-Ä35 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 750 
 
Antragstext: 
Förderung von Makerspaces: Makerspaces ermöglichen niederschwellig 
Zugang zu Werkstätten und Werkzeug, deswegen unterstützen wird deren 
Aufbau und Ausbau. Das spart die Notwendigkeit, dass jeder Haushalt einen 
eigenen Werkzeugvorrat anlegt. 
 
 
P01-Ä36 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Streichung in Zeile 843 
 
Antragstext: 
für Menschen mit geringem Einkommen oder Transferleistungen alle anbieten.  
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P01-Ä37 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Streichung in Zeile 865 
 
Antragstext: 
Verbot von Defensiver Infrastruktur: Statt in Anti-Obdachlosen-Infrastruktur soll 
in öffentliche Räume investiert werden. 
 

 

P01-Ä38 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügen nach Zeile 878 
 
Antragstext: 
Außerdem fordern wir die Umstellung von Behörden auf freie Software. 
 

 

P01-Ä39 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügen nach Zeile 878 
 
Antragstext: 
Landesvergesellschaftungsgesetz: Damit Artikel 15 des Grundgesetzes 
endlich angewendet werden kann, braucht es eine gesetzliche Grundlage. 
Deshalb erarbeiten wir ein Landesvergesellschaftungsgesetz. 
Dieses soll das Recht schaffen, Wohkonzerne in Gemeineigentum zu 
überführen und Arbeitnehmer*innen die Möglichkeit zu geben, ihren Betrieb 
in eine Genossenschaft umzuwandeln. 
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P01-Ä40 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügen nach Zeile 878 
 
Antragstext: 
Rückkauf von privatisierten Grundversorgern. 
 

 

P01-Ä41 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügen nach Zeile 907 
 
Antragstext: 
Unterstützung von Projekten zur Umstellung von Rüstungsproduktion auf zivile 
Fertigung. 
 

 

P01-Ä42 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1011 
 
Antragstext: 
Raum zu bezahlbaren Preisen, konkret an Straßenlaternen um vorhandenen 
Platz effektiv zu nutzen. 
 

 

P01-Ä43 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1023 
 
Antragstext: 
Abbau klimaschädlicher Subventionen: Unter anderem Streichung staatlicher 
Zuschüsse für den Flughafen Hahn. 
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P01-Ä44 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1064 
 
Antragstext: 
Verbot von Haustieren auf Volksfesten, zum Schutz von Mensch und Tier. 
 

 

P01-Ä45 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1097 
 
Antragstext: 
Netzwerke, Beratungsangebote, insbesondere Ausstiegsprogramme aus 
Rechtsextremismus und religiösem Extremismus und Projekte zur 
Sensibilisierung vor Ort 
 

 

P01-Ä46 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Änderung in Zeile 1104 
 
Antragstext: 
Polizeiliches Fehlverhalten muss konsequent verfolgt und aufgeklärt werden, 
dazu soll auch eine Bodycam-Pflicht bestehen. 
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P01-Ä47 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1118 
 
Antragstext: 
Zur besseren Bekämpfung von Antisemitismus braucht es eine 
wissenschaftliche Definition des Antisemitismusbegriffs. Als Basis dafür 
schlagen wir die Jerusalemer Erklärung zum Antisemitismus vor. 
 

 

P01-Ä48 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1337 
 
Antragstext: 
Zusätzlich fordern wir die schnelle und einfache Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen. 
 

 

P01-Ä49 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: BV Vorderpfalz 
 
Einfügung in Zeile 1347 
 
Antragstext: 
[…] und ihnen mehr politische Relevanz verschaffen. Außerdem unterstützen 
wir Vereine in ihrer integrativen Arbeit mit den notwendigen Ressourcen. 
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P01-Ä50 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Antragsteller*in: LAG Feminismus RLP, Die Linke.queer RLP 
 
Einfügung nach Zeile 973 
 
Antragstext: 
Umbenennung von ,,Queeres Leben schützen“ in „Queerfeminismus“, Einfügen 
von Unterkapiteln (Feminismus, Gewaltschutz) 
 

Änderung:  
 
Queerfeminismus 
Gleichberechtigung bedeutet mehr, als nur bestehende Ungleichheiten 
zwischen Frauen und Männern abzubauen. Sie bedeutet alle Menschen 
mitzudenken – Queere Menschen, Frauen, Kinder, Menschen mit sichtbaren 
und nicht sichtbaren Behinderungen, Schwarze und Indigene Menschen – die 
durch patriarchale Strukturen benachteiligt und systematisch ausgegrenzt 
sowie unterdrückt werden. 
 
In Rheinland-Pfalz fehlen Frauenhäuser, Unterkünfte und Schutzräume für 
LSBTQAI* Menschen, barrierearme und -freie öffentliche Einrichtungen, 
geschlechtsfreie Toiletten in öffentlichen Einrichtungen und Institutionen, 
Angebote für die psychische Gesundheit von Menschen – auch für Männer. 
Dies alles sind Auswirkungen patriarchaler Herrschaft die gezielt Menschen 
benachteiligt, deshalb wir setzen uns aktiv gegen jegliche Form der 
Diskriminierung, Unterdrückung und Gewalt gegen jeden Menschen ein, 
deshalb kann es für uns als Die Linke nur intersektionalen Queerfeminismus 
geben. 
 
Wir alle haben ein Recht auf ein Leben voller Selbstbestimmung über unseren 
eigenen Körper, geschlechtliche Identität, Barrierefreiheit, Religionsfreiheit, frei 
von Gewalt und Unterdrückung und zu lieben, wenn wir möchten. 
 
Queeres Leben schützen 
(bleibt erhalten) 
 
Feminismus 
Patriarchale Unterdrückung ist kein individuelles Problem, sondern eine 
gesellschaftliche Struktur, die eng mit Kapitalismus, Rassismus und anderen 
Herrschaftsverhältnissen verbunden ist. Frauen, Lesben, inter, nicht-binäre, 
trans und agender Personen (FLINTA*) erfahren in Rheinland-Pfalz wie überall in 
Deutschland tagtäglich Benachteiligung, Diskriminierung und Gewalt – im Beruf, 
im häuslichen Umfeld, auf der Straße und in Institutionen. 
 
In Zeiten des Rechtsrucks und wachsender sozialer Spaltung werden 
feministische Kämpfe abgewertet, und rechte Kräfte versuchen, hart erkämpfte 
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Rechte wieder zurückzudrängen. Wir Die Linke stellen uns dem entschieden 
entgegen. Unser Feminismus ist antikapitalistisch, queerfeministisch und 
intersektional – das heißt, wir sehen, dass verschiedene Formen von 
Unterdrückung sich überschneiden und nur gemeinsam bekämpft werden 
können. 
 
Trans Frauen sind Frauen! Trans Männer sind Männer!** Geschlechtliche und 
geschlechtliche Vielfalt sind selbstverständlich. Wir schützen das Recht auf 
vollwertige Selbstbestimmung und fordern den Schutz vor Diskriminierung – von 
Umkleiden bis hin zu Behördengängen. Ein Feminismus, der nicht die 
Lebensrealitäten von trans, inter und nicht-binären Menschen mitdenkt, ist kein 
befreiender Feminismus. 
 
Solange unbezahlte Sorgearbeit auf den Schultern von FLINTA* lastet, Löhne 
ungleich verteilt sind und patriarchale Machtverhältnisse das Leben bestimmen, 
gibt es keine echte Gleichberechtigung. Wir kämpfen für eine Gesellschaft, in der 
Care-Arbeit gerecht verteilt, ökonomische Unabhängigkeit für alle möglich und 
geschlechtsspezifische Gewalt konsequent bekämpft wird. Wir fordern nicht 
bloß gleiche Chancen im bestehenden System, sondern eine Veränderung der 
Verhältnisse selbst – hin zu einer solidarischen, gerechten und befreiten 
Gesellschaft, in der niemand aufgrund von Geschlecht, Herkunft, Klasse oder 
Körper ausgeschlossen wird. 
 
Deshalb fordert Die Linke:  

- Kostenfreie Periodenprodukte in öffentlichen Einrichtungen - machen 

Menstruation für alle bezahlbar 

- Finanzielle Förderung von Feminismusbeauftragten in allen Kommunen - 

sichert feministische Arbeit vor Ort 

- Feministische Schutzmaßnahmen sollen Pflichtaufgaben für die 

Kommunen werden 

- Verbot von defensiver Architektur - Bauweisen wie Bänke oder Geländer, 

die Menschen vom Aufenthalt abhalten, schränken den öffentlichen Raum 

ein. Ein Verbot macht Städte sicherer und zugänglicher für alle, besonders 

für FLINTA* und queere Personen. 

- In der Landesbauordnung soll festgeschrieben werden, dass ausreichende 

Beleuchtung in Parkhäusern und anderen sogenannten ‚Angsträumen‘ 

verpflichtend ist 

 
Gewaltschutz 
(Antrag zum Kapitel erfolgt durch Phillipp Lange im Namen der LAG Queer und 
der LAG Feminismus) 
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Begründung: 
Die LAG Queer und die LAG Feminismus haben diesen Antrag gemeinsam 
erarbeitet. Beide Landesarbeitsgemeinschaften sind sich einig, dass 
patriarchale Unterdrückung keine individuelle, sondern eine strukturelle Frage 
ist – eng verbunden mit Kapitalismus, Rassismus und anderen 
Machtverhältnissen. 
 
FLINTA*-Personen und queere Menschen erfahren in Rheinland-Pfalz täglich 
Diskriminierung, Benachteiligung und Gewalt. In Zeiten von Rechtsruck und 
wachsender sozialer Spaltung braucht es deshalb eine sichtbare, verbindliche 
feministische Politik, die queeres Leben schützt und stärkt. 
 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen schaffen konkrete Verbesserungen: Sie 
fördern Gleichberechtigung, Sicherheit und Teilhabe und machen feministische 
Politik vor Ort praktisch wirksam. 
 
 
P01-Ä51 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragsteller*in: KV Trier-Saarburg 
 
Antragstext: 
Die Linke wird sich im Landtag dafür einsetzen, dass auf einen Sonntag fallende 
Feiertage an dem darauffolgenden Werktag als Kompensation nachgeholt 
werden. Wir stellen uns dem gegenüber entschieden gegen Bestrebungen, 
Feiertage zur Finanzierung von Kriegsgeräten oder sonstigen staatlichen oder 
privatwirtschaftlichen Vorhaben zu streichen. 
 
Begründung: 
Gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes bleiben der Sonntag und die staatlich 
anerkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung 
gesetzlich geschützt. Neben bundeseinheitlich gesetzlichen Feiertagen gibt es 
auch in den jeweiligen Bundesländern durch deren Ländergesetze festgelegte 
Feiertage, die damit ebenfalls unter dem Schutz des Grundgesetzes stehen.  
 
Die gesetzlichen Feiertage dienen neben dem Gedenken und der kulturellen 
Besinnung heutzutage vor allem auch der Erholung. Sie tragen damit als 
geschützte arbeitsfreie Ruhezeit zusätzlich zu den arbeitsfreien Tagen an 
Wochenenden in erheblichem Maß zur Stressreduzierung, zum Wohlbefinden 
und zur Reproduktion der Arbeitskraft bei. Dies wird vor allem angesichts der 
immer längeren Lebensarbeitszeit immer wichtiger. 
 
Fallen datumsfeste Feiertage auf ein Wochenende, gibt es in Deutschland, 
anders als in anderen Mitgliedsländern der EU und vielen Drittstaaten, bislang 
keine Regelung, die grundgesetzlich geschützte Arbeitsruhe zusätzlich zu den 
freien Tagen des Wochenendes nachzuholen.  
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Die derzeitigen Feiertagsregelungen führen dazu, dass Arbeitnehmer*innen 
regelmäßig unterschiedliche Ansprüche auf gesetzlich geschützte Freizeit 
haben. In vielen Ländern werden Feiertage, die auf die freien Tage eines 
Wochenendes fallen, an darauffolgenden Werktagen nachgeholt. In Spanien 
und Großbritannien werden Feiertage, die auf ein Wochenende fallen, am 
nächsten Montag nachgeholt. In Belgien und Luxemburg können zumindest die 
Unternehmen einen Werktag als Ersatz bestimmen. Es gibt in mehr als 85 
Ländern Kompensationsregelungen für Feiertage, die auf einen Sonntag fallen. 
Hingegen sind Bestrebungen, vornehmlich von Arbeitgeberverbänden und 
marktliberalen Parteien, Feiertage zur Finanzierung von staatlichen Vorhaben 
einmalig oder zur vermeintlichen Steigerung der marktwirtschaftlichen 
Produktionskapazitäten komplett zu streichen, nichts anderes als 
Entgeltkürzungen durch die Hintertür. 
 
 

 

P01-Ä52 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 102 
 
Antragstext: 
[...] zuführen und so positiven Druck auf die Mietpreise entfalten. Sollten alle 
vorerwähnten Maßnahmen nicht greifen, muss das Landesenteignungsgesetz 
angewendet werden. 
 
 
P01-Ä53 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 179 
 
Antragstext: 
 […] Als Übergang muss dafür gesorgt werden, dass Pauschalen für die Häuser 
der Grundversorgung einschließlich Geburtshilfe, Kinderheilkunde, Geriatrie und 
Notfallabteilungen erhöht bzw. geschaffen werden. 
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P01-Ä54 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 240 
 
Antragstext: 
Auf diese Weise erwuchs den niedergelassenen Ärzt*innen keine weitere 
Konkurrenz. Nun sind die Haus- und Fachärzt*innen im Rentenalter 
angekommen, ohne rechtzeitig ein*e Nachfolger*in gefunden zu haben. 
 

P01-Ä55 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 249 
 
Antragstext: 
[…] gemeinsam mit anderen Therapeut*innen Fachkräften (Ergotherapie, 
Physiotherapie, Sozialarbeiter*innen und Pflegefachkräften) […] 
 
 
P01-Ä56 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 291 
 
Antragstext: 
Es sind dringend mehr Psychotherapeut*innen für die flächendeckende 
ambulante Behandlung notwendig. 
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P01-Ä57 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
 
Ergänzung in Zeile 292 
 
Antragstext: 
 
Flächendeckende Einführung von sozialpediatrischen Zentren: 
Sozialpediatrische Zentren unterstützen Familien mit Kindern und Jugendlichen 
bei der Diagnosestellung. Ein Ausbau dieser Zentren führt zu einer zeitnäheren 
Behandlung. 
 
 
P01-Ä58 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 350 bis 354 
 
Antragstext: 
Angefangen bei unseren Kleinsten, die durch gute Kinderbetreuung auf den 
Eintritt ins Schulleben vorbereitet werden über Schülerinnen, die gemeinsam 
lernen sollten, anstatt nach ihrer Herkunft in Schularten sortiert zu werden,. bis 
hin zu beruflicher  Berufliche Ausbildung, das Studium an Hochschulen und 
Universitäten und die Weiterbildung im Alter, die müssen ohne Rücksicht auf 
die Herkunft und soziale Stellung allen offen stehen müssen. 
 
 
P01-Ä59 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 383 
 
Antragstext: 
Kostenloses Kitaessen: Kinder sollen unter anderem in der Kindertagesstätte 
gefördert werden und etwas lernen. Mit leerem Magen lernt es sich schlecht. 
Deswegen braucht es ein kostenloses und gesundes Kitaessen, vor Beginn und 
mittags. Ebenso bedarf es gemeinsamer Zubereitung von Mittagessen und 
Lebensmitteln. 
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P01-Ä60 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 383 
 
Antragstext: 
Kitasozialarbeit für alle Kitas: Diese muss flächendeckend eingeführt und 
verstetigt werden, um die Interessen der Kinder zu fördern und präventiv 
handeln zu können, damit die Chancengleichheit verbessert wird. 
 
 
P01-Ä61 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 427 
 
Antragstext: 
[…] kleinere Klassen, mehr Lehrer*innen und multiprofessionelle Teams. 
Zusätzlich dazu fordern wir einen flächendeckenden Ausbau von 
Ganztagsschulen. Wir brauchen dringend eine adäquate Betreuung der 
Schüler*innen um die Chancengleichheit weiter zu fördern. 
 
 
P01-Ä62 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Streichung in Zeile 555 ff. 
 
Antragstext: 
Dieser Punkt ist im Kapitel Frieden aufgeführt. 
 

 
P01-Ä63 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung Zeile 645 bis 648 
 
Antragstext: 
Verschiebung aus Zeile 645 bis 648 (Kultur fördern) nach Zeile 758 
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P01-Ä64 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ersetzung in Zeile 722 ff. 
 
Antragstext: 
Wir unterstützen auf Bundesebene Initiativen für einen Schuldenschnitt Mit der 
Partnerschaft zur Entschuldung der Kommunen hat die Landesregierung ihr Ziel 
verfehlt. Die Reform ist deutlich gescheitert und hat Potenzial dazu, dass die 
kommunalen Liquiditätskredite wieder die alten Stände erreichen. Selbst der 
Landesrechnungshof kam zu diesem Fazit. Wir wollen einen wirklichen 
Schuldenschnitt, der die Kommunen weiterbringt. 
 
 
P01-Ä65 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 881 
 
Antragstext: 
Förderprogramm für Elektrobusse: Wir wollen ein Förderprogramm für 
Elektrobusse um eine Reduzierung des CO2-Ausstoßes zu erreichen. 
 
 
P01-Ä66 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 884 
 
Antragstext: 
[…] Fahrrad-Schnellwege und sichere, baulich getrennte Radinfrastruktur in 
Städten und auf dem Land. 
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P01-Ä67 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragsteller*in: BV Westpfalz 
 
Änderung in Zeile 923 
 
Antragstext: 
Verbot von Wildtieren in Zirkusen bei öffentlichen Veranstaltungen, sowie 
sogenannte Ponykarussells und „lebender Krippen“ auf Weihnachtsmärkten. 
 
 
 
P01-Ä68 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Streichung in Zeile 976 
 
Antragstext: 
Wir möchten nicht, dass fabelhafte queere Menschen mehr Angst und Sorgen 
[…] 
 
 
P01-Ä69 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: BV Westpfalz 
 
Ergänzung in Zeile 1031 
 
Antragstext: 
Es muss sichergestellt sein, dass die Fördergelder neutral verteilt werden, ohne 
dass eine verpflichtende Mitgliedschaft in einem Dachverband bestehen muss. 
Schluss mit Zwangsmitgliedschaften und Gebühren in einem Dachverband, um 
Kannibalisierungseffekte zu beenden. 
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P01-Ä70 
Änderungsantrag zum Programmentwurf: 
Antragssteller*in: LAG queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
 
Ergänzung in Zeile 1065 
 
Antragstext: 
Queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
Der zentrale Satz aus der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetz lautet: 
„Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.“, daraus ist ableitbar, 
dass jegliche Kriminalisierung und Stigmatisierung selbst bestimmter Sexarbeit 
beendet werden muss. Zugleich darf diese Erkenntnis nicht dazu führen, 
ausbeuterische Strukturen in der Sexarbeit zu verharmlosen oder 
ökonomischen und patriarchalen Zwang unsichtbar zu machen. 
Sexarbeiter*innen (zumeist Flinta*-Personen, Migrant*innen und Menschen mit 
unsicherem Aufenthaltsstatus) sind eine oft mehrfach marginalisierte Gruppe 
der Gesellschaft, allein die Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt ist für viele 
Sexarbeiter*innen existenzbedrohend. Aus diesen Gründen muss auch Die 
Linke versuchen, diesen Menschen zu helfen.  
Aus einer queer-feministischen Perspektive bedeutet Solidarität mit 
Sexarbeiter*innen, für Selbstbestimmung und Schutz vor Ausbeutung 
gleichermaßen einzutreten. 

• Deshalb fordert Die Linke 
• Entstigmatisierung und Entkriminalisierung von Sexarbeit durch echte, 

gelebte Solidarität fördern. 
• Forderungen von Berufsverbänden wie BesD e.V. oder Bufas zur 

Verbesserung des ProstSchG kritisch prüfen und dort unterstützen, wo 
sie die Rechte und Arbeitsbedingungen von Sexarbeiter*innen stärken. 

• Bürokratie bei der Anmeldung vereinfachen, Behördenmitarbeiter*innen 
umfassend schulen. 

• Kommunale Prostitutionsverbote aufheben, sofern sie auf Kontrolle, 
Vertreibung oder Kriminalisierung zielen und stattdessen auf 
Schutzkonzepte setzen, die Betroffene selbst mit einbeziehen. 

• Dauerhafte finanzielle Sicherheit und damit Planungssicherheit für 
neutrale, queer-feministische Beratungsstellen schaffen, die sowohl 
Selbstbestimmung fördern als auch den Schutz vor Ausbeutung, 
unabhängig von einer moralischen Bewertung von Sexarbeit. 

• Niedrigschwellige, diskriminierungsfreie Gesundheitsangebote für 
Sexarbeiter*innen etablieren. Den Zugang zu Präventionsmaßnahmen 
wie PreP (HIV-Prävention) und anderen sexuell übertragbarer 
Krankheiten ausweiten, eine umfassende medizinische Versorgung 
sicherstellen und kostenfreie HIV-Teststellen fördern. 

• Freier stärker in die Verantwortung nehmen, durch Aufklärung über 
Konsens, Machtverhältnisse und Gewalt in der Sexarbeit, sowie 
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kosequente Sanktionierung bei ausbeuterischem oder übergriffigem 
Verhalten. 

• Opfern von nicht selbst bestimmter Sexarbeit muss solidarisch geholfen 
werden. Opfern von Menschenhandel und Zwangsprostitution müssen 
unbürokratisch Aufenthaltsrechte gewährt, Schutzräume bereitgestellt 
und umfassender Schutz vor Repressionen sichergestellt werden. 

Niedrigschwellige Ausstiegsmöglichkeiten schaffen, durch z.B. staatlich 
finanzierte Ausstiegswohnungen und durch Einstiegshilfen in den Arbeitsmarkt 
und dabei auch Schutz vor ähnlich prekären Beschäftigungsverhältnissen wie 
z.B. in der Leiharbeit, Fleischindustrie, Glasfaserausbau, Baubranche… 
 
 
P01-Ä71 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
 
Ergänzung in Zeile 457 (alt) 
 
Antragstext: 
Kinderbetreuungszeiten bei Bedarf ausweiten: Der Rechtsanspruch auf 
Kinderbetreuungszeiten soll gesetzlich auf achteinhalb Stunden pro Tag 
festgelegt werden. So soll sichergestellt werden, dass erwerbstätige Paare und 
vor allem Alleinerziehende Kindererziehung und lebensunterhaltssichernde 
Vollerwerbsarbeit miteinander vereinbaren können. 
 
 
P01-Ä72 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
 
Streichung in Zeile 522 (alt) 
 
Antragstext: 
Wir wollen, dass das Schulgeld entfällt und Azubis eine 
Mindestausbildungsvergütung erhalten (80 Prozent der durchschnittlichen 
tariflichen Ausbildungsvergütung der Branchen).“ und ersetzen durch „Wir 
wollen, dass bei schulischen Ausbildungen das Schulgeld entfällt und Azubis 
anstatt einer reinen Mindestausbildungsvergütung die tariflichen 
Mindeststandards einer Branche erhalten. Analog zur AVE sollen sie 100 % der 
tarifliche üblichen Ausbildungsvergütung bekommen sowie die tariflich 
geregelten Standards zu Urlaub, Freizeitausgleich und Zuschlägen. 
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P01-Ä73 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
 
Ergänzung in Zeile 547 (alt) 
 
Antragstext: 
Zugangsrecht für Gewerkschaften an Berufsschulen: Wir wollen 
Klassenbewusstsein und politische Bildung in Berufsschulen fördern. Daher 
müssen Gewerkschaften Zugang zu den Berufsschulen zum Zwecke der 
Information und Mitgliederwerbung erhalten. 
 
 
P01-Ä74 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragsteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
 
Ergänzung in Zeile 646 (alt) 
 
Antragstext: 
Einfügen zu Beginn „Arbeit und“ 
 
 
P01-Ä75 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
 
Ergänzung in Zeile 658 (alt) 
 
Antragstext: 
Wir stehen bedingungslos an der Seite der arbeitenden Menschen. Arbeit darf 
weder krank noch arm machen. Sie muss mitbestimmt sein und gewährleisten, 
davon ein gutes Leben führen zu können. Durch die Arbeitskraft der Menschen 
in Rheinland-Pfalz wird eine funktionierende Wirtschaft erst möglich. 
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P01-Ä76 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
Ergänzung in Zeile 659 (alt) 
 
Antragstext: 
„Arbeit 
Tariftreue RLP 2.0 : “ Öffentliche Aufträge des Landes, der Kommunen und 
ihrer Unternehmen werden künftig ausschließlich an Anbieter vergeben, die die 
für ihren Bereich geltenden Tarifverträge vollständig anwenden. Es greifen 
digitale Nachweispflichten und es wird eine personell gestärkte Servicestelle 
mit verbindlichen Prüfquoten eingerichtet. Bei Verstößen gegen die Tariftreue 
drohen Vertragsstrafen und ein Ausschluss von der Vergabe öffentlicher 
Aufträge bis zu drei Jahren sowie eine konsequente Kettenhaftung. 
Tarif-TÜV: Wir fordern, dass Landesförderungen, Investitionsbankprogramme 
und öffentliche Beteiligungen nur an Unternehmen ausgereicht werde, die 
tarifgebunden sind oder verbindlich eine Tarifbindung-Roadmap umsetzen. Die 
Allgemeinverbindlicherklärung wird erleichtert und für Landesbeteiligungen gilt 
Tarifbindung sowie gute Mitbestimmung als Standard. Betriebe mit aktiver 
Mitbestimmung erhalten einen Vergabe-Bonus; bei Behinderung der 
Betriebsratsarbeit erfolgt ein Ausschluss von Vergaben. Förderbendingungen 
sind weiterhin Zugangsrecht für Gewerkschaften physisch und digital. 
Aktiv gegen Union-Busting: Wir fordern eine personell gestärkte 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft sowie ein Verbandsklagerecht für 
Gewerkschaften bei Verstößen von Unternehmen gegen das BetrVG. 
Mehr Arbeitsschutz und faire Beschäftigung: Pflichtmäßige 
Gefährdungsbeurteilungen – einschließlich psychischer Belastungen – müssen 
unter verstärkter Landesaufsicht erfolgen. Zudem fordern wird ein Verbot von 
Outsourcing und dauerhafter Übertragung des Geschäftszwecks an 
Subunternehmen, insbesondere im Bereich der prekär organisierten 
Beschäftigung, orientiert am Arbeitsschutzkontrollgesetz und verbunden mit 
dem Tariftreuegesetz. 
Wirtschaft“ 
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P01-Ä77 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: LAG Betrieb & Gewerkschaft 
 
Ergänzung in Zeile 1353 (alt) 
 
Antragstext: 
neue Überschrift „Innere Sicherheit: Prävention statt Repression“ 
Wir schauen mit Sorge auf die Entwicklung der letzten Jahre. Unter dem 
Vorwand der Inneren Sicherheit werden Persönlichkeitsrechte und Datenschutz 
eingeschränkt. Progressive und linke Demonstration sind vermehrt 
Polizeigewalt ausgesetzt, während Rechtsextreme friedlich aufmarschieren 
dürfen. Racial und Social Profiling verletzen die Würde des Menschen, obwohl 
diese unbedingt geschützt gehört. 
Dennoch verkennen wir nicht das Schutzbedürfnis der Bevölkerung. Wir denken 
das Thema daher von links und wollen, dass die Sicherheitsbehörden von den 
Bürger*innen kontrolliert werden, nicht umgekehrt. Alles muss unter der 
Prämisse „Prävention statt Repression stehen“. Unsere Ansätze sollen Polizei 
und Gesellschaft näher zusammenbringen, Fehlverhalten effektiv verhindern 
und die Sicherheit für alle Bürger*innen verbessern 

 
Unabhängigen Polizeibeschwerde- und Ermittlungsbehörde: Zur Stärkung 
von Vertrauen und Transparenz in der Polizei wird die Schaffung einer 
Polizeibeschwerde- und Ermittlungsbehörde gefordert. Diese Institution soll 
vollständig unabhängig vom Innenministerium sein, vielfältig mit Vertretern 
unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen besetzt und mit ausreichenden 
Ressourcen ausgestattet werden, um Beschwerden gegen polizeiliches 
Fehlverhalten umfassend und unparteiisch zu bearbeiten. 
konsequente Durchsetzung der Kennzeichnungspflicht: Diese verlangen wir 
für alle Polizeibeamten und kommunalen Ordnungskräfte, damit Einsätze 
nachvollziehbar und transparent bleiben. Das Abschalten von Bodycams 
während Einsätzen soll klare disziplinarische Konsequenzen nach sich ziehen. 
Personalentwicklungskonzeption der Polizei: Diese muss langfristig erfolgen 
und auf eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen, aber auch auf eine 
umfassende persönliche Eignung, abzielen. Dazu gehört die Reduktion von 
Arbeitsverdichtung und die gezielte Nutzung von Digitalisierung, um 
Polizeiarbeit effizienter und weniger belastend zu gestalten. Gleichzeitig 
müssen rechtsextreme und fremdenfeindliche Gesinnungen und Strukturen 
vehementer verfolgt und bekämpft werden. 
Förderung der Polizeipräventionsarbeit, um Konflikte bereits im Vorfeld zu 
minimieren und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. Die 
Modernisierung der polizeilichen Infrastruktur, inklusive Ausrüstung und 
technischer Ausstattung, soll gewährleisten, dass die Polizei den wachsenden 
Anforderungen an Sicherheit und Bürgerservice gerecht wird. Die Aufrüstung 
der Ordnungsdienste muss hingegen gestoppt und wieder zurückgefahren 
werden. 
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Ausweitung von Überwachung verhindern: Palantir oder andere System 
dürfen nicht eingeführt werden. Videoüberwachung und 
Vorratsdatenspeicherung müssen stark eingeschränkt werden. 
Kein Einsatz der Bundeswehr im Inneren: Auch nicht zur Drohnenabwehr 
 
 
P01-Ä78 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: Christoph Merklein 
 
Änderung in Zeile 462 
 
Antragstext: 
„„Schule für alle““ („alle“ schreibt man klein – in Zeile 453 habt Ihr es auch klein 
geschrieben) 
 
 
P01-Ä79 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: Christoph Merklein 
 
Streichung in Zeile 468 
 
Antragstext: 
„vor“ streichen  
 
Begründung: 
Ergibt hier keinen Sinn. 
 

 

P01-Ä80 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: Christoph Merklein 
 
Änderung in Zeile 471 
 
Antragstext: 
„die Einzige“ 
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P01-Ä81 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: Christoph Merklein 
 
Änderung in Zeile 473 
 
Antragstext: 
„Eine Schule für alle“ 
 
 
P01-Ä82 
Änderungsantrag zum Programmentwurf 
Antragssteller*in: Christoph Merklein 
 
Ergänzung in Zeile 475 
 
Antragstext: 
„„Schule für alle““ (würde ich ebenfalls in Anführungszeichen setzen – so wie in Zeile 
462) 

 

 

P01-Ä83 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Christoph Merklein 

 

Änderung in Zeile 479 

 

Antragstext: 

„mittags“ (schreibt man klein) 
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P01-Ä84 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Christoph Merklein 

 

Änderung in Zeile 484 und 485 

 

Antragstext: 

„Besseres Lernen: Besseres Lernen erreichen durch kleinere Klassen MIT 
MAXIMAL 20 Kindern und mehr Lehrer*innen, die in Teams zusammen 
arbeiten.“ (ich verstehe nicht genau, was Ihr mit „multiprofessionelle Teams“ 
meint – daher würde ich es einfach weglassen) 

 

 

P01-Ä85 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Christoph Merklein 

 

Ergänzung in Zeile 485 

 

Antragstext: 

Förderung und Unterstützung: Schluss mit der Gleichmacherei nach dem 
Leistungsprinzip! Jedes Kind soll individuell in seinen Stärken gefördert und bei 
Schwierigkeiten umfassend unterstützt werden. Dazu müssen Lehrkräfte genug 
Zeit bekommen und sich diese Zeit dann auch nehmen. Und dazu müssen 
endlich alle Fächer gleich viel gelten und zu Hauptfächern werden. 

Ganztagsschule für alle: Schulen, an denen man zwischen Ganztags- und 
Halbtagsangebot wählen kann, zeigen es ganz deutlich: die Wahl verstärkt die 
Kluft zwischen Arm und Reich. Daher muss die Ganztagsschule her, um 
solidarisches Lernen für eine solidarische Gesellschaft zu ermöglichen! 

Schulsozialarbeiter*innen und Schulpsycholog*innen für alle Schulen: Bei vielen 
Problemen und Konflikten, die Kinder und Jugendliche haben, können 
Lehrer*innen nicht helfen. Und Eltern sind zu überfordert dazu. Hier müssen 
mehr Schulsozialarbeiter*innen und Schulpsycholog*innen her! Und zwar in 
allen Schulen in ausreichendem Maß. 
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Sorge für sich selbst, für andere und für die Welt: Kinder und Jugendliche 
wollen lernen, wie sie glückliche und selbstbestimmte Menschen werden 
können. Sie wollen dabei mit ihren Mitmenschen friedlich klarkommen und mit 
ihnen zusammen die Welt zu einem besseren Ort machen. Dafür brauchen wir 
sowohl im Unterricht als auch außerhalb und mit der Unterstützung von 
Expert*innen Programme, bei denen man all das lernen kann. 

Weg mit Noten- und Leistungsdruck: Empathie und Rücksichtnahme kann man 
lernen. Aber nur in einer Schule, die nicht auf Konkurrenz, sondern auf einem 
gleichberechtigten Miteinander basiert. In der man nicht ständig bewertet und 
abgewertet wird. Daher fordern wir: Weg mit Noten und Leistungsmessungen 
bis zur 10. Klasse, die Kinder und Jugendliche nur unter Druck setzen und sie 
demotivieren! Da niemand zurückbleiben darf, müssen endlich auch die 
Nichtversetzung und das Wiederholen von Klassen an allen Schulen 
abgeschafft werden. 

 

 

P01-Ä86 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Christoph Merklein 

 

Streichung der Zeilen 486 bis 489 

 

Begründung: 

Würde ich komplett streichen, da ich kaum verstehe, was Ihr damit meint. Dann 
verstehen es Wähler:innen möglicherweise auch nicht. 
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P01-Ä87 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung in Zeile 97 

 

Antragstext: 

Ausbau und Gründung städtischer Baugesellschaften und 
Genossenschaften: Städtische Baugesellschaften müssen gegründet, 

 

Begründung: 

Um Kommunen miteinzuschließen, die noch keine städtische Baugesellschaften 
haben. 

 

 

P01-Ä88 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Streichung in Zeile 155 
 
 
Antragstext: 
Streichung von „junge“ 
 
Begründung: 
Merkwürdiger Begriff 
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P01-Ä89 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 157 
 
Antragstext: 
, dass eine menschenwürdige Mindestwohnfläche (z.B. von mind. 14 qm) nicht 
unterschritten wird. 
 
Begründung: 
Eine konkrete Angabe scheint uns angemessen zu sein, da „menschenwürdig“ 
sonst ein sehr dehnbarer Begriff sein kann 
 
 
P01-Ä90 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 287 
 
Antragstext: 
Ein NC als Zulassung zum Medizin Studium ist neu zu überdenken. 
 
Begründung: 
NCs als Zulassungsinstrument tragen zur sozialen Selektion bei. Daher soll das 
gesamte Zulassungsinstrument neu überdacht werden. 
 
 
P01-Ä91 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Streichung in Zeile 290 

 

Antragstext: 

Zugang zu ambulanter Psychotherapie erleichtern 
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Begründung: 
Es soll auch die stationäre Behandlung erwähnt werden, da auch diese häufig 
prekär ist und es braucht nicht nur mehr Psychotherapeut*innen, sondern mehr 
Kassensitze, da diese sehr beschränkt sind. 
 
 
P01-Ä92 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 291 
Antragstext: 
Um eine menschenwürdige Behandlung zu gewährleisten, werden weitere 
stationäre Behandlungsplätze benötigt. 
 
Begründung:  
Es soll auch die stationäre Behandlung erwähnt werden, da auch diese häufig 
prekär ist und es braucht nicht nur mehr Psychotherapeut*innen, sondern mehr 
Kassensitze, da diese sehr beschränkt sind. 
 
 
 
 
P01-Ä93 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 294 
 
Antragstext: 
[…] dafür müssen auch mehr Kassensitze geschaffen werden. 
 
Begründung: 
Es soll auch die stationäre Behandlung erwähnt werden, da auch diese häufig 
prekär ist und es braucht nicht nur mehr Psychotherapeut*innen, sondern mehr 
Kassensitze, da diese sehr beschränkt sind. 
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P01-Ä94 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 310 
 
Antragstext: 
Reproduktionsmedizin: Die Linke setzt sich für eine umfassende Reform der 
Reproduktionsmedizin und des Embryonenschutzgesetzes (ESchG) ein. 
Reproduktive Selbstbestimmung ist ein Menschenrecht und darf nicht vom 
Einkommen, der Familienform, dem Geschlecht oder der sexuellen Orientierung 
abhängen. 
 
Begründung: 
Das geltende Embryonenschutzgesetz (ESchG) stammt aus dem Jahr 1990. Es 
wurde in einer Zeit verabschiedet, in der weder die heutigen medizinischen 
Möglichkeiten noch gesellschaftliche Realitäten abgebildet waren. Das Gesetz 
ist überholt, unsozial und beschränkt die Selbstbestimmung von Menschen mit 
Kinderwunsch. 
 
Für viele Paare, alleinstehende Menschen und queere Familienformen sind 
reproduktionsmedizinische Behandlungen in Deutschland weiterhin faktisch 
oder rechtlich ausgeschlossen. Besonders betroffen sind Frauen, trans und 
nicht-binäre Personen, die ihren Kinderwunsch nur im Ausland erfüllen können – 
oft unter prekären, unregulierten und teuren Bedingungen. 
 
Die restriktive Gesetzeslage führt damit zu sozialer Ungleichheit: Wer es sich 
leisten kann, reist ins Ausland; wer es sich nicht leisten kann, bleibt 
ausgeschlossen. Forschung und medizinisches Personal arbeiten unter 
rechtlicher Unsicherheit, und wissenschaftliche Entwicklungen werden 
behindert. 
 
Das Thema gehört ins Landesprogramm, weil Rheinland-Pfalz durch eigene 
Förderprogramme, medizinische Versorgung und politische Initiativen 
unmittelbar Einfluss auf die reproduktive Gerechtigkeit im Land nehmen kann. 
Trotz der bundesrechtlichen Zuständigkeit kann das Land über den Bundesrat 
Reformen anstoßen und zugleich sicherstellen, dass 
Kinderwunschbehandlungen sozial gerecht, diskriminierungsfrei und 
wohnortnah zugänglich sind. Reproduktive Selbstbestimmung ist Teil einer 
solidarischen Gesundheits- und Gleichstellungspolitik – und damit eine zentrale 
landespolitische Aufgabe. 
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P01-Ä95 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 356 
 
Antragstext: 
Auch aus gesundheitlichen Gründen setzen wir uns für geringere 
Wochenarbeitszeiten ein, mit dem Ziel einer 35-Stunden-Woche mit vollem 
Lohnausgleich für alle Berufsgruppen. 
 
Begründung: 
35 Stunde Woche ist wichtig für Pflegekräfte, jedoch sollte dieser Standard für 
alle Berufsgruppen werden. Könnte zwar auch in den Bereich „Wirtschaft“ rein, 
fanden es aber hier angemessen, da Arbeitszeit stark mit Gesundheit 
zusammenhängt. Es ist zwar Bundesthema, sollte aber Erwähnung finden, da es 
zu unseren Grundhaltungen gehört. 
 
 
P01-Ä96 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung in Zeile 435 

 

Antragstext: 

Zudem müssen Schulwege auch sicher sein, bei Bedarf sollten dafür z.B. Rad- 
und Fußgänger*innenüberwege ausgebaut werden. Den Kommunen soll 
ermöglicht werden, verkehrsberuhigte Zonen im Bereich von Schulen leichter 
umzusetzen. 

Begründung: 

Schulwege sollten auch sicher sein. 
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P01-Ä97 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Streichung in Zeile 511 

 

Antragstext: 

Streichung von: „Dies dient als Angebot der Selbstoptimierung.“ 

 

Begründung: 

„Selbstoptierung“ ist ein leistungsbezogener Begriff – Bildung dient der 
Entfaltung usw. Dieser Satz sollte daher ganz gestrichen werden. Durch die 
Streichung geht nichts verloren. 

 

 

P01-Ä98 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ersetzung in Zeile 516 

 

Antragstext: 

Freistellung für Weiterbildungen: Eine gesetzlich geregelte Freistellung von 
Beschäftigten sollte es für verschiedene Weiterbildungen und nicht nur für 
berufliche Weiterbildungen geben. Bildungsfreistellungsgesetz (sog. 
Bildungsurlaub) reformieren und bekannt machen: Wir wollen den sog. 
Bildungsurlaub für alle Arbeitnehmer*innen zugänglicher gestalten. Z.B. soll das 
Recht auf Bildungsurlaub auch in Betrieben unter fünf Angestellten gelten. 
Mitarbeitende sollen finanziell unterstützt werden. Zudem wollen wir eine 
landesweite Informationskampagne starten, da das Recht auf Bildungsurlaub 
nur wenigen bekannt ist. Der jährliche Bildungsurlaub sollte zum Standard für 
alle Beschäftigten werden, insbesondere hinsichtlich politischer Bildung. Das ist 
ein wichtiger Beitrag für Demokratiebildung. Neben beruflicher und politischer 
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Bildung sollte auch kulturelle Bildung gefördert und entsprechende 
Angebotsträger unterstützt werden. 

 
Begründung: 
Im Bildungsurlaubsgesetz ist bereits festgehalten, dass auch politische WB 
möglich ist. Wichtig wäre, das Gesetz zu reformieren wie beschrieben sowie 
eine umfassende Öffentlichkeits-Kampagne. 
 
 
P01-Ä99 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 516 
 
Antragstext: 
 
Volkshochschulen stärken: Finanzielle Stärkung der Volkshochschulen als 
Orte demokratischer Bildung und Förderung von niederschwelligen und leichter 
zugänglichen Angeboten 
 
Begründung: 
Volkshochschulen sind Ländersachen – sie sollten daher explizit benannt 
werden und insbesondere die Förderung für niederschwellige Angebot erwähnt 
werden, da die VHS stark von einem bürgerlichen Publikum genutzt werden. 
 
 
P01-Ä100 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung in Zeile 516 

 

Antragstext: 

Förderung von Qualifizierungsangeboten für „Deutsch als Zweitsprache“ 
(DaZ): Sowohl für Schulen als auch für die Erwachsenenbildung wollen wir 
DaZ-Qualifizierungsangebote erhöhen und fördern. Insbesondere Menschen 
mit Migrationsbiografie sollen explizit für solche Qualifizierungsangebote 
angeworben werden. Zudem wollen wir eine Verbesserung der 
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Beschäftigungsverhältnisse für DaZ-Lehrkräfte insbesondere in der 
Erwachsenenbildung, u.a. durch entfristete Beschäftigungsverhältnisse. 

 

Begründung: 

Wollen wir besonders hervorheben, da diese Angebote gestrichen werden, 
jedoch kontinuierlich angeboten werden müssen. 

 

 

P01-Ä101 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung in Zeile 547 

 

Antragstext: 

Das Lehramtsstudium soll stärker dual gedacht werden (nach dem Vorbild 
Thüringens). 

 

Begründung: 

Verleiht dem etwas mehr Nachdruck, da es bereits Vorbilder für duale 
Lehramtsstudiengänge gibt. 

 

 

P01-Ä102 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung in Zeile 595 

 

Antragstext: 
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Wir wollen eine andere Wirtschaftspolitik: demokratisch, ökologisch  und 
sozialistisch. 

 

Begründung: 

Vorher stand: demokratisch, sozial und ökologisch → Die Assoziation mit 
Sozialdemokratie sollte vermieden werden 

 

 

P01-Ä103 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung und Streichung in Zeile 645 

 

Antragstext: 

Viele Regionen in Rheinland-Pfalz (z.B. Eifel, Hunsrück, Pfalz), insbesondere die 
Westpfalz, sind strukturell benachteiligt. 

Begründung: 
Steht auch so an anderer Stelle, gibt also kein Grund, nur die Westpfalz zu 
nennen. 
 
 
P01-Ä104 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 651 
 
Antragstext: 
Friedenspolitik schafft Arbeit: Rheinland-Pfalz ist Standort zahlreicher US-
Militärstützpunktenbasen. Das bedeutet, dass in Rheinland-Pfalz ca. 14.000 
Soldat*innen stationiert sind, die aktuell unter Befehlsgewalt einer tendenziell 
faschistischen Regierung stehen, was ein enormes Sicherheitsrisiko darstellt. 
Der Abzug der US-Truppen ist sicherheits- friedenspolitisch geboten und bietet 
gleichzeitig wirtschaftliche Chancen. 
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Begründung: 
Wollen Sicherheitsgefährdung durch Trump-Regierung hervorheben  
 
 
P01-Ä105 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 
Ergänzung in Zeile 914 
 
Antragstext:  
Statt privater Unternehmen soll der ÖPNV durch landeseigene oder kommunale 
Gesellschaften gestellt werden. 
 
Begründung: 
Wichtig aufzuzeigen, wie kostenloser ÖPNV umsetzbar sein könnte. 
 
 
P01-Ä106 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: BV Koblenz/Rhein-Lahn 

 

Ergänzung in Zeile 1211 

 

Antragstext: 
Feminismus 

- Wir setzen uns dafür ein, dass der 8. März zum Feiertag wird (Vorbild 
Berlin). 

- Landesinitiative zur Einrichtung von Flinta-Nachttaxis 
- Wir wollen auf Landesebene die Förderung von feministischen 

Stadtplanungskonzepten vorantreiben (z. B. Angsträume identifizieren 
und beheben, kurze Wege innerhalb eines Stadtteils usw.) 

Begründung: 
Da wir nicht wissen, ob ein gesondertes Kapitel zum Thema Feminismus 
kommt, an dieser Stelle unsere Forderungen zu diesem Themenbereich 
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P01-Ä107 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile ??? 

 

Antragstext: 

Mehr Demokratie wagen: Wahlalter auf 16 Jahren senken für Landtagswahlen 
und Kommunalwahlen. 

 

 

P01-Ä108 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 497 

 

Antragstext: 

Berufsorientierung verbessern: Schüler*innen benötigen für ihr weiters leben 
Orientierung was sie Lernen wollen nach der Schule, dazu sind verpflichtende 
Praktikus in unterschiedlichen Brachen notwendig. In den weiterführenden 
Schulen muss ein Werks- und Handarbeits-Unterricht eingeführt werden, um 
die individuellen Kompetenzen von Schüler*innen ans Tageslicht bringen. 

 

 

P01-Ä109 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 547 
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Antragstext: 
Praktikumsprämie Handwerk: Um das Handwerk attraktiver zu machen und 
junge Menschen frühzeitig für handwerkliche Berufe zu begeistern, setzen wir 
uns für die Einführung einer Prämie von 120 € für Schüler*innen, die ein 
mindestens einwöchiges Praktikum im Handwerk absolvieren. Diese finanzielle 
Anerkennung soll den Anreiz erhöhen, praktische Erfahrungen in 
handwerklichen Betrieben zu sammeln und gleichzeitig die Wertschätzung des 
Handwerks in der Gesellschaft stärken. 

 

 

P01-Ä110 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 547 

 

Antragstext: 

Starke Berufsschulen: Eine starke berufliche Bildung braucht starke 
Berufsschulen. Dafür sind gezielte staatliche Investitionen in Ausstattung, 
digitale Infrastruktur und gute Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte unerlässlich, 
um die duale Ausbildung zukunftsfähig und gerecht zu gestalten. 

 

 

P01-Ä111 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 547 

 

Antragstext: 

Gründung eines Handwerksgymnasiums: Wir unterstützen die Forderung der 
HKW Rheinhessen zur Gründung eines Handwerksgymnasiums nach dem 
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Vorbild aus Thüringer um eine Stärkung und Attraktivität für die 
Handwerksberufe in RLP. 

 

 

P01-Ä112 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 746 

 

Antragstext: 

Sowie eine Einführung eines Landes-Kulturpasses für Kinder und Jugendliche 
bis zum 21 Lebensjahr die hier ihren ersten Wohnsitzt haben. 

 

 

P01-Ä113 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 742 

 

Antragstext: 

Starke Arbeitnehmervertretungen sind Voraussetzung für soziale Gerechtigkeit 
im Handwerk. Wo Beschäftigte mitbestimmen, entstehen bessere 
Arbeitsbedingungen, stabile Fachkräftestrukturen und eine höhere 
Innovationskraft. Mitbestimmung stärkt nicht nur die Beschäftigten, sondern 
auch die Betriebe selbst. 
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P01-Ä114 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: David Aßfalg 

 

Ergänzung in Zeile 750 

 

Antragstext: 

Schwarzarbeit bekämpfen: Faire Arbeit braucht klare Regeln und konsequente 
Kontrollen. Die Aufsichtsbehörden müssen gezielt in den Bereichen tätig 
werden, in denen Schwarzarbeit besonders verbreitet ist. So werden 
Beschäftigte geschützt, Betriebe vor unlauterem Wettbewerb bewahrt und der 
Sozialstaat gestärkt. 

 

 

P01-Ä115 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
 

Ersetzung in Zeile 1006 

 

Antragstext: 

Dies gilt auch für Menschen in der Sexarbeit, die Evaluation des ProstSchG sagt 
dazu: „Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.“ Wir müssen die 
Entstigmatisierung durch echte, gelebte Solidarität voranbringen. Der Christliche 
Einfluss in der Landesverfassung ist moralisch die Letze. 

Begründung: 

Der zentrale Satz aus der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetz lautet: 
"Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.", daraus ist ableitbar, 
dass jegliche Kriminalisierung und Stigmatisierung selbst bestimmter Sexarbeit 
beendet werden muss. Sexarbeiter*innen sind eine oft mehrfach marginalisierte 
Gruppe der Gesellschaft, die meisten von ihnen sind Flinta*-Personen und allein 
deshalb vielfältig von Diskriminierung betroffen. Allein die Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt ist für viele Sexarbeiter*innen existenzbedrohend. Aus 
diesen Gründen muss auch Die Linke versuchen, diesen Menschen nach 
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individuellem Bedarf zu helfen, auch bei Sexarbeit liegt grundsätzlich kein 
sittenwidriges Verhalten vor. 

Alle Änderungsanträge sind im Konsens der LAG gefasst und in Rücksprache 
mit freien Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz erarbeitet worden. Wir bitten den 
Parteitag diesen Änderungen zuzustimmen. 

 

 

P01-Ä116 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
 

Ergänzung in Zeile 1016 

 

Antragstext: 

Dauerhafte finanzielle Sicherheit und damit Planungssicherheit bei neutralen 
Beratungsstellen für queere Gruppen (z.B. Wohnungslose, Geflüchtete oder 
Sexarbeitende) herstellen und damit aktiv das Netz an Beratungsstellen 
erweitern helfen. 

 

Begründung: 

Der zentrale Satz aus der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetz lautet: 
"Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.", daraus ist ableitbar, 
dass jegliche Kriminalisierung und Stigmatisierung selbst bestimmter Sexarbeit 
beendet werden muss. Sexarbeiter*innen sind eine oft mehrfach marginalisierte 
Gruppe der Gesellschaft, die meisten von ihnen sind Flinta*-Personen und allein 
deshalb vielfältig von Diskriminierung betroffen. Allein die Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt ist für viele Sexarbeiter*innen existenzbedrohend. Aus 
diesen Gründen muss auch Die Linke versuchen, diesen Menschen nach 
individuellem Bedarf zu helfen, auch bei Sexarbeit liegt grundsätzlich kein 
sittenwidriges Verhalten vor. 

Alle Änderungsanträge sind im Konsens der LAG gefasst und in Rücksprache 
mit freien Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz erarbeitet worden. Wir bitten den 
Parteitag diesen Änderungen zuzustimmen. 
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P01-Ä117 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
 

Ergänzung in Zeile 1034 

 

Antragstext: 

Niedrigschwellige Ausstiegsmöglichkeiten für Sexarbeiter*innen schaffen, 
durch z.B. staatlich finanzierte Ausstiegswohnungen und durch Einstiegshilfen 
in den „normalen“ Arbeitsmarkt und dabei auch Schutz vor ähnlich prekären 
Beschäftigungsverhältnissen wie z.B. in der Leiharbeit. 

Begründung: 

Der zentrale Satz aus der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetz lautet: 
"Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.", daraus ist ableitbar, 
dass jegliche Kriminalisierung und Stigmatisierung selbst bestimmter Sexarbeit 
beendet werden muss. Sexarbeiter*innen sind eine oft mehrfach marginalisierte 
Gruppe der Gesellschaft, die meisten von ihnen sind Flinta*-Personen und allein 
deshalb vielfältig von Diskriminierung betroffen. Allein die Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt ist für viele Sexarbeiter*innen existenzbedrohend. Aus 
diesen Gründen muss auch Die Linke versuchen, diesen Menschen nach 
individuellem Bedarf zu helfen, auch bei Sexarbeit liegt grundsätzlich kein 
sittenwidriges Verhalten vor. 

Alle Änderungsanträge sind im Konsens der LAG gefasst und in Rücksprache 
mit freien Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz erarbeitet worden. Wir bitten den 
Parteitag diesen Änderungen zuzustimmen. 
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P01-Ä118 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
 

Ergänzung in Zeile 1046 

 

Antragstext: 

Niedrigschwellige, diskriminierungsfreie Gesundheitsangebote für queere 
Menschen und Menschen in der Sexarbeit etablieren. PreP-Zugang (HIV-
Prävention) und die Prävention anderer sexuell übertragbarer Krankheiten 
ausweiten, auch durch staatlich geförderte Kampagnen, umfassende 
Versorgung sicherstellen, kostenfreie HIV-Teststellen 

Begründung: 

Der zentrale Satz aus der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetz lautet: 
"Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.", daraus ist ableitbar, 
dass jegliche Kriminalisierung und Stigmatisierung selbst bestimmter Sexarbeit 
beendet werden muss. Sexarbeiter*innen sind eine oft mehrfach marginalisierte 
Gruppe der Gesellschaft, die meisten von ihnen sind Flinta*-Personen und allein 
deshalb vielfältig von Diskriminierung betroffen. Allein die Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt ist für viele Sexarbeiter*innen existenzbedrohend. Aus 
diesen Gründen muss auch Die Linke versuchen, diesen Menschen nach 
individuellem Bedarf zu helfen, auch bei Sexarbeit liegt grundsätzlich kein 
sittenwidriges Verhalten vor. 

Alle Änderungsanträge sind im Konsens der LAG gefasst und in Rücksprache 
mit freien Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz erarbeitet worden. Wir bitten den 
Parteitag diesen Änderungen zuzustimmen. 

 

 

P01-Ä119 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG queer-feministische Solidarität mit Sexarbeiter*innen 
 

Ergänzung in Zeile 1056 

 

Antragstext: 
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Gewaltprävention und Anerkennung: Besonders vulnerable Gruppen wie z.B. 
Frauen, unbegleitete Minderjährige und queere Personen brauchen 
Unterstützung und Schutz. Unabhängige Schutzkonzepte, die auch tatsächlich 
umgesetzt werden, brauchen wir flächendeckend auch auf kommunaler Ebene. 
Wir werden uns für Beratungsangebote einsetzen, die speziell die Bedürfnisse 
von Frauen und queeren Personen im Fokus haben. Opfern von 
Menschenhandel (egal in welcher Branche) und Zwangsprostitution müssen 
unbürokratisch Aufenthaltsrechte gewährt und der Schutz vor Repressionen 
sichergestellt werden. 

Begründung: 

Der zentrale Satz aus der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetz lautet: 
"Prostitution ist eine grundrechtlich geschützte Tätigkeit.", daraus ist ableitbar, 
dass jegliche Kriminalisierung und Stigmatisierung selbst bestimmter Sexarbeit 
beendet werden muss. Sexarbeiter*innen sind eine oft mehrfach marginalisierte 
Gruppe der Gesellschaft, die meisten von ihnen sind Flinta*-Personen und allein 
deshalb vielfältig von Diskriminierung betroffen. Allein die Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt ist für viele Sexarbeiter*innen existenzbedrohend. Aus 
diesen Gründen muss auch Die Linke versuchen, diesen Menschen nach 
individuellem Bedarf zu helfen, auch bei Sexarbeit liegt grundsätzlich kein 
sittenwidriges Verhalten vor. 

Alle Änderungsanträge sind im Konsens der LAG gefasst und in Rücksprache 
mit freien Beratungsstellen in Rheinland-Pfalz erarbeitet worden. Wir bitten den 
Parteitag diesen Änderungen zuzustimmen. 

 

 

P01-Ä120 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 
 

Ergänzung nach Zeile 67 

 

Antragstext: 

Hinter Zeile 67 Absatz ergänzen: „Die Linke RLP kämpft an der Seite von 
Mieter*innen und unterstützt den Aufbau von Mieter*inneninitiativen und 
organisiert den Kampf für Enteignung von Wohnungskonzernen und die 
Schaffung von gutem und öffentlichem Wohnraum, zur Kostenmiete.“ 
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P01-Ä121 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Ersetzung in Zeile 211 

 

Antragstext: 

In Zeile 211 „Schritt für Schritt wieder“ streichen. 

Zeile 211 nach „öffentliches Eigentum“: hinzufügen: „, unter demokratischer 
Kontrolle durch das Land, Beschäftige, Gewerkschaften und Patient*innen.“ 

 

Der Satz lautet dann: 

Krankenhäuser in privater Hand müssen in öffentliches Eigentum überführt, 
unter demokratischer Kontrolle durch das Land, Beschäftige, Gewerkschaften 
und Patient*innen und damit der Gewinnlogik entzogen werden. 

 

 

P01-Ä122 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Ersetzung in Zeile 651 - 652 

 

Antragstext: 

Satz in Zeile 651 bis 652 streichen: “Wir setzen dagegen auf 
Rekommunalisierung.” 

 

Ersetzen durch: „Eine kapitalistische Wirtschaft ist nicht neutral, sondern dient 
immer nur den Interessen von einigen wenigen Reichen und Großkonzernen. 
Dieses System ist die Wurzel der meisten Übel auf der Welt. Die Linke stellt sich 
diesem entgegen und kämpft deshalb auch auf der Landesebene für 
Rekommunalisierung, Daseinsvorsorge in öffentlicher Hand unter 
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demokratischer Kontrolle und Verwaltung durch Land, Beschäftigte und 
Gewerkschaften, sowie höhere Löhne und besser Arbeitsbedingungen und eine 
Wirtschaft, im Interesse der arbeitenden Bevölkerung, statt der Bosse.“ 

 

 

P01-Ä123 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Ergänzung in Zeile 698 

 

Antragstext: 

Zeile 698: Hinter „[…] Großkonzernen und internationalen Ketten." einfügen: 
„Gewerblichen Leerstand übergangsweise für Vereine, Kunst- und 
Kulturveranstaltungen kostenlos nutzbar machen.“ 

 

 

P01-Ä124 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Ersetzung in Zeile 727 - 730 

 

Antragstext: 

Satz von Zeile 727 - 730 streichen: „Wir wollen Landesprogramme zur 
klimaneutralen Umrüstung von Industrie (z. B. Chemie und Maschinenbau), 
sowie eine Arbeitsplatzgarantie und Mitbestimmung im Umstellungsprozess 
(Just Transition).“ 

 

Ersetzen durch: „Überführung von Großindustrie (z.B. Chemie, Maschinenbau) 
in öffentliches Eigentum unter demokratische Kontrolle und Verwaltung durch 
Land, Beschäftigte und Gewerkschaften zum Zwecke der Umstellung auf eine 
klimaneutrale Produktion unter Berücksichtigung von Arbeitsplatzgarantie, 
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kostenlose Umschulungsprogramme bei Bedarf und der vollen Mitbestimmung 
der Beschäftigten im Umstellungsprozess.“ 

 

 

P01-Ä125 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Ersetzung in Zeile 736 

 

Antragstext: 

In Zeile 736 streichen: „und die Zivilklausel erhalten werden.“. 

Ersetzen durch: „und verpflichtende Zivilklauseln an allen Hochschulen 
eingeführt werden.“. 

 

 

P01-Ä126 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Streichung Zeile 747 - 749 

 

Antragstext: 

Zeile 747 - 749 streichen: „Förderung von Sprachkursen: Der Spracherwerb ist 
nicht nur für die Integration elementar, er ist auch Grundlage für die 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt und damit die Bekämpfung des 
Fachkräftemangels.“ 

 

Begründung: 

Als Linke stehen wir gegen die Überausbeutung von migrantischen 
Arbeiter*innen. Der Fachkräftemangel ist ein selbst geschaffenes Problem der 
Unternehmen und der arbeiter*innenfeindlichen Politik der BRD, das wir nicht 
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wie bürgerlichen Parteien beantworten. Hört sich nach Nützlichkeitsrassismus 
an und sollte hier vermieden werden. Stichwort Fachkräfte wird z.B. auch zu oft 
von Grünen, SPD oder CDU verwendet, wie jüngst Merz nach der Stadtbild-
Aussage. 

 

 

P01-Ä127 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Ergänzung in Zeile 760 - 761 

 

Antragstext: 

Zeile 760 bis 761 hinter: “Kommunen schnallen den Gürtel enger.” einfügen: 
„Bereits in mehreren Kommunen, wie in Mainz, Koblenz oder im Westerwald, 
hat die Aufsichts- und Dienstleistungsbehörde (ADD) Haushalte abgelehnt und 
zu Sparpolitik verdonnert. So steigen Preise für Museen, fallen Kultur- und 
Jugendangebote weg oder werden teurer, Gebühren werden erhöht und Stellen 
werden nicht neu besetzt.“ 

 

 

P01-Ä128 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Klinkner, Proske, Farwig, Helmold, Prautzsch, Zöbelein 

 

Einfügen hinter Zeile 790 

 

Antragstext: 

In Zeile 790 hinter: „investieren in eine Gesellschaft, die niemanden 
zurücklässt.” einfügen: „Deshalb führt die Linke den Kampf gegen jede Art von 
Kürzungen und organisiert / unterstützt lokale Bündnisse und Proteste.“ 

 



 

Seite 64 

 

P01-Ä129 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Ersetzung in Zeile 844 bis 845 

 

Antragstext: 

In Zeile 844 - 845 streichen „Bürgerhaushalte einführen: Menschen vor Ort 
entscheiden über Teile des Haushalts selbst mit – mindestens ein Prozent des 
Landeshaushalts.“ 

 

Ersetzen durch: „Bedarfsgerechte Haushalte: Haushalte müssen 
bedarfsgerecht aufgestellt werden und die Interessen und Bedürfnisse der 
Mehrheit der Bevölkerung widerspiegeln. Demokratisch kontrolliert durch 
Vertreter*innen von Gewerkschaften, sozialen Initiativen und Vereinen.“ 

 

 

P01-Ä130 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Ersetzung in Zeile 880 bis 882 

 

Antragstext: 

Zeile 880 – 882 Satz streichen: „Statt auf Zusammenarbeit und Diplomatie 
setzen immer mehr Staaten auf Militarisierung und Konfrontation.“ 

Ersetzen durch: „Der Kapitalismus ist in einer tiefen multiplen Krise. Dadurch hat 
sich die Konkurrenz zwischen den Weltmächten weiter verschärft. 
Neuverteilung von Absatzmärkten, verschärfte Zollpolitik und ein neuer Kampf 
um den Zugang zu Ressourcen sind die Folge. Angesichts dessen setzen die 
EU-Staaten vermehrt auf Militarisierung und Aufrüstung.“ 
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P01-Ä131 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Streichung in Zeile 1122 

 

Antragstext: 

In Zeile 1122 „fabelhafte“ streichen 

 

Begründung: 

Das wirkt wie positive Diskriminierung (exotisierend). Wir sollten eher neutral 
von queeren Menschen sprechen. 

 

 

P01-Ä132 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Einfügung in Zeile 1191 

 

Antragstext: 

Nach Zeile 1191 einen neuen Punkt: „Körperliche Selbstbestimmung von 
queeren Menschen stärken und schützen: Geschlechtsanpassende 
Maßnahmen müssen für queere und trans Personen kostenlos zugänglich sein.“ 
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P01-Ä133 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Ergänzung in Zeile 1118 

 

Antragstext: 

Nach Zeile 1118 weitere Forderungen einfügen: „Wir stellen uns gegen 
staatliche Repressionen durch die Polizei und Justiz gegen Antifaschist*innen.“ 

 

 

P01-Ä134 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Ergänzung in Zeile 1118 

 

Antragstext: 

Nach Zeile 1118 weitere Forderungen einfügen: „Die „Zuverlässigkeitsprüfung“ 
auf Verfassungstreue für Fraktionsmitarbeitende des Landtags lehnen wir ab, 
weil diese auch sogenannte „Linksextreme“ betrifft. Als Linke kritisieren wir, 
dass unter dem Deckmantel vom Kampf gegen Rechts oder Rechtsextremismus 
immer wieder auch linke Gruppen angegriffen werden.“ 
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P01-Ä135 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Max Klinkner, Jasper Proske, Christoph Farwig, Onno 
Helmold, Sanja Prautzsch, Lukas Zöbelein 

 

Ergänzung in Zeile 1118 

 

Antragstext: 

Nach Zeile 1118 weitere Forderung einfügen: „Abschaffung des 
Verfassungsschutzes: Wir lehnen den Ausbau des Überwachungsstaates ab 
und fordern die strikte Trennung und demokratische Kontrolle von Polizei und 
Geheimdiensten. Wir wollen die Geheimdienste abschaffen.“ 

 

Begründung: 

Der Verfassungsschutz und seine zweifelhafte Rolle im NSU-Prozess, Ende 
Gelände und Letzte Generation, die als „linksextrem“ eingestuft wurden. etc. 

 

 

P01-Ä136 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Hannes Porombka 

 

Ergänzung in Zeile 68 

 

Antragstext: 

Im Kapitel „Wohnen“ wird im Absatz „Deshalb fordert DIE LINKE:“ nach Zeile 68 
folgender Abschnitt mit zusätzlichen Forderungen eingefügt: 

• Verbindliche Mindeststandards für menschenwürdigen Wohnraum 
Jede Wohnung muss über ausreichende Belichtung, Belüftung, sanitäre 
Einrichtungen, funktionierende Heiz- und Kochmöglichkeiten sowie Schutz vor 
Feuchtigkeit verfügen. Diese Standards sind landesweit einheitlich festzulegen 
und regelmäßig zu überprüfen, um sicherzustellen, dass niemand in 
unzumutbaren Wohnverhältnissen leben muss. 



 

Seite 68 

 

• Stärkung der kommunalen Wohnungsaufsicht 
Die Kommunen müssen über klare Eingriffsrechte und ausreichende 
Ressourcen verfügen, um bei Mängeln verbindliche Anordnungen treffen und 
Bußgelder verhängen zu können. Gemeinden sollen verpflichtet werden, 
regelmäßige Kontrollen durchzuführen. Wer Wohnraum verfallen lässt, muss mit 
spürbaren Sanktionen rechnen. 

• Melde- und Transparenzpflicht bei Leerstand und Zweckentfremdung 
Um Spekulation wirksam zu bekämpfen, soll jede Wohnung eine Wohnraum-
Identifikationsnummer erhalten. Vermieter*innen müssen Leerstand, 
Vermietung oder Umnutzung melden. Verstöße gelten als Ordnungswidrigkeit. 
So können Kommunen Leerstand erfassen und gezielt gegen 
Zweckentfremdung vorgehen. 

• Schutz von Beschäftigtenunterkünften 
Auch Menschen, die in Sammelunterkünften oder Werkswohnungen leben – 
etwa Saison-, Leih- oder Bauarbeiterinnen – müssen denselben Schutz wie alle 
anderen Mieterinnen genießen. Es sind verbindliche Mindestanforderungen für 
Arbeitsunterkünfte festzulegen, die Privatsphäre, Hygiene, ausreichende Fläche 
und Sicherheit gewährleisten. 

• Kommunale Unterstützung bei der Wohnraumbeschaffung 
Kommunen sollen verpflichtet werden, Wohnungssuchende aktiv zu 
unterstützen – durch Beratungsstellen, digitale Suchplattformen in öffentlicher 
Hand und Vermittlungsprogramme für Menschen mit geringem Einkommen, 
Geflüchtete und Wohnungslose. Niemand darf bei der Wohnungssuche allein 
gelassen werden. 

 

Begründung: 

Das Wohnraumstärkungsgesetz Nordrhein-Westfalen hat gezeigt, dass sozial 
orientierte Wohnpolitik nicht nur über Neubau und Mietpreisregulierung 
funktioniert, sondern auch durch klare Qualitäts- und Kontrollmechanismen. 
Diese Aspekte fehlen bislang im Programmentwurf der LINKEN Rheinland-Pfalz. 

Mit der Aufnahme der genannten Punkte wird das Programm konkretisiert und 
um zentrale soziale, ordnungspolitische und menschenrechtliche Instrumente 
ergänzt. 
So wird deutlich, dass DIE LINKE Rheinland-Pfalz nicht nur bezahlbaren, 
sondern auch sicheren, menschenwürdigen und rechtlich abgesicherten 
Wohnraum für alle Menschen anstrebt. 

Die vorgeschlagenen Ergänzungen schließen Lücken in der bisherigen 
Programmatik, stärken die kommunale Handlungskraft und setzen klare 
Standards gegen Ausbeutung, Verfall und Spekulation auf dem 
Wohnungsmarkt. 
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Sie verbinden soziale Gerechtigkeit mit kommunaler Verantwortung und 
machen Wohnen als Grundrecht praktisch durchsetzbar. 

 

 

P01-Ä137 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung in Zeile 1017 bis 1018 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1017-1018 vorgenommen. 

Originaltext: Bewahrung der Natur: Ausweitung von Naturschutzgebieten, 
Renaturierung von Bach- und Flussläufen. 

Änderung: Bewahrung und Wiederherstellung der Natur: Umfangreiche 
Förderung von Natur- und Artenschutzprojekten, Ausweitung von 
Naturschutzgebieten, Renaturierung von Bach- und Flussläufen. 

 

Begründung: 

Aufgrund der fortschreitenden Klima- und Umweltkrise müssen wir die 
verbliebene Natur nicht nur mit allen Kräften schützen, sondern uns auch aktiv 
für die Wiederherstellung bereits geschädigter Lebensräume einsetzen. Zur 
Förderung der Artenvielfalt ist es notwendig, Flächen naturnah zu gestalten und 
wenn möglich, zerstörte Natur wiederherzustellen. 
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P01-Ä138 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Änderung in Zeile 1011 bis 1013 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1011-1013 vorgenommen. 

Originaltext: Klimagerechte Beschaffung: Klimagerechte und möglichst 
regionale Beschaffung durch Land und Kommunen (z. B. kein Billigfleisch in 
öffentlichen Kantinen, nur noch batteriegetriebene Dienstwägen). 

Textänderung: Klimagerechte Beschaffung: Klimagerechte und möglichst 
regionale sowie saisonale Beschaffung durch Land und Kommunen (z. B. 
größeres Angebot pflanzlicher Produkte in öffentlichen Kantinen, nur noch 
batteriebetriebene Dienstwägen). 

 

Begründung: 

Durch unsere Änderung legen wir den Fokus auf die angestrebte Verbesserung, 
statt auszuführen, was wir nicht wollen. Eine ökologisch unbedenklichere 
Ernährung wird durch einen höheren Anteil pflanzlicher Nahrung gewährleistet. 
Die aktuelle Formulierung impliziert eine Forderung nach "teurerem Fleisch", 
dies kann unseren Anliegen nicht gerecht werden. 
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P01-Ä139 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Änderung in Zeile 1019 bis 1021 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1019-1021 vorgenommen. 

Originaltext: Landeseigene Energiegesellschaft: Massiver Bau und Betrieb von 
eigenen Wind- und Solarparks – Gewinne bleiben in öffentlicher Hand und die 
Strompreise sinken für alle. Förderung von Genossenschaften. 

Textänderung: Landeseigene Energiegesellschaft: Massiver Bau und Betrieb 
von eigenen Wind- und Solarparks bei konsequenterer Umsetzung von 
artenschutzfachlichen Vermeidungsmaßnahmen – Gewinne bleiben in 
öffentlicher Hand und die Strompreise sinken für alle. Förderung von 
Energiegenossenschaften 

 

Begründung: 

Der Bau und Betrieb von Kraftwerksanlagen für erneuerbare Energien ist 
notwendig. Die Gefährdung von Umwelt und Tieren ist jedoch ein nicht zu 
vernachlässigender Effekt. Es ist von Bedeutung, darauf hinzuweisen, dass wir 
bei diesen Gefährdungen keine Umgehung der Regularien zulassen wollen. 
Artenschutzfachliche Vermeidungsmaßnahmen sollen den Betrieb bestehender 
und neuer Anlagen für potenziell gefährdete Lebewesen sicherer gestalten, 
indem z.B. Windkraftanlagen bei niedrigen Windgeschwindigkeiten 
abgeschaltet werden. 
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P01-Ä140 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Änderung in Zeile 1022 bis 1023 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1022-1023 vorgenommen. 

Originaltext: Förderung der regionalen und der ökologischen Landwirtschaft, 
Förderung von Fruchtfolgenwirtschaft und Blühflächen. 

Textänderung: Förderung der regionalen und der ökologischen 
Landwirtschaft: Erleichterung des Umstiegs von tierischer auf pflanzliche 
Produktion. Förderung von Fruchtfolgenwirtschaft und Blühflächen. Förderung 
von bio-veganer Landwirtschaft. 

 

Begründung: 

Die Produktion tierischer Lebensmittel verursacht hohe 
Treibhausgasemissionen und verschwendet wertvolle Ressourcen wie Wasser 
und Anbauflächen. Die Förderung des Anbaus pflanzlicher Produkte zur 
Lebensmittelerzeugung ist damit eine notwendige Maßnahme im Kampf gegen 
den Klimawandel. 
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P01-Ä141 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Änderung in Zeile 1036 bis 1040 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1036-1040 vorgenommen. 

Originaltext: Förderung von pflanzlichen Lebensmitteln in der öffentlichen 
Verpflegung. Krankenhäuser werden verpflichtet sich bei der Verpflegung der 
Patient*innen an den Empfehlungen der DGE (Deutsche Gesellschaft für 
Ernährung) zu orientieren und neben einer mischköstlichen auch eine rein 
pflanzliche Verpflegung zu ermöglichen. 

Textänderung: Förderung von pflanzlichen Lebensmitteln in der öffentlichen 
Verpflegung: Krankenhäuser, Bildungsstätten, Verwaltungs- und 
Pflegeeinrichtungen werden verpflichtet, sich bei der Verpflegung an den 
Empfehlungen der DGE (Deutsche Gesellschaft für Ernährung) zu orientieren 
und neben einer mischköstlichen auch eine rein pflanzliche Verpflegung zu 
ermöglichen. 

 

Begründung: 

Wir möchten eine pflanzliche Ernährung in allen öffentlichen Bereichen zu 
gleichen Bedingungen wie mischköstliche Ernährung möglich machen. 

 

 

P01-Ä142 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Änderung in Zeile 1029 bis 1032 

 

Antragstext: 
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Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1029-1032 vorgenommen. 

Originaltext: Lebensraum von Wildtieren erhalten: Einsatz für natürliche 
Regulierungen der Artenbestände und Maßnahmen zur Lösung der Mensch-
Wildtier-Konflikte. Der Abschuss von Wildtieren ist bis auf Ausnahmen 
abzulehnen. 

Textänderung: Lebensraum von Wildtieren erhalten: Einsatz für natürliche 
Regulierungen der Artbestände sowie Entwicklung und Förderung von 
Maßnahmen zur Lösung der Mensch-Wildtier-Konflikte. Der Abschuss von 
Wildtieren ist bis auf streng geregelte Ausnahmen abzulehnen. 

 

Begründung: 

Ohne die Jagd würde es vermutlich sogar weniger Wildtiere geben. 
Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass eine intensive Bejagung häufig 
das Anwachsen bestimmter Tierpopulationen fördert. Durch die Jagd werden 
Familienverbände und soziale Strukturen innerhalb der Wildtierbestände 
zerstört, was dazu führt, dass sich die Tiere unkontrolliert und unabhängig von 
ihrem natürlichen Fortpflanzungsrhythmus vermehren. 

Die starke Bejagung verkürzt zudem die Lebenserwartung vieler Wildtiere 
erheblich. Dadurch erreichen sie früher die Geschlechtsreife, was wiederum zu 
einer höheren Geburtenrate führt. Studien belegen außerdem, dass 
Wildtierpopulationen in erster Linie durch natürliche Faktoren wie Witterung, 
Nahrungsverfügbarkeit und Krankheiten reguliert werden – nicht durch 
Beutegreifer oder menschliche Jäger. 

Quellen: 

Reichholf, J. H.: Die Wahrheit über die Jagd – Evolutionsbiologe Prof. Josef 
Helmut Reichholf widerlegt Jägerlügen. SWR BW. 

Servanty S., Gaillard J., Toigo C., Brandt S.& Baubet E. (2009) Pulsed resources 
and climate‐induced variation in the reproductive traits of wild boar under high 
hunting pressure. Journal of animal ecology 78.6 1278-1290. 
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P01-Ä143 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 978 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung nach 
Zeile 978 vorgenommen. 

Tierrechte fördern: Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit gehören untrennbar 
zusammen. Die Produktion tierischer Lebensmittel verursacht hohe 
Treibhausgasemissionen, trägt zur Abholzung von Regenwäldern bei und 
verschwendet wertvolle Ressourcen wie Wasser und Anbauflächen. Die 
Förderung einer pflanzlichen Ernährung ist damit eine notwendige Maßnahme 
im Kampf gegen den Klimawandel. 

Allgemein ist ein grundlegender Wandel des Zusammenlebens von Menschen 
und Tier notwendig. Tiere sind keine Dinge und kein Mittel zum Profit, sondern 
fühlende und leidensfähige Wesen. Die Linke setzt sich gegen Ausbeutung in 
allen Bereichen ein, dabei dürfen Tiere nicht ausgeklammert werden. Tierschutz 
muss unabhängig von Profitinteressen durchgesetzt werden: von der 
Landwirtschaft bis zum Forschungslabor. 

Die Tierindustrie ist zentraler Bestandteil des kapitalistischen 
Ausbeutungssystems. Eine solidarische Gesellschaft jenseits von Herrschaft 
und Profitlogik kann nur entstehen, wenn Ausbeutung und Unterdrückung in all 
ihren Formen überwunden werden. 

 

Begründung: 

Die Überschrift des Abschnitts, der auch Tierschutz beinhaltet, heißt im 2. 
Entwurf des Wahlprogramms “Klima, Ökologie und Tierschutz”. Dennoch folgen 
nach der Überschrift zwei Seiten zu Klimaschutz. Tierschutz ist im Fließtext 
nicht erwähnt. Es ist ein Einleitungstext zu Tierschutz nötig, um die 
Notwendigkeit der Forderungen zum Tierschutz zu erklären. 
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P01-Ä144 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Änderung in Zeile 1041 bis 1042 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgende Änderung in 
Zeile 1041-1042 vorgenommen. 

Originaltext: Verbot von Wildtieren in Zirkusen sowie sogenannte 
Ponykarussells und „lebender Krippen“ auf Weihnachtsmärkten. 

Textänderung: Keine Ausbeutung von Tieren zu Unterhaltungszwecken: Verbot 
von Tieren in Zirkussen sowie auf öffentlichen Veranstaltungen wie 
Jahrmärkten, Weihnachtsmärkten etc. (z.B. Verbot von Ponykarussells, 
lebenden Krippen). 

 

Begründung: 

In der Unterhaltungsindustrie werden Tiere systematisch ausgebeutet. Sie 
dienen allein der Belustigung des Publikums und privaten Profitinteressen, ohne 
Rücksicht auf ihre natürlichen Bedürfnisse oder ihr Wohlbefinden. Besonders im 
Zirkus sind sie ständigen Transporten, beengten und schlechten 
Haltungsbedingungen sowie einer Dressur ausgesetzt, die häufig auf Zwang 
und Gewalt beruht. Dies betrifft nicht nur Wildtiere wie Elefanten, Tiger oder 
Löwen, sondern auch domestizierte Tiere wie Pferde, Ziegen oder Hunde, die 
unter grellem Licht und lauter Musik Kunststücke vorführen müssen 
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P01-Ä145 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 

Konsequente Durchsetzung von Tierschutz in Tierhaltungs-
/Schlachtbetrieben: Tierhaltungsbetriebe müssen stärker kontrolliert werden – 
auch unangekündigt und durch unabhängige Stellen. Kamerapflicht zur 
Dokumentation und Auswertung bei Verdacht auf Gesetzesverstoß. Verstöße 
müssen öffentlich dokumentiert und einsehbar gemacht werden. 

 

Begründung: 

Skandale in Schlachtbetrieben verdeutlichen immer wieder, dass in manchen 
Betrieben gravierende Verstöße gegen das Tierschutzgesetz – etwa unnötiges 
Leiden beim Betäuben oder Schlachten – über längere Zeiträume unentdeckt 
blieben. Häufig geschieht dies, wenn Kontrolle und Betrieb in einem zu engen 
Abhängigkeitsverhältnis stehen oder wenn Kontrollen angekündigt und damit 
leicht zu umgehen sind. Gleiches gilt auch für Tierhaltungsbetriebe. Deshalb 
sind regelmäßige und unabhängige Kontrollen von Veterinär*innen notwendig. 

 

 

P01-Ä146 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 
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Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 

Ausstieg aus Tierversuchen: Förderung von tierversuchsfreien 
Forschungsmethoden sowie Hochschulen und Forschungseinrichtungen, die 
sich für tierversuchsfreie Wissenschaft einsetzen. Verbot von Tierversuchen, 
für die Alternativen existieren. 

 

Begründung: 

Tierversuchsfreie Methoden sind weit mehr als eine bloße „Alternative“ zum 
Tierversuch. Die enorme Bandbreite an humanbasierten, tierversuchsfreien 
Forschungsmethoden ermöglicht es, zuverlässige Erkenntnisse zu gewinnen. 
Damit wird nicht nur Tieren ein grausamer und überdies unnötiger Tod im Labor 
erspart, sondern für uns Menschen endlich ein zukunftsfähiger Weg in der 
biomedizinischen Forschung eingeschlagen. Der vollständige Ausstieg aus dem 
System Tierversuch ist dringend notwendig, um die Bahn frei zu machen für 
solch durchdachte, tierversuchsfreie Methoden, um den medizinischen 
Fortschritt nicht weiter zu blockieren.” 

Quelle: https://www.aerzte-gegen-
tierversuche.de/de/wissen/tierversuchsfrei/alternativen#jumpheading-29 
(07.11.2025) 

 

 

P01-Ä147 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 

Wildtiere sind keine Haustiere: Strengere Reglementierung zur Haltung und 
Handel von Tieren. Einführung einer rheinland-pfälzischen Verordnung zur 
Haltung gefährlicher Tiere. 
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Begründung: 

Es gibt keine bundesweite Regelung zur Haltung gefährlicher Tiere, Wildtiere 
oder Exoten. Andere Bundesländer haben bereits eigene Regelungen 
geschaffen, Rheinland-Pfalz sollte hier mindestens Schritt halten. Die Haltung 
von gefährlichen exotischen Tieren oder Wildtieren ist für die allermeisten 
Menschen nicht artgerecht zu bewerkstelligen. Die notwendigen 
Voraussetzungen dazu müssen geprüft werden. 

 

 

P01-Ä148 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 

Entlastung von Ehrenämtern: Z.B. Förderung von Wildtierauffangstationen, 
Fundtierpflegestellen, Lebenshöfen. 
 
Begründung: 
Wie in vielen nicht profitorientierten Bereichen werden auch zahlreiche 
notwendige Tierschutzaufgaben von ehrenamtlich tätigen Personen getragen. 
Diese investieren Zeit, Geld und mentale Ressourcen in Tätigkeiten, die 
teilweise per Gesetz behördliche Aufgaben sind. Die Behörden sind jedoch hier 
oft überfordert. Deshalb ist es das Mindeste, diese Ehrenamtlichen 
angemessen zu würdigen und Ressourcen bereitzustellen, die vielen 
Ehrenamtler*innen zu entlasten. 
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P01-Ä149 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 
 
Reduzierung von Feuerwerken: Berücksichtigung der Empfehlungen des 
Tierschutzbeirats des Landes Rheinland-Pfalz. Strengere Regulierung von 
Erwerb und Verwendung von Feuerwerkskörpern zur Reduktion der Belastung 
von Mensch, Tier und Umwelt. 
 
Begründung: 
Der Tierschutzbeirat des Landes Rheinland-Pfalz hat bereits seit 2017 mehrere 
Beschlüsse zu Tierschutz und Feuerwerken gefasst sowie Stellungnahmen 
veröffentlicht. Ein Auszug vom 18.12.2018: 
 
“Feuerwerke schlecht für Tier, Umwelt und Mensch 
Feuerwerke verstören Haus- und Nutztiere und ängstigen Wildtiere. 
Behauptungen, dass sich die Tiere an die plötzlichen Knall- und Lichteffekte 
gewöhnen wie bei natürlichem Gewitter, sind nach Aussagen des 
Tierschutzbeirats falsch. Umfangreiche Studien belegten, dass Feuerwerke 
Tiere in Panik versetzen, in deren Folge es zu tödlichen Unfällen, Fehlgeburten, 
Aufgabe der Brut oder Vertreibung ganzer Populationen aus ihrem Lebensraum 
komme (1). Feuerwerke schädigen auch die Umwelt. Allein in der Silvesternacht 
würden circa 5.000 Tonnen Feinstaub erzeugt, also etwa 17 Prozent des 
jährlichen Straßenverkehrs. Auch Menschen sind die Leidtragenden. 
Verbrennungen, abgerissenen Finger, Knalltrauma, Augenverletzungen und 
Kopfplatzwunden sind die häufigsten Feuerwerksverletzungen. In Berlin gingen 
in der Silvesternacht 2016/2017 über 3.000 Notrufe ein.” Quelle: 
https://tierschutzbeirat-rlp.de/nein-zum-feuerwerk/ (07.11.2025) 
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P01-Ä150 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 
 
Strengere Zuchtkontrollen: Zuchtbetriebe und private Züchter müssen 
strenger kontrolliert werden. Zudem sollen unabhängige Experten eine 
Handreichung mit Qualzuchtmerkmalen für verschiedene Arten wie Hunde, 
Katzen oder Rinder erstellen, die die öffentliche Verwaltung bei der Ausübung 
ihrer Prüfpflichten unterstützt. 
 
Begründung: 
 
Kontrollen der Betriebe finden aktuell unregelmäßig statt. Nur regelmäßige 
Kontrollen können verhindern, dass Tierzucht nach größtmöglichem Profit 
ausgerichtet wird und Tierleid dabei außer Acht gelassen wird. 
 
 
P01-Ä151 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 
 
Beenden von Subventionen der Tierindustrie: Subventionen, die spezifisch die 
Tierindustrie fördern, sollen nur für tierschutzförderliche Maßnahmen 
bereitgestellt werden. 
 
Begründung: 
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Aktuelle Fördermaßnahmen des Landes in Bereichen wie Tierzuchtmonitoring 
und Imkerei fördern in erster Linie die Steigerung der Produktivität der 
Tierzucht und den Erhalt und das Wachstum der Industrie, wie sie derzeit 
existiert. Statt den Profit der Tierhalter*innen abzusichern, sollte das Land nur 
diejenigen Tierhalter*innen unterstützen, die hohe Tierschutzstandards 
gewährleisten und nachweisen. 
 
 
P01-Ä152 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Tierrechte Rheinland-Pfalz 

 

Ergänzung nach Zeile 1043 

 

Antragstext: 

Im 2. Entwurf des Wahlprogramms die Linke 2026 wird folgender Punkt nach 
Zeile 1043 hinzugefügt. 
 
Förderung gemeinschaftlicher Landbewirtschaftungskonzepte: 
Unterstützung der Gemeinden bei der Förderung von nicht profitorientierten 
Projekten der solidarischen Landwirtschaft durch Ankauf entsprechender 
Flächen und Übertragung an die kommunale Verwaltung und Nutzung durch 
entsprechende Vereine. 
 
Begründung: 
 
Solidarische Landwirtschaft fördert die gemeinschaftliche Bewirtschaftung der 
Flächen durch die Menschen vor Ort. Die nachhaltige Produktion der eigenen 
Lebensmittel und Versorgung der Mitglieder steht hier im Vordergrund. Es sollte 
uns ein Anliegen sein, die Menschen, die solche Strukturen organisieren, 
vorrangig zu unterstützen. Wo es solidarische Landwirtschaft gibt, sollten 
private Profiteure nicht den Vorteil haben. 
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P01-Ä153 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Jürgen Locher 

 

Streichung in Zeile 916 bis 918 

 

Antragstext: 

Die Zeilen 916 bis 918 werden ersatzlos gestrichen.  
 
Begründung: 
 
Jäger:innen arbeiten im Auftrag der Land- und Forstwirtschaftlichen Betriebe 
um die Erträge zu sichern. Nachhaltig leben, heißt auch, dass wir uns soweit 
möglich, mit Nahrungsmittel und Holz aus der Region zu versorgen. Wir 
Menschen haben bereits so weitgehend in die Naturprozesse eingegriffen, dass 
die Forderung nach einem Verbot der Jagt unrealistisch ist.  
Im Programm verlieren wir kein Wort über das im Land heftig diskutierte neue 
Jagdgesetz.  Da ist es nur konsequent, das Thema ganz weg zu lassen.  
 
 
P01-Ä154 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Jürgen Locher 

 

Streichung in Zeile 691 bis 692 

 

Antragstext: 

Die Zeilen 691 und 692 werden ersatzlos gestrichen. 
 
Begründung 
 
Die Zeilen lauten: „Jagdsteuer beibehalten: Wer sich Jagd leisten kann, kann 
auch einen Beitrag zum Gemeinwesen leisten.“ Hier wird suggeriert, dass nur 
sehr wohlhabende auf die Jagd gehen. Das ist sachlich falsch. Viele Jägerinnen 
und Jäger sind normalverdienende. Sie zahlen an den Jagdpächter, der 
gegenüber der Kommune (Kreis) Steuerpflichtig ist. 
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P01-Ä155 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Jens Schwaab 

 

Antragstext: 

Einfügungen jeweils vor den Bullet-Point-Forderungen: 

Zeil
e 

Titel 

897 Atomwaffen raus: 
898 Militärstandorte schließen: 
900 Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag: 

902 
Diplomatie und zivile Konfliktprävention 
stärken: 

904 Forschung nur für zivile Zwecke: 
906 Bundeswehrwerbung an Schulen verbieten: 
 
 
Zeil
e Titel 

108
9 

Antifaschismus in die Landesverfassung: 

1092 Bündnisse gegen Rechts fördern: 
109
6 Antifaschistische Projekte dauerhaft finanzieren: 

1100 Bessere Erkennung rechtsextremer Straftaten: 
1103 Unabhängige Meldestellen: 
1105 Betroffene stärken: 
1106 Landesantidiskriminierungsgesetz einführen: 
1108 Schluss mit der Extremismustheorie: 
1111 Politische Bildung stärken: 

1113 Sonderurlaub für Gedenkstättenbesuche 
ermöglichen: 

1115 Rechtsterrorismus verhindern: 
1116 Keine Chatkontrollen und Massenüberwachung: 
 
 
 
Zeile Titel 
  
1160 Vielfalt verbindlich im Schulunterricht verankern: 



 

Seite 85 

 

Zeile Titel 
1165 Queeres Leben in die Lehrpläne: 
1167 Gleichstellung von Regenbogenfamilien: 
  
  

1176 
Queere Treffpunkte und Zentren flächendeckend 
fördern: 

1179 Soziale Sicherung für queere Menschen verbessern:: 
  
1184 RLP unterm Regenbogen: 
1186 Zentrale Koordination queerer Fördergelder: 

1189 
Niedrigschwellige Gesundheitsangebote und PrEP-
Zugang ausweiten: 

 
Begründung: 
So passen die Kapitel mehr zum Aufbau des restlichen Programms. 
 
 
P01-Ä156 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Stadtverband Speyer, Rebecca Ruppert 

 
Ergänzung in Zeile 577 ff. 
 
Antragstext: 
Bei den Forderungen der Bildung (Zeile 577ff.) Soll folgende Forderung ergänzt 
werden 
 
Jugendliche welche neuen Jahre Schulzeit und die Berufsreife erlangt haben, 
sollten ebenfalls Zugang zu einem Freiwilligendienst erhalten. 
 
Begründung: 
Aktuell können Personen welche nach neuen Jahren Schulzeit nur über eine 
Sonderregelung nach einer Einzelfallprüfung ein Freiwilligendienst beginnen. 
Diese Sonderregelung ist aktuell zudem befristet.  
Hier ist eine unbürokratische und planbare Lösung sinnvoll. 
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P01-Ä157 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Stadtverband Speyer, Rebecca Ruppert 

 
Antragstext: 
Die Zeilen 
 
159 Wohnkonzepte für Junge: Wohnheiminitiativen für Azubis und 
160 Studierende. Bei der Schaffung von Studierenden- und 
161 Auszubildendenwohnraum muss darauf geachtet werden, dass eine 
162 menschenwürdige Mindestwohnfläche nicht unterschritten wird. 
 
Sollen zu 
 
Wohnkonzepte für junge Menschen: Wohnheiminitiativen für 
Freiwilligdienstleistende, Azubis und Studierende. Bei der Schaffung von 
Wohnraum für junge Menschen muss darauf geachtet werden, dass eine 
menschenwürdige Mindestwohnfläche nicht unterschritten wird.  
 
Begründung: 
Da Freiwilligdienstleistende aktuell über ihre Vergütung keine eigene Wohnung 
leisten können, sollten diese bei Wohnraum für junge Menschen mitgedacht 
werden. 
 
 
P01-Ä158 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Stadtverband Speyer, Rebecca Ruppert 

 
Ergänzung in Zeile 577ff. 
Antragstext: 
Bei den Forderungen der Bildung (Zeile 577ff.) Soll folgende Forderung ergänzt 
werden 
 
Projektstellen, die über Jahre hinweg regelmäßig verlängert werden müssen, 
etwa in der Servicestelle der LAG Freiwilligendienste, sollen in dauerhafte 
Planstellen umgewandelt werden. Das schafft Planungssicherheit, reduziert 
Bürokratie und stärkt die Bildungsarbeit im Freiwilligendienst. 
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P01-Ä159 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Feminismus, LAG Betrieb & Gewerkschaft, LAG 
Antifaschismus, Die Linke Queer Rheinland-Pfalz 

 
Ergänzung vor Zeile 680 
 
Antragstext: 
einfügen vor Zeile 680: 
Arbeitszeitverkürzung durch Feiertage: Wir fordern die Einführung des 8. 
März – den Internationalen feministischen Kampftag und des 8. Mai – den Tag 
der Befreiung vom Nationalsozialismus – als gesetzlichen Feiertag im Land 
Rheinland-Pfalz. Sowie eine gesetzliche Regelung, dass auf einen Sonntag 
fallende Feiertage am darauffolgenden Werktag nachgeholt werden. Wir stellen 
uns dem gegenüber entschieden gegen Bestrebungen, Feiertage zur 
Finanzierung von Kriegsgeräten oder sonstigen staatlichen oder 
privatwirtschaftlichen Vorhaben zu streichen. 
 
Begründung: 
Der 8. März ist seit über 100 Jahren ein Tag des feministischen Protests, der 
politischen Forderung und der internationalen Solidarität. Weltweit gehen 
Frauen, queere Menschen und Unterstützende an diesem Tag für 
Gleichstellung, gegen patriarchale Gewalt, für bessere Arbeitsbedingungen und 
soziale Gerechtigkeit auf die Straße.  
Ein gesetzlicher Feiertag am 8. März wäre ein starkes politisches Signal: für die 
Anerkennung feministischer Kämpfe, für die Sichtbarkeit von Care-Arbeit, für 
Respekt vor den Leistungen von Frauen* in allen gesellschaftlichen Bereichen – 
besonders in den Berufen, die unser Gemeinwesen tragen, aber oft schlecht 
bezahlt und wenig geachtet werden. 
Die Linke Rheinland-Pfalz unterstützt ausdrücklich die gewerkschaftliche 
Forderung der ver.di nach einem Feiertag am 8. März. Wer feministische 
Forderungen ernst nimmt, muss ihnen auch politischen Raum schaffen – durch 
einen Tag für politische Beteiligung, Demonstrationen, Bildungsangebote und 
kollektive Selbstermächtigung. 
Der 8. Mai 1945 markiert das Ende des Zweiten Weltkriegs in Europa und die 
Befreiung Deutschlands vom Nationalsozialismus. Er ist ein Tag der Erinnerung, 
Mahnung und Dankbarkeit gegenüber all jenen, die das faschistische Regime 
besiegt und damit den Weg für Demokratie, Frieden und Menschenrechte 
geebnet haben. 
Ein gesetzlicher Feiertag am 8. Mai wäre ein klares antifaschistisches Signal: 
Rheinland-Pfalz steht für Erinnerung, gegen Geschichtsvergessenheit und 
gegen das Wiedererstarken rechter Kräfte. Der Tag der Befreiung soll ein Tag 
des Gedenkens, der politischen Bildung und des zivilgesellschaftlichen 
Engagements für Demokratie und Menschenrechte sein. 
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Artikel 140 GG schützt den Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage als 
Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung. Feiertage dienen heute 
nicht nur der kulturellen oder religiösen Besinnung, sondern auch der Erholung 
und Gesundheit. 
Anders als in vielen anderen europäischen Ländern gibt es in Deutschland 
bislang keine Regelung, wonach Feiertage, die auf ein Wochenende fallen, 
nachgeholt werden. In Spanien und Großbritannien werden solche Feiertage am 
Montag danach begangen, in Belgien und Luxemburg können Betriebe 
Ersatztermine festlegen. Über 85 Länder weltweit haben 
Kompensationsregelungen. 
Die Linke Rheinland-Pfalz setzt sich für eine entsprechende Regelung im Land 
ein – für mehr soziale Gerechtigkeit und gleiche Erholungsansprüche für alle 
Beschäftigten. 
Wir wenden uns entschieden gegen alle Versuche, Feiertage zu streichen – sei 
es zur Finanzierung von Kriegsgerät oder zur vermeintlichen Steigerung 
wirtschaftlicher Produktivität. Der Schutz der Feiertage ist auch Schutz der 
Würde der Arbeit. 
 
 
P01-Ä160 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Migration 

 
Änderung in Zeile 963 
 
Antragstext: 
Streichung des Begriffs „Rasse“ aus der Landesverfassung: Alternative 
Formulierungen hält u.a. ein Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Landestages 
 
Begründung: 
Impuls durch Gespräch mit Initiativausschuss Migration. Längst veraltet und 
absolut überfällig. 
 
 
P01-Ä161 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Migration 

 
Ersetzung des Kapitels Migration & Flucht 
 
Antragstext: 
Alle Kommentare, die vom Flüchtlingsrat verfasst wurden, wurden in 
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Person von Nina Gartenbach im Namen – als Sprecherin - der LAG zur 
Erklärung der Änderungswünsche getätigt. Bei Rückfragen zu diesen 
bitte einfach melden, dann erläutere ich ggf. noch unklare Aspekte. 
 
Im Folgenden beantragen die LAG Migration, nach Gesprächen mit dem 
Initiativausschuss Migration, die im Worddokument mit „Änderungen 
nachverfolgen“ ersichtlichen Änderungen zu übernehmen. 
 
Migration & Flucht 
Wir sind eine Migrationsgesellschaft. Migration und Flucht prägen die 
Geschichte Deutschlands wie kaum ein anderes Land. Über 30 % der 
Bevölkerung hat eine Migrationbiografie. Auch Rheinland-Pfälzer*innen haben 
zu 28 % eine Migrationsbiografie und 1/3 von ihnen sind in Deutschland 
geboren. Für sie ist Rheinland-Pfalz schon lange ihr Zuhause: Es ist der Ort, an 
dem sie leben, arbeiten und ihre Zukunft planen. Und trotzdem wird ihnen diese 
Zugehörigkeit streitig gemacht: Insbesondere rechtspopulistische Akteur*innen 
aus z.B. Politik, Medien und Wirtschaft verbreiten die Denkweise, dass 
Migrant*innen und Asylsuchende weniger wert seien, weniger Rechte haben 
dürften oder besonders kriminell seien (Kriminalität hängt nicht mit Herkunft, 
sondern mit sozialen Umständen zusammen!). Diese Denkweise hat längst die 
Mitte der Gesellschaft erreicht und viele rassistische Vorurteile ‚normal‘ werden 
lassen. Dementgegen verstehen wir Migration nicht als Störung eines 
nationales Ordnungsrahmens, sondern als natürlichen Bestandteil einer offenen 
Gesellschaft, die von Solidarität, Gleichheit und Vielfalt geprägt ist. Auf bundes- 
wie landespolitischer Ebene wird migrationspolitisch auf Abschreckung und 
Abschottung gesetzt. Auch vor der Aushöhlung des Rechtsstaates, 
rechtswidrigen Mitteln wie Zurückweisungen an EU-Binnengrenzen, und der 
Kriminalisierung (der die Verfehlungen des Rechtsstaat ausgleichenden) 
Zivilgesellschaft machen die politisch Verantwortlichen nicht halt.Das grüne 
Integrationsministerium in Rheinland-Pfalz verhindert strukturell Wege ins 
Bleiberecht.  
Bei verhältnismäßig wenig ausreisepflichtigen Personen finden 
überdurchschnittlich viele Abschiebungen statt und das, ohne vorab 
Bleiberechtsperspektiven vernünftig zu prüfen. . Diese Politik zeigt sich 
bundes- wie landespolitisch in einem inhumanen, die Menschenrechte 
ignorierenden Trend, in einer Politik der Externalisierung und Verhinderung. 
Auch Rheinland-Pfalz schreckt nicht vor Tischfestnahmen, Familientrennungen, 
Abschiebungshaft für besonders Schutzbedürftige zurück. 
Eine solche Politik wird unser Land nicht sicherer oder sozial gerechter machen, 
im Gegenteil: Gerade die Parteien, die Hass und Hetze gegen Migrant*innen 
und Asylsuchende schüren, machen aktiv Politik gegen soziale Gerechtigkeit 
(z.B. durch Abbau von Arbeitnehmer*innenrechten oder die Förderung von 
hohen Mieten usw.), an deren Ende schlussendlich ein autoritärer Umbau 
unserer Gesellschaft steht. Wir glauben und wir hoffen, dass die Rheinland-
Pfälzer*innen diesen Zusammenhang durschauen und sich klar und deutlichen 
gegen rechte Hetze und Menschenfeindlichkeit stellen. 
Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wenn sie gelingen soll, ist 
die soziale Infrastruktur nachhaltig auszubauen, z.B. mit ausreichenden Mitteln 
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für Kitas, Schulen und Volkshochschulen, für den ÖPNV bis hin zur Schaffung 
und Erhaltung bezahlbaren Wohnraums. Und wir machen hier keine 
Unterschiede: Wir brauchen menschenwürdigen Wohnraum für alle, unabhängig 
der Bleibeperspektive! Wir brauchen eine Landespolitik, die sich für ein 
solidarisches Miteinander in der Aufnahmegesellschaft einsetzt: Eine 
Gesellschaft, die Ankommen erleichtert und gesellschaftliche Teilhabe 
ermöglicht. Hierzu gehört nicht nur ein breites Angebot von Sprachkursen, eine 
erleichterte und schnellere Anerkennung von Berufsqualifizierungen, sondern 
insbesondere die Förderung von kultureller und politischer Mitsprache. So fehlt 
z.B. in den politischen Gremien, im Bildungssystem z.B. unter den Lehrkräften 
oder in den vielfältigen Vereinen die Repräsentanz von Migrant*innen. Wir sind 
im Rahmen von Politik und Gesellschaft alle in der Verantwortung Integration zu 
ermöglichen. So gelingt ein solidarischen Miteinander, eine Gesellschaft der 
Vielen, plural und divers.   
Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht relativierbar und doch werden 
diese Relativierungen institutionalisiert: So z.B. bei den Sozialleistungen für 
Menschen im Asylverfahren oder Geduldete, die unter dem Existenzminimum 
liegen und sich insbesondere auf die Gesundheitsversorgung auswirken: Viele 
Krankheiten werden erst gar nicht behandelt, psychologische Hilfe kaum 
bereitgestellt – das ist nicht hinnehmbar! Geflüchtete müssen unkomplizierten 
Zugang zur gesundheitlichen Versorgung im Regelsystem erhalten, ohne 
Einschränkungen.  
Wir wollen Bleibeperspektiven schaffen statt um jeden Preis Abschiebungen zu 
ermöglichen. Wir wollen ein politisches Klima schaffen, in dem der 
Ermessensspielraum der Ausländerbehörden positiv und im Sinne der 
Schutzsuchenden genutzt wird und nicht restriktiv, wie aktuell üblich. Hierfür 
möchten wir für eine entsprechende Erlasslage sorgen und die Kommunen und 
die Ausländerbehörden finanziell und personell besser ausstatten. Wir wollen, 
dass migrantische Selbstorganisationen und Vereine, die sich für Migration und 
Integration einsetzen, an der Arbeit am Landesintegrationskonzept einbezogen 
werden und zwar mit echten Gestaltungsmöglichkeiten. Demokratie basiert auf 
Teilhabe und Mitbestimmung in allen Bereichen unserer Gesellschaft - auch in 
migrationspolitischen Überlegungen. 
 
Menschenrechte und das Recht auf Asyl sind für uns Grundpfeiler einer offenen 
und demokratischen Gesellschaft. Aktuell erleben wir, dass diese Grundpfeiler 
auch in der Asyl- und Migrationspolitik in Rheinland-Pfalz missachtet werden. 
Die Würde des Menschen ist unantastbar und kein Mensch ist illegal. Von 
diesem Standpunkt aus gestalten wir die Flucht- und Migrationspolitik in 
unserem Bundesland Rheinland-Pfalz.  
Unsere Forderungen bzgl. Fluchtpolitik: 

• Restriktive Maßnahmen im Bezug auf Schutzsuchende beenden: Flucht 
und das Ersuchen nach Asyl sind keine Straftaten – das Recht auf Asyl ist 
ein Grundrecht! Wir lehnen alle restriktiven Tendenzen der Asylpolitik ab: 
Wir werden uns dafür stark dafür einsetzen, dass die landespolitische 
Umsetzung von GEAS (Gemeinsames Europäisches Asylsystem) soweit 
überhaupt möglich humanitär gestaltet wird und z.B. auf Haftzentren 
verzichtet wird. Gerade Kinder dürfen nicht inhaftiert werden! Wir werden 
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Kommunen dabei unterstützen, die Bezahlkarte nicht einzuführen. 
Abschiebungshaft darf kein Mittel sein, um Ausreisepflicht 
durchzusetzen. Wir lehnen Abschiebungshaft grundsätzlich ab und 
solange sie noch vollzogen wird, kämpfen wir für Rechtstaatlichkeit, 
humanitäre Standards (insbes. für vulnerable Personen) beim Vollzug! 
Außerdem braucht es für zivilgesellschaftliche Akteure und 
Organisationen, die sich im Sinne der Inhaftierten engagieren, bspw. 
unabhängige Beratung anbieten, unkomplizierten Zugang zur Haft. Das 
Abschiebungshaftvollzugsgesetz soll all dies garantieren.. 

• Existenzsichernde Leistungen für Alle:: Wir setzen uns für die 
Abschaffung des AsylbLG als menschenrechtswidriges Sondergesetz 
ein. Das Existenzminimum gilt für alle! In Rheinland-Pfalz wollen wir 
darüber hinaus sicherstellen, dass es keine Leistungskürzungen für 
Menschen, deren Asylverfahren in einem anderen Schengenstaat 
durchgeführt werden soll (Dublinfälle) oder für in einem anderen EU-
Staat schutzberechtigte Personen (Drittstaatsfälle) gibt.  

• Duldungsanspruch bei tatsächlichen oder rechtl. 
Abschiebungshindernissen: Mittlerweile wird Menschen, die 
ausreisepflichtig sind, trotz Abschiebungshindernissen eine Duldung 
verwehrt. Dies führt zu Stigmatisierung im Alltag, da ohne 
Personaldokumente gesellschaftliche Teilhabe verunmöglicht wird und 
u.a. bei Polizeikontrollen, Zugang zu Sozialleistungen etc. erhebliche 
Probleme entstehen. Ferner wird so für die Zukunft und auf Dauer 
verhindert, dass ein Anspruch auf ein Bleiberecht entsteht. Diese Praxis 
ist sofort zu beenden! 

Bleibeperspektiven schaffen statt Abschiebungen forcieren: Wir wollen 
verpflichtende Prüfungen von Bleibeperspektiven einführen, bevor 
aufenthaltsbeendende Maßnahmen eingeleitet werden. Wir werden 
Bleiberechtsregelungen ausweiten sowie Bleiberechtsbündnisse fördern und 
ausweiten.. Abschiebungen in Kriegsgebiete wie nach Syrien und Afghanistan 
sind nicht hinnehmbar und haben mit einer „humanen Asylpolitik“ nichts mehr 
zu tun! Familien mit minderjährigen Kindern, Verfolgte Minderheiten wie z.B. 
Êzîd*innen oder Menschen in stationärer Behandlung dürfen grundsätzlich nicht 
abgeschoben werden. Zudem müssen unmenschliche Vorgehensweisen wie 
nächtliche Abschiebungen, Familientrennungen  oder Abschiebungen aus 
Schulen verboten werden. Alle Ausreisepflichtigen, auch Straftäter*innen und 
sogenannte „Gefährder*innen“ haben das Recht auf ein faires Verfahren und 
Resozialisierung. Unabhängige Perspektivenberatung sowie die Beratung zur 
geförderten Rückkehr sollen verpflichtend allen Abschiebungen vorgeschaltet 
werden.  

• Menschenwürdige Unterbringung – gutes Wohnen für Alle: Wir setzen 
uns für eine dezentrale Unterbringung von Geflüchteten ein. Wirwerden 
darauf hinwirken, dass bei Unterbringungen (in Verantwortung des 
Landes und der Kommunen)  Mindeststandards erarbeitet und etabliert 
werden sowie deren Einhaltung überprüft wird..Alle menschen haben das 
Recht, Missstände ohne Angst vor Restriktionen zu kommunizierenn: 
Dafür brauchen wir unabhängige Beschwerdestellen sowie 
Beteiligungsstrukturen wie z.B. mit Rechten ausgestattete 
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Bewohner*innenräte. Die miserablen Unterbringungszustände machen 
Menschen krank – das ist kein Zufall, sondern hat System im Sinne der ! 

• Zugänge schaffen statt Barrieren bauen: Besonders eklatant ist der 
fehlende Zugang zur gesundheitlichen und psychologischen Versorgung. 
Wir wollen den Ausbau von Psychosozialen Zentren und werden 
Kommunen dabei unterstützen, so früh wie möglich und flächendeckend 
für alle eine elektronische Gesundheitskarte bereitzustellen. Häufig sind 
Geflüchtete traumatisiert, zudem ist die Situation während des 
Asylverfahrens strapaziös und mit Ängsten verbunden. Wir brauchen für 
die Aufnahmeeinrichtungen daher bessere Maßnahmen zur Erkennung 
und Prävention akuter Suizidgefährdung. Unabhängig des 
Aufenthaltsstatus wollen wir den Zugang zum Arbeitsmarkt und zur 
Regelschule ermöglichen. Wir wollen das Angebot der Sprachkurse 
ausbauen und werden für mehr Stellen für Sozialarbeiter*innen kämpfen 
sowie ein größeres Angebot an Kinderbetreuung. Eine 
behördenunabhängige und parteiische Beratung für Schutzsuchende 
gehört zum Selbstverständnis unserer Asylpolitik und soll 
flächendeckende Praxis werden. 

• Gewaltprävention und Anerkennung: Besonders vulnerable Gruppen 
wie z.B. Frauen, unbegleitete Minderjährige und queere Personen 
brauchen Unterstützung und Schutz. Unabhängige Schutzkonzepte 
sollen verpflichtend in Kommunen und Land erstellt, stetig 
weiterentwickelt und angewendet werden. Für deren Überprüfung 
braucht es unabhängige und mit entsprechenden Ressourcen 
ausgestattete Fachstellen. . Wir wollen Beratungsangebote ausbauen, die 
speziell die Bedürfnisse von vulnerablen Personengruppen, wie z.B. 
Menschen mit Behinderung, alte Menschen, Frauen oder queere 
Menschen im Fokus haben. 

• Finanzierung und Mitsprache: Vereine und Initiativen, die sich 
fürIntegration, Rechte von Flüchtenden, Demokratie und Menschenrechte 
einsetzen, müssen finanziell viel besser ausgestattet und ihre Mitsprache 
in der landespolitischen Migrations- und Asylpolitik institutionalisiert 
werden. Wir wollen weg von einer projektförmigen und hin zu einer 
dauerhaften Finanzierung. Die vorgesehenen Landesmittel hierfür wollen 
wir ausweiten. Dauerhafte Finanzierung der 
Migrationsfachdienste/Migrationsberatung halten wir für unbedingt 
notwendig. Die Ausländerbehörden wollen wir finanziell besser aufstellen 
und für eine Behördenkultur kämpfen, die humanitäre Perspektiven im 
Fokus hat. Es muss einen klaren Schwerpunkt auf Bleibeperspektiven 
geben, insbesondere bei der Schaffung neuer Stellen. Dafür fordern wir 
die Einrichtung einer zentralen Stelle für Bleiberecht und eine Erlasslage, 
die behördliches Ermessen in eine positive Richtung lenkt. Dafür 
brauchen wir u.a.. entsprechende Personalschulungen und innerhalb der 
Behörden ein Personalmanagement, dass konsequent gegen 
Diskriminierung- und Rassismus vorgeht.    

Unsere Forderungen bzgl. Migrationspolitik: 
• Integration als kommunale Pflichtaufgabe: Integration ist eine vielfältige 

Aufgabe, die hoher finanzieller Mittel und einer guten Zusammenarbeit 
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zwischen Kommune, Land und Bund bedarf. Wird Integration zu einer 
Pflichtaufgabe, schafft dies Verlässlichkeit in Struktur und Planbarkeit 
sowohl für alle Verantwortlichen und Beschäftigten sowie für 
Zugewanderte. 

• Recht auf Arbeit: Wir wollen auf eine schnellere Bearbeitung von 
Anträgen zu Arbeitserlaubnissen hinwirken, die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen entbürokratisieren und Projekte fördern zur 
Gewinnung von Auszubildenden und Fachkräften aus dem Ausland. Die 
vielen sog. Wanderarbeiter*innen / Saisonarbeiter*innen aus den EU-
Ländern brauchen sichere und faire Arbeitsbedingungen. Hierfür wollen 
wir Projekte wie „Faire Mobilität“ ausweiten. Ob in der Pflege, auf dem 
Bau oder auf dem Feld – wir dürfen nicht zulassen, dass die 
Wanderarbeiter*innen z.B. durch horrende Unterbringungsgebühren und 
fehlender Beratung ausgebeutet werden.  

• Mehrsprachigkeit fördern: Dies beginnt damit, dass Behörden 
Infomaterial, Anträge undBeratungen mehrsprachig anbieten müssen. 
Andere Sprachen dürfen nicht abgewertet, sondern sollten z.B. als 
Fremdsprache an Schulen anerkannt und unterrichtet werden.  

• Teilhabe erhöhen: Obwohl viele Menschen in RLP eine 
Migrationsbiografie haben, fühlen sie sich dem Land nicht zugehörig. Wir 
werden Projekte initiieren, die die politische Teilhabe von Migrant*innen 
erhöhen. Hierfür wollen wir u.a. die Beiräte für Migration und Integration 
strukturell einbeziehen und ihnen mehr politische Relevanz verschaffen. 
Teilhabe beginnt bereits im Schulalltag. Daher wollen wir das Lehramt 
besonders attraktiv für Menschen mit Migrationsbiografie gestalten und 
entsprechende Netzwerke für Lehrkräfte mit Migrationsbiografie fördern. 
Zudem wollen wir ein landesgefördertes Weiterbildungszertifikat zum 
Thema „Integration“ installieren, das sich an alle richtet, die sich beruflich 
oder ehrenamtlich mit dem Thema beschäftigen. Zudem werden wir uns 
für die Schaffung eines Dokumentationszentrums / Museums für 
Migration in RLP einsetzen – und zwar nicht nur online, sondern vor Ort. 
Außerdem fordern wir ein kommunales Wahlrecht für dauerhaft in 
Rheinland-Pfalz lebende Drittstaatsangehörige. 

 
 
P01-Ä162 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Stadtverband Speyer, Kreisverband Ahrweiler, LAG 
Ökologische Plattform 

 
Ergänzung nach Zeile 403 
 
Antragstext: 
 
Nach der Zeile 403 soll folgender Unterabschnitt mit dem Titel Brand- und 
Katastrophenschutz für alle ergänzt werden.  
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Die Anforderungen an den Brand- und Katastrophenschutz steigen durch den 
menschengemachten Klimawandel, den demografischen Wandel und die 
zunehmende Komplexität moderner Infrastrukturen stetig an. Die 
Flutkatastrophe im Ahrtal hat uns schmerzhaft die Defizite unseres 
Katastrophenschutzes vor Augen geführt. Zwölf Menschen der Lebenshilfe in 
Sinzig kamen ums Leben, weil sie nicht rechtzeitig gewarnt wurden. Für uns ist 
klar: Es darf nie wieder passieren, dass Menschen in Rheinland-Pfalz 
ungeschützt in einer Katastrophe zurückgelassen werden. Wir werden es zu 
unserer Aufgabe machen, dass alle Menschen rechtzeitig gewarnt und in 
Notlagen zuverlässig unterstützt werden. 
In Rheinland-Pfalz stellen sich tagtäglich tausende ehrenamtlich Engagierte in 
Feuerwehren, Hilfsorganisationen und Katastrophenschutzeinheiten diesen 
Herausforderungen. Sie leisten unverzichtbare Arbeit für den Schutz und die 
Sicherheit aller Menschen im Land. Sie verdienen dafür nicht nur Dank und 
Anerkennung, sondern auch bestmögliche Unterstützung. 
Kommunen und Land müssen den Ehrenamtlichen Rückendeckung geben – 
durch zeitgemäße Ausrüstung, eine qualitativ hochwertige Ausbildung, 
moderne Einsatzfahrzeuge und eine ausreichende finanzielle Ausstattung. Auch 
der Schutz der Einsatzkräfte selbst – physisch, psychisch und sozial – muss 
dabei im Mittelpunkt stehen. 
Wir setzen uns dafür ein, dass der Brand- und Katastrophenschutz in 
Rheinland-Pfalz als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge verstanden und 
dauerhaft verlässlich finanziert wird. Prävention, Ausbildung, 
Ehrenamtsförderung und nachhaltige Investitionen in Technik und Infrastruktur 
sind zentrale Bausteine, um alle Menschen zu schützen. 
Deshalb fordert die Linke: 

• Eine gerechte finanzielle Lastenverteilung: Kommunen dürfen bei 
Pflichtaufgaben wie Brand- und Katastrophenschutz nicht allein gelassen 
werden – Land und Bund müssen mehr Verantwortung übernehmen. 

• Eine gesetzlich verankerte Förderung der Jugend- und 
Kinderfeuerwehren, etwa durch eine Pauschale pro Mitglied, um 
Nachwuchsgewinnung und Beteiligung zu stärken. 

• Die Stärkung aller Ehrenamtlichen durch verbindliche 
Freistellungsregelungen, hochwertige Qualifizierungsangebote sowie 
psychische Gesundheits- und Konfliktprävention. 

• Die Berücksichtigung der Folgen des Klimawandels, des demografischen 
Wandels und neuer Risiken (z. B. Waldbrände, Starkregen, neue 
Technologien) in allen Konzepten und Ausstattungen. 

• Eine bessere Vernetzung von Haupt- und Ehrenamt, von Feuerwehren, 
Hilfsorganisationen, Katastrophenschutzeinheiten, Land und Kommunen 
– mit klaren Strukturen, Einsatzzielen und verbindlicher Koordination. 

• Die Sicherstellung, dass Schutz- und Rettungskräfte nicht nur technisch 
ausgerüstet, sondern auch sozial abgesichert sind – durch Gesundheits- 
und Unfallversorgung, Rentenansprüche, psychologische Betreuung 
sowie die Vereinbarkeit von Einsatz, Familie und Beruf. 

• In der Ausbildung und Umsetzung muss der Schutz  von Menschen mit 
Behinderungen, älteren Personen, Frauen, Kindern, Obdachlosen, 
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Migrant*innen oder Gehörlosen immer Mitgedacht werden. Ebenso muss 
die Tierrettung ein wichtiger Bestandteil der Evakuierungsplanung und 
Krisenbewältigung sein. Ebenso muss die Tierrettung ein wichtiger 
Bestandteil der Evakuierungsplanung und Krisenbewältigung sein. 

 
Begründung: 
Die Flutkatastrophe im Ahrtal hat deutlich gemacht, dass mangelnde 
Abstimmung, unzureichende Ausbildung von Verantwortungsträgern und 
fehlende Konzepte zum Schutz besonders gefährdeter Menschen fatale Folgen 
haben können. Gerade in Krisen müssen Entscheidungen schnell, koordiniert 
und verantwortungsvoll getroffen werden – dafür braucht es gut ausgebildete 
Führungskräfte auf allen Ebenen. Zugleich zeigen Erfahrungen aus 
Hochwasser-, Hitze- und Stromausfällen, dass Menschen mit Behinderungen, 
ältere Personen, Frauen, Kinder, Migrant*innen oder Gehörlose besonders 
gefährdet sind, wenn Warnungen oder Hilfen sie nicht rechtzeitig erreichen. 
Zudem das die Tierrettung bisher einer stark untergeordnete bis gar keine Rolle 
spielen. Ein moderner Brand- und Katastrophenschutz muss daher inklusiv 
gedacht und organisiert sein. Nur wenn Ausbildung, Planung und Ausstattung 
diesen Schutz konsequent mitdenken, können wir allen Menschen Sicherheit 
garantieren 
 
 
P01-Ä163 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Shalom 

 
Änderung in Zeile 880 bis 887 
 
Antragstext: 
 
Der Absatz 880 bis 887 soll zu folgender Aussage geändert werden: 
 
»Die weltpolitische Lage spitzt sich dramatisch zu. 
Weltweit leiden Millionen Menschen unter Kriegen, bewaffneten Konflikten und 
militärischer Gewalt. Sie zerstören Leben, Familien und Lebensgrundlagen. 
Militarismus und Kriege prägen auch unseren Alltag. Durch Kriege werden 
immer auch ökonomische Interessen gewaltvoll durchgesetzt. Diese Interessen 
werden genutzt, um hier Militarisierung voranzutreiben – etwa durch die 
geplante Wiedereinführung der Wehrpflicht oder zunehmende Repression 
gegenüber Kriegsgegner*innen.« 
 
Begründung: 
 
Kriege sind kein regionales Phänomen, sondern ein weltweites Problem und 
haben immer auch ökonomische Gründe. In vielen Teilen der Welt toben 
gleichzeitig gewaltsame Konflikte, während neue hinzukommen und nur wenige 
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dauerhaft befriedet werden. Diese Dynamik zeigt, dass es wenig Sinn macht, 
einzelne Kriege herauszugreifen – vielmehr muss die Linke den globalen 
Zusammenhang betonen: das Leid der betroffenen Menschen, die 
Verantwortung für Frieden und Abrüstung sowie die sozialen und politischen 
Folgen, die alle Gesellschaften betreffen. 
Friedenspolitik muss international sein und auch die Finanzierung der 
fortschreitenden Militarisierung durch Menschen in Lohnarbeit, muss beachtet 
und thematisiert werden. 
 
 
P01-Ä164 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Feminismus, LAG Queer 

 
Ergänzung im Kapital Queer-Feminismus 
 
Antragstext: 
Nach dem Unterabschnitt „Feminismus“ als neuer Unterabschnitt 
„Gewaltschutz“. 
 
Gewaltschutz 
Gewalt gegen Frauen und Kinder ist keine Privatsache – sie ist eine 
Menschenrechtsverletzung. Die Istanbul-Konvention verpflichtet auch 
Rheinland-Pfalz: verhindern, verfolgen, schützen. Gewaltschutz darf nicht an 
Behördenzuständigkeiten scheitern. In Trennungs- und Umgangskonflikten gilt: 
Sicherheit vor Umgangsrecht. Kinder erleben Gewalt nicht nur mit, sie sind 
selbst Betroffene. 
Deshalb fordert Die Linke: 

1. Sicherheit vor Umgangsrecht festschreiben. Eine landesweite Leitlinie 
verpflichtet Jugendämter und Familiengerichte, den Schutz von Frauen 
und Kindern prioritär zu behandeln: Kein unbegleiteter Umgang, wo 
Gefahr besteht; konsequente Durchsetzung und Nachverfolgung. 

2. Begleitete Übergaben überall möglich machen. Das Land finanziert ein 
Netz von Übergabestellen mit getrennten Zugängen und professioneller 
Begleitung – niemand muss Kinder an der Haustür oder auf dem 
Parkplatz übergeben. 

3. Hochrisiko-Fälle verbindlich koordinieren (MARAC). Bei Warnzeichen 
wie Stalking, Drohungen oder Verstößen gegen Schutzanordnungen 
findet eine behördenübergreifende Risikokonferenz mit klaren 
Zuständigkeiten, Fristen und Nachverfolgung statt. 

4. Frauenhaus-Infrastruktur nach Standard aufbauen. Mindestens 1 Platz 
je 10.000 Einwohner:innen (RLP-Zielgröße), gesicherte 
24/7-Erreichbarkeit, barrierearme Plätze, Schutzwohnungen und 
Übergangswohnungen. 
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5. Vorbehaltlose Aufnahme sichern. Keine Ausschlüsse wegen 
Einkommen, Aufenthaltstitel, Mitnahme von Söhnen jeden Alters; 
Landesmittel für unbürokratische Soforthilfe und freie Plätze. 

6. Fast-Track für Schutzanordnungen. Digitale Anträge, feste 
Eil-Sprechzeiten bei Gericht, Priorisierung, unmittelbare Durchsetzung; 
wirksame Konsequenzen bei Verstößen. 

7. Verlässliche medizinische Hilfe und Spurensicherung. 
Anonyme/vertrauensärztliche Spurensicherung landesweit – auch ohne 
direkte Anzeige –, klare medizinische Standards und einfache 
Verweiswege in Beratung und Schutz. 

8. Landesweites Gewaltschutz-Monitoring. Jährlicher Bericht an den 
Landtag zu Schutzanordnungen, Verstößen, Frauenhaus-Kapazitäten, 
Wartezeiten, Übergängen in Wohnraum, Barrieren und digitaler Gewalt – 
datenschutzkonform und mit Einwilligung. 

9. Ausbildung verankern & Fortbildungen im Dreijahres-Rhythmus. 
Pflichtmodule zu häuslicher/partnerschaftlicher Gewalt, 
Istanbul-Konvention, Risiko-Checks, Täterstrategien, traumasensibler 
Praxis und Inklusion für Polizei, Justiz, Jugendämter, Gesundheit, 
Schulen. 

10. Digitale Gewalt ernst nehmen. Spezialberatung zu 
Cyberstalking/Spyware/Ortung, Stalkerware-Erkennung, sichere 
Gerätewechsel; nutzerfreundliche Tools zur digitalen Beweissicherung. 

11. Inklusiver Zugang ohne Hürden. Landesweiter Dolmetsch-Pool (inkl. 
Gebärdensprache und Leichter Sprache), mobile Angebote, 
Fahrkostenhilfe im ländlichen Raum. 

Zugang zum Recht sichern. Ein Landesfonds für Verfahrenskostenhilfe 
unterstützt Betroffene in familien-, straf- und zivilrechtlichen Verfahren. 
 
Begründung: 
Rheinland-Pfalz hat mit Aktionsplan, vertraulicher medizinischer Hilfe und 
Fördermitteln wichtige Grundlagen gelegt. In der Praxis fehlen jedoch 
verbindliche Standards, flächendeckende Angebote und ein Monitoring, das 
Vorläufe schwerer Gewalt systematisch auswertet. Dadurch hängt der Schutz 
zu oft vom Zufall ab: vom Wohnort, der Behörde oder dem Gerichtstermin. 
Femizide sind selten Zufall; sie lassen sich häufiger verhindern, wenn Hinweise 
ernst genommen und staatlich koordiniert gehandelt wird. Besonders in 
Trennungsphasen muss der Schutz von Frauen und Kindern Vorrang vor 
Umgangsrechten haben. Unser Antrag setzt genau an diesen Hebeln an: 
verbindliche Leitlinien („Sicherheit vor Umgang“), landesweit begleitete 
Übergaben, verpflichtende Kooperation in Hochrisikofällen (MARAC), konkrete 
Zielwerte beim Ausbau der Frauenhaus-Plätze (420) samt vorbehaltloser 
Aufnahme, schnelle und traumasensible Verfahren, verankerte Aus- und 
Fortbildung sowie ein landesweites Gewaltschutz-Monitoring mit jährlichem 
Bericht. So werden gute Ansätze verlässlich gemacht, Lücken geschlossen und 
Gewaltschutz insgesamt überprüfbar und wirksam. 
Neben häuslicher Gewalt verankern wir die Perspektive von Kindern und 
Jugendlichen, die sexualisierte Gewalt erlebt haben: Wir stärken den 
unabhängigen Betroffenenrat RLP (institutionell abgesichert, mit Rederecht im 
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Landtag) und verstetigen den „Pakt gegen sexualisierte Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen“ samt jährlicher Berichterstattung. So werden 
Betroffenenperspektiven verbindlich in Landessteuerung, Prävention und 
Aufarbeitung integriert. 
 
 
P01-Ä165 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Feminismus, LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 316 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels Gesundheit – Gemeinwohl statt Profite 
 
Gesundheit – Gemeinwohl statt Profite 

• Kostenlosen Zugang zu Periodenprodukten in öffentlichen Einrichtungen, 
Schulen, Hochschulen, Berufsschulen, Universitäten u.ä. Einrichtungen 
auf allen Toiletten. 

 
Begründung: 
Die LAG-Feminismus setzt sich mit Unterstützung der LAG Queer hat diesen 
Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen Ergänzung darauf 
aufmerksam das Periodenarmut in Deutschland und Rheinland-Pfalz ein 
ernsthaftes Problem ist und durch Patriarchale Strukturen geschaffen und 
Kapitalismus sowie dem Genderpaygap gefördert wird. Wir können 
Periodenarmut entgegenwirken, in dem wir zumindest in öffentlichen 
Institutionen, Schulen und Behören auf allen Toiletten, den Menschen mit 
Uterus existieren auch außerhalb von binärgeschlechtlicher Weltanschauung. 
 
 
P01-Ä166 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Feminismus, LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 316 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels Gesundheit – Gemeinwohl statt Profite 
 
Gesundheit – Gemeinwohl statt Profite 
Verbesserungen bei der Schwangerenberatung 
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• Regenbogenfamilien: Kinderwunsch existiert auch außerhalb 
heterosexueller Paare/Ehen, deshalb muss das Beratungsangebot alle 
Menschen mitdenken. 

• Fehlgeburten: Nicht jede Schwangerschaft verläuft positiv, und genau 
hierfür möchten wir uns einsetzen. Schwangere die ein Fehlgeburt haben 
verdienen es barrierearm, wohnortnah und ohne Stigmatisierung Zugang 
zu kostenloser vollumfänglicher Beratung und Hilfsangebote zu erhalten. 
Deshalb setzen wir uns für den Bruch des Tabuthemas Fehlgeburt ein. 

• Landesgesetz zu Schutzzone: Das Einrichten von Schutzzoen vor 
Kliniken und Praxen schützt nicht nur Menschen die eine 
Schwangerschaftsabbruch benötigen, sondern ebenso Ärzt*innen und 
Fachkräfte. 

 
Begründung: 
Die LAG-Feminismus Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte 
mit der inhaltlichen Ergänzung die Rechte von Menschen mit Uterus Rund um 
das Thema Schwangerschaft stärken und sich für den Schutz von Kliniken 
einsetzen, ebenso finden wir, dass die Stigmatisierung um das Thema 
Fehlgeburten aufhören muss – Fehlgeburten sind kein Tabuthema.  
 
 
P01-Ä167 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1122 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Anpassungen des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ 
in „Queerfeminismus“ 
 
Queerfeminismus 
Queeres Leben schützen 
Gewalt und Diskriminierung gehören nach wie vor zum Alltag vieler Queers* 
queerer Menschen in RLP.  
 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Änderung die Sprache des Programms inklusiver gestalten, nicht alle queeren 
Menschen bezeichnen sich als Queers*. 
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P01-Ä168 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1134 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Anpassungen des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ 
in „Queerfeminismus“ 
 
Queerfeminismus 
Queeres Leben schützen 
Auch im Schulalltag sind Diskriminierung und Ausgrenzung von LSBTQIA* ein 
großes Problem. Wir wollen eine inklusive Schule für alle, deshalb werden wir 
uns u.a. für die Erarbeitung von Richtlinien zur Inklusion von Queers queeren 
Menschen. 
 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Änderung die Sprache des Programms inklusiver gestalten, nicht alle queeren 
Menschen bezeichnen sich als Queers*. 
 
 
P01-Ä169 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1139 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 
Queerfeminismus 
Queeres Leben schützen 
Des Weiteren zeigt sich auch an Arbeitsplätzen deutlich, das queere Personen 
systematisch benachteiligt werden. Dies sehen wir klar bei beruflichen 
Perspektiven für LSBTQIA*, bei Bewerbungen und Vorstellungsgespräche, im 
Gehaltsvergleich, aber auch im Arbeitsalltag. Knapp ¾ aller LSBTQIA* erleben 
oder erlebten Diskriminierung am Arbeitsplatz. Davon sind 7-14% körperliche 
Gewalt und Aggression, Mikroaggression und Beleidigungen ohne 
Personenbezug fallen gar nicht erst in diese Statistik. Dementsprechend zeigt 
sich auch hier wieder eine besondere Notwendigkeit für 
Diskriminierungsschutz. Wir wollen eine inklusive Arbeitswelt für alle, deshalb 
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setzen wir uns u.a. für verpflichtende Schulungen für Führungskräfte, 
verpflichtende inklusive Sprache nicht nur auf Formularen und Anträgen ein. 
 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der Ergänzung des 
Kapitels um den Themenbereich Arbeitswelt erreichen, da die Diskriminierung 
und der Arbeitsalltag sich von queeren Menschen verbesserst und 
Arbeitgeber*innen aktiver für den Schutz von queeren Menschen in die 
Verantwortung gezogen werden. Nicht nur queere Menschen profitieren von 
einer sicheren Arbeitsumgebung alle Menschen die tagtäglich in der Berufswelt 
diskriminiert werden erhalten so mehr Rechte und ein sicheres Arbeitsumfeld. 
 
 
P01-Ä170 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Streichung in Zeile 1159 bis 1160 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 
Wir wollen Angebote vorantreiben, die die Lebensqualität queerer Senior*innen 
mit und ohne Behinderungen mit sichtbaren und nichtsichtbaren Behinderungen 
sowie ohne Behinderung verbessern, sei es durch Besuchsservices oder 
praktische Unterstützung im Alltag. 
 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Änderung die Sprache des Programms inklusiver gestalten, nicht alle 
Behinderungen sind sichtbar und verdienen immer berücksichtigt und 
mitgedacht zu werden. 
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P01-Ä171 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1170 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Verankerung sexueller und geschlechtlicher Vielfalt im Schulunterricht, 
insbesondere im Biologie- oder Sozialkundeunterricht – Sexualkunde soll 
modern, inklusiv und vielfältig geschult werden. Lehrkräfte sollen für 
Toleranz und Akzeptanz weitergebildet werden, besonders im Umgang 
mit Deadnames sowie der richtigen Ansprache und Verwendung von 
Pronomen bei Nichtbinärnen, Trans und Intergeschlechtlichen Kindern 
und Jugendlichen. 

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Ergänzung ein größeres Bewusstsein für die geschlechtliche Vielfalt und 
Identität bei Kindern und Jugendlichen sorgen um in Schulen, Hochschulen, 
Berufsschulen und Universitäten  
 
 
P01-Ä172 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1173 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Queere Geschichte gehört in den Lehrplan, queere Kinder haben ein 
Recht auch im Geschichtsunterricht zu erfahren wie viele wunderbare 
queere Menschen vor ihnen schon unsere Geschichte beeinflusst und 
maßgeblich verändert haben. 

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Ergänzung ein größeres Bewusstsein für queere Geschichte schaffen, da wie in 
unserer Ergänzen Forderung queere Kinder und Jugendliche ein Rechet darauf 
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haben über ihre Geschichte in Schulen und dem Unterricht aufgeklärt zu 
werden und nicht queere/sich in ihrer Findungsphase befindenden Kinder und 
Jugendliche mit einbezogen gehören um nachhaltig für mehr Akzeptanz und 
richtige Aufarbeitung queerfeindlicher Verbrechen zu sorgen – die Nacht der 
Langen Messer darf sich nie wiederholen. 
 
 
P01-Ä173 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1173 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Geschlechtsfrei/neutrale Toiletten und Umkleidekabinen in Institutionellen 
Einrichtungen wie Behörden, Schulen und Kindergärten. 

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Ergänzung ein größeres Bewusstsein für queere Menschen außerhalb des 
binären Geschlechtsspektrums zu schaffen. Viele Menschen außerhalb des 
binären Spektrums sollten nicht jeden Tag aufs Neue entscheiden müssen soll 
und darf ich nun auf diese und jene Toilette oder Umkleide gehen oder werde 
ich dort mit Anfeindungen begegnet. Eine Umsetzung dieser Forderung würde 
für nachhaltige Verbesserungen der Lebensqualität sorgen. 
 
 
P01-Ä174 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1173 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Queere Menschen müssen sich repräsentiert fühlen und genau deshalb 
fordern wir in jeder Stadt und Kommune die Einführung von LSBTQIA* 
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Beauftragen. Dies müssen auf Landesebene Finanziert und von queeren 
Vereinen und Sprechenden innerhalb der Kommunen und Städte für die 
Amtszeit der jeweils gewählten Stadt-, Verbands- und Ortsräte werden – 
denn nur durch eine von betroffenen gewählte Vertretung kann eine 
richtige Repräsentation stattfinden, Koblenz lebt dies bereits vor. 

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Ergänzung würde eine wichtige Möglichkeit geschaffen werden Städte und 
kommunen zu entlasten um für wirkliche queere Repräsentation sorgen zu 
können. Dies würde den Landesaktionsplan „RLP unterm Regenbogen“ stärken 
und vor allem nicht dafür sorgen, dass Verwaltungsfachangestellte sich um die 
Position als LSBTQIA* Beauftragen bewerben und im besten Falle nicht einmal 
selbst queer oder geschweige den Ally sind. 
 
 
P01-Ä175 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1173 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Statistische Erfassung von queerfeindlichen Straftaten und Angriffen 
jeglicher Form. 

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Ergänzung für ein Rheinland-Pfalz kämpfen welches für queere Menschen 
sicherer wird, durch die statistische Erfassung wird ein Bewusstsein für Angriffe 
auf die LSBTQIA* Community geschaffen und durch genau dieses Bewusstsein 
und die damit verbundene Sichtbarkeit kann nur langfristigste der Kampf gegen 
Queerfeindlichkeit gewonnen werden. 
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P01-Ä176 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1188 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Soziale Sicherung für queeren Menschen verbessern: Subventionierte 
Wohnprojekte für lesbische Rentnerinnen Renter*innen, Schutz queerer 
Jugendlicher vor Obdachlosigkeit, faire Löhne zum unabhängigen Leben.  

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Änderung die Sprache des Programms inklusiver gestalten, lesbisch sein ist 
nicht nur eine Sexualität sondern auch eine Identität und nicht jede Person die 
Lesbisch ist identifiziert sich als Frau*. 
 
 
P01-Ä177 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Die Linke.queer 

 
Ergänzung nach Zeile 1204 
 
Antragstext: 
Inhaltliche Ergänzung des Kapitels/Unterkapitels ,,Queeres Leben schützen“ in 
„Queerfeminismus“ 
 

• Finanzierung und Förderung von Unterkünften für queere Kinder und 
Jugendliche – sie verdienen es sicher und geborgen aufzuwachsen. 
Um dies zu erreichen möchten wir uns u.a. für ein betreutes Wohnsystem 
für queere Kinder und Jugendliche einsetzen. 

 
Begründung: 
Die LAG Queer hat diesen Antrag erarbeitet und möchte mit der inhaltlichen 
Ergänzung darauf aufmerksam machen, dass nicht alle queeren Kinder und 
Jugendlichen in sicheren und geborgenen „Elternhäusern“ aufwachsen. Viele 
Kinder und Jugendlich erleiden psychische und physische Gewalt, da es in den 
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„Elternhäusern“ viel zu oft an Akzeptanz und Wissen mangelt nicht zu 
vergessen, dass viele queere Kinder und Jugendliche in „Elternhäuser“ von 
Menschen aufwachsen die als Rechts bezeichnet werden können, da sie 
queere Meschen hassen. Diese Kinder und Jugendlichen verdienen es sicher 
und geborgen aufzuwachsen mit einem Fördertopf nicht nur für queere Zentren 
sondern Begleitete Wohnprojekte finden genau diese Kinder und Jugendlichen 
eine Anlaufstelle – in der sie vielleicht auch das erste Mal in ihrem Leben 
Akzeptiert werden. 
 
Uns ist bewusst, dass nicht alle Familienmodelle aus Mutter und Vater 
bestehen, doch in diesen Familienmodellen die vom binären Geschlechtsmodell 
geprägt sind leiden queere Kinder und jugendliche am häufigsten und dürfen 
sowie können – zu ihrer eigenen Sicherheit – sich nicht frei entfalten. 
 
 
P01-Ä178 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Larissa Fritsch 

 
Ergänzung in Zeile 440 
 
Antragstext: 
einfügen in Zeile 440: Insbesondere für die Sprachförderung müssen 
ausreichend personelle und finanzielle Ressourcen bereitgestellt werden. 
 
Begründung: 
Sprache ist der Schlüssel zum Bildungserfolg und zur gleichberechtigen 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Seit Jahren steigt die Zahl der Kinder, 
die die erste Klasse wiederholen müssen, da ihre Sprachkenntnisse für das 
Lernen nicht ausreichend sind. 
Die Sprachförderung muss früh ansetzen, da die Sprache gerade im frühen 
Kindesalter  eine entscheidende Rolle für die soziale und kognitive Entwicklung 
spielt. Deshalb ist die Sprachförderung in der Kita von großer Bedeutung und 
muss sowohl personell als auch  finanziell unterstützt werden. 
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P01-Ä179 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Jonas Leibig 

 
Ergänzung nach Zeile 750 
 
Antragstext: 
 
Text einfügen nach dem Kapitel „Wirtschaft – sozial gestalten – von links!“ (Zeile 
750): 
 
Mobilität für alle 
Mobilität ist Daseinsvorsorge 
Mobilität ist kein Luxus, sondern Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. 
Ob zur Schule, zur Arbeit, zur Ärztin oder zum Ehrenamt, alle Menschen müssen 
sich frei und sicher bewegen können. Der Zugang zu Mobilität darf nicht vom 
Geldbeutel, Wohnort oder Besitz eines Autos abhängen. Mobilität ist eine 
gesellschaftliche Verantwortung, keine private Angelegenheit. 
Wenn ein Führerschein und das Halten eines Autos immer teurer werden, muss 
das Land sicherstellen, dass alle Menschen mobil bleiben: mit Bus, Bahn, Rad 
und zu Fuß. 
Die Mobilitätswende darf niemanden überfordern. Deshalb wollen wir 
flächendeckende Beratungs- und Unterstützungsangebote schaffen, die 
zeigen, wie der Umstieg vom privaten Auto auf klimafreundliche Verkehrsmittel 
praktisch funktionieren kann. 
Diese Mobilitätsberatungen sollen: 

• Pendlerinnen, Familien und Seniorinnen bei der Umstellung helfen, 
• Kommunen und Betriebe bei der Entwicklung nachhaltiger 

Mobilitätskonzepte unterstützen, 
• über Carsharing, ÖPNV-Angebote, Fahrradförderung und E-Mobilität 

informieren, 
• und Mobilitätszentren in Städten und Landkreisen aufbauen, die 

Bürger*innen persönlich beraten. 
 
Öffentlicher Verkehr als Rückgrat 
Rheinland-Pfalz braucht einen starken, verlässlichen und bezahlbaren 
öffentlichen Verkehr. Wir fordern den massiven Ausbau des ÖPNV und die 
Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken. Der Rheinland-Pfalz-Takt wird zu 
einem einheitlichen Landesnetz mit gemeinsamer Planung, Tarifstruktur und 
digitaler Plattform ausgebaut. 
Durch einen integrierten Taktfahrplan schaffen wir sorgenfreie Mobilität, bei der 
niemand Angst haben muss seinen Anschluss zu verpassen. 
Dazu gehört auch die Zusammenlegung der heutigen 
Schienenpersonennahverkehr(SPNV)-Aufgabenträger (ZSPNV Nord und Süd) 
zu einer landesweiten Organisation, die Nah- und Regionalverkehr aus einer 
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Hand plant und finanziert. So entstehen klare Verantwortlichkeiten, weniger 
Bürokratie und mehr Effizienz. 
Unser Ziel ist ein ticketloser, solidarisch finanzierter ÖPNV mit Null-Euro-
Tickets für alle. 
Schon jetzt sollen Schüler*innen, Azubis und Menschen mit geringem 
Einkommen kostenlos fahren können. Mobilität darf muss unabhängig vom 
Einkommen sein. 
 
Schulbus statt „Mamataxi“ 
Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf sichere, kostenfreie und 
eigenständige Mobilität. Statt täglicher Staus vor Schulen brauchen wir 
verlässliche Schulbusse, sichere Radwege und gute Fußwege. 
Schulwege müssen durchgängig sicher gestaltet werden, es braucht: 
Querungshilfen, Tempo-30-Zonen und Vorrang für Kinder. So lernen junge 
Menschen früh, sich selbstständig, sicher und klimafreundlich zu bewegen. 
 
Mobilität auf dem Land sichern 
Kein Ort darf abgehängt bleiben. Wir wollen, dass alle Menschen innerhalb von 
60 Minuten ein Oberzentrum mit Bahn oder Bus erreichen können. Dazu 
braucht es Rufbusse, kommunale Mitfahrangebote, Carsharing und 
Radverbindungen. 
Im ländlichen Raum ist der ÖPNV keine freiwillige Leistung, sondern 
Daseinsvorsorge. Für den wirtschaftlichen Erfolg des Landes ist eine gute 
Anbindung ebenso wichtig wie für soziale Teilhabe. 
 
Straßen sanieren statt neu bauen 
Straßen sollen erhalten, nicht endlos erweitert werden. 80 % der Landesmittel 
müssen in Sanierung, Sicherheit und Barrierefreiheit fließen. Neue Straßen 
dürfen nur dort entstehen, wo keine andere Lösung möglich ist. 
Bei Sanierungen sollen Bus- und Radspuren Vorrang haben und klimaresistente 
Materialien verwendet werden. 
 
Rad- und Fußverkehr stärken 
Wir schaffen ein landesweites Radwegenetz mit Radschnellwegen zwischen 
Städten, sicheren Radverbindungen im ländlichen Raum und beleuchteten Rad- 
und Fußwegen. 
Rad- und Fußverkehr sind zentrale Bestandteile der Mobilitätswende. Sie 
fördern Gesundheit, Klimaschutz und Lebensqualität. Bis 2035 soll Rheinland-
Pfalz über ein durchgängiges Radschnellwegenetz verfügen. 
 
Internationale und regionale Bahnverbindungen 
Rheinland-Pfalz ist verkehrlich noch immer stark auf das Auto ausgerichtet, 
obwohl Bahnreisen oft effizienter, klimaschonender und sicherer sind. Die 
aktuellen Strecken zeigen erhebliche Defizite: Viele Regionen sind nur 
unzureichend angebunden und es fehlen Direktverbindungen. Ein Beispiel ist 
die Verbindung zwischen Mainz und Trier: für diese Strecke benötigt man mit 
der Bahn fast doppelt so lange wie mit dem Auto. 
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Rheinland-Pfalz liegt im Herzen Europas, diese Lage verpflichtet. Wir fordern 
den Ausbau des internationalen Bahnverkehrs und den Abbau von 
Kurzstreckenflügen, wo Bahnverbindungen möglich sind. 
Langfristig muss eine Hochgeschwindigkeitsstrecke Frankfurt–Paris über 
Mainz, Trier und Luxemburg entstehen. Außerdem setzen wir uns für die 
Wiederaufnahme einer Regionalbahnverbindung Mainz–Straßburg ein, um 
grenzüberschreitende Mobilität und den europäischen Zusammenhalt zu 
stärken. 
So kann Rheinland-Pfalz zum Knotenpunkt klimafreundlicher Mobilität in 
Mitteleuropa werden. 
 
Güterverkehr: Auf die Schiene statt auf die Straße 
Ein Lokführer zieht 2.000 Tonnen Güter, hingegen ein Lkw-Fahrer nur 40 
Tonnen. Wer ernsthaft Klimaschutz will, muss Güterverkehr auf die Schiene 
bringen. 
Wir fordern: 

• Wo immer möglich: Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene, mit 
Investitionen in Umschlagbahnhöfe und Streckenausbau. 

• Gleisanschlüsse für Betriebe sollen wieder Standard werden, nicht 
Ausnahme. Jede größere Industrie- oder Logistikansiedlung muss einen 
Bahnanschluss haben. 

• Lärmschutz im Rheintal und faire Arbeitsbedingungen für 
Lokführer*innen sind Pflicht. 

Da Flüsse im Sommer durch den Klimawandel immer häufiger Niedrigwasser 
führen werden Transportschiffe ausgebremst, das führt zu Verspätungen und 
steigenden Kosten. Die Schiene ist die zuverlässigste und klimafreundlichste 
Transportalternative. 
 
Zukunft für den Flughafen Hahn 
Der Flughafen Hahn braucht ein zukunftsfähiges Umnutzungskonzept. Statt 
Billigflügen und Nachtflugbetrieb fordern wir nachhaltige Nutzungskonzepte: 
Bildungs-, Forschungs- und Logistikzentren, grüne Technologieparks oder 
Ausbildungsstätten können dort entstehen. Der Flughafen Hahn soll Symbol für 
Strukturwandel statt Subventionsverschwendung werden. 
 
Langfristige Infrastrukturplanung nach Schweizer Vorbild 
Rheinland-Pfalz braucht eine langfristige, planbare Bahninfrastrukturpolitik, 
ähnlich wie in der Schweiz. 
Das bedeutet: 

• Mehrjährige Finanzierungsrahmen für Bahnprojekte statt kurzfristiger 
Förderprogramme, 

• Verbindliche Ausbaupläne für die Schieneninfrastruktur, 
• Elektrifizierung aller Strecken, 
• Einbau neuster Signaltechnik 
• Anschluss aller Mittel- und Oberzentren an den Schienenverkehr. 

Für Regionen, in denen das Schienennetz noch nicht ausgebaut ist, soll ein 
landesweites Fernbussystem als Übergangslösung eingerichtet werden, das 
alle urbanen Zentren regelmäßig verbindet. 
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Nur mit planbarer Finanzierung und klaren Ausbauzielen kann die 
Mobilitätswende gelingen. 
 
Faire Arbeit und öffentliche Verantwortung 
Wir setzen uns für Tarifbindung, Mitbestimmung und gute Arbeitsbedingungen 
in allen Verkehrsunternehmen ein. Keine Privatisierung, keine Dumpinglöhne, 
keine Leiharbeit im Nahverkehr. 
Der Verkehr gehört in öffentliche Hand – für verlässliche Qualität und 
demokratische Kontrolle. 
 
Finanzierung: Umlenken! 
Die Mobilitätswende braucht Geld, das für die richtigen Ziele eingesetzt wird. 
Wir wollen einen Landes-Klimainvestitionsfonds, der Mittel aus 
Straßenneubauten und fossilen Subventionen in Bahn, Bus und Radwege 
umlenkt. 
Investitionen in klimaneutrale Mobilität sind Investitionen in Lebensqualität, 
Beschäftigung und soziale Gerechtigkeit. 
 
Begründung: 
Mobilität gehört zu den wichtigsten Problemfelder des Landes Rheinland-Pfalz. 
Durch lösen dieser Probleme zeigt das Land Handlungs und 
Gestaltungsfähigkeit. Es verbessert den Alltag der Bürger*innen durch 
sorgenfreie Mobilität und macht RLP als Wirtschaftsstandort attraktiver, durch 
zuverlässige Transportmöglichkeiten von Personal und Gütern. 
 
 
P01-Ä180 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Jonas Leibig 

 
Streichung der Zeilen 1012 bis 1019 
 
 
P01-Ä178 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Kreisverband Trier-Saarburg 

 
Antragstext: 
Der Partei-Programmtag möge beschließen: Einrichtung eines Kapitels 
MOBILITÄT. 
Unter MOBILITÄT werden insbesondere die einzelnen Politikfelder  ÖPNV, 
SPNV, Fahrrad- und Fußverkehr und Finanzierung subsummiert. Einbezogen 
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werden u.a. noch Bereiche wie Car-Sharing, Demand- und Taxiverkehre sowie 
flächendeckende Ladestationen.  
Der Partei-Programmtag beschließt außerdem die Einrichtung einer 
diesbezüglichen Arbeitsgruppe, die entsprechende Konkretisierungen 
vornimmt, die im Programm bisher nur summarisch angesprochen werden (s. 
Zeilen 957 – 989, 1007 – 1019). 
 
Begründung: 
Da wir als Partei MOBILITÄT als universelles Menschenrecht, als grundsätzliche 
Teilhabe an der Gesellschaft verstehen, ist es unerlässlich, dass MOBILITÄT in 
unserem Parteiprogramm auch einen universellen Stellenwert, also ein eigenes 
Kapitel im Programm erhält. 
MOBILITÄT hat einen multipolitischen Charakter, dem Rechnung getragen 
werden muss. Sie steht in Bezug zu vielen anderen politischen Bereichen. 
MOBILITÄT weist erhebliche Schnittmengen z.B. zum urbanen, suburbanen und 
ländlichen Raum auf (Wohnen, Bildung, Arbeiten etc.), zu Klima, öko-logische 
Stadt- und Raumgestaltung. Spezieller dann zu Senior*innenpolitik, 
Gesundheitsversorgung, Erreichbarkeit (z.B. Kita- und Schülerverkehr, 
Barrierefreiheit), Kultur etc. 
Ein besonderer Fokus muss auf die FINANZIERUNG von MOBILITÄT gelegt 
werden (dazu findet sich bisher im Programm nur ein lapidarer Satz, der weit in 
die Zukunft weist). Wir benötigen jetzt (!) politische Aussagen, die z.B. diese 
Diskussionen um die Finanzierbarkeit des D-Tickets zumindest aus LINKER 
Sicht neu befruchten könnten. 
Die von der Partei Die Linke angestrebte  Verkehrswende kann nur dann 
glaubhaft umgesetzt werden, wenn MOBILITÄT den Stellenwert erhält, der den 
politischen, sozialen, ökologischen und finanziellen Implikationen entspricht. 
Daher ein eigenes Kapitel. Tierschutz ist ein wichtiges Politikfeld, hat aber 
nichts mit MOBILITÄT (im Programm ÖPNV) zu tun.    
 
 
P01-Ä182 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Rebecca Ruppert 

Ergänzung in Zeile 79 

Antragstext: 
Mietendeckel: Mieten dürfen nur noch nach energetischen Sanierungen, die 
sich positiv auf die Nebenkosten der Mieter*innen auswirken, erhöht werden. 
Zudem müssen Mieterhöhungen der letzten drei Jahre zurückgenommen 
werden. 
 
Begründung: 
Da der Mietendeckel nur bundesweit umgesetzt werden kann, sollten wir die 
Forderung aus dem Landtagsprogramm streichen. 
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P01-Ä183 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Ergänzung in Zeile 12 

Antragstext: 
Einfügen nach ,,explodiert": (Steigerung um 45,7%). 
 
 
P01-Ä184 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Ergänzung in Zeile 13 

Antragstext: 
Einfügen nach ,,sollen": ,,Die neue Wohngemeinnützigkeit, die seit 2025 in Kraft 
ist reicht nicht aus. Wir brauchen Investitionen in den Aufbau eines großen 
Wohngemeinnützigkeits-Sektors. "  
 
 
P01-Ä185 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Streichung der Zeilen 13 bis 25 

Antragstext: 
Wenn die geforderten Mieten nicht bezahlbar sind, verliert der Neubau für 
Investoren an Attraktivität. So werden Bauprojekte gestoppt, da die 
gestiegenen Kosten ihre Rentabilität infrage stellen. Gepaart mit spekulativem 
Leerstand ein diabolischer Mix: Auf einem bewusst verknappten Markt lassen 
sich mit hohen Mieten immense Gewinne erzielen. 
Die letzte Bundesbauministerin Geywitz hat ihre Neubauziele deutlich verfehlt. 
Auch wenn sie für 2023 viele Fertigstellungen präsentieren konnte, ist die Zahl 
der Bauanträge drastisch zurückgegangen. In den kommenden Jahren wird 
daher mit einem starken Rückgang bei den Fertigstellungen zu rechnen sein. 
Bereits jetzt werden in der Baubranche Arbeitsplätze abgebaut und Betriebe 
geschlossen. Die Kapazitäten, die dadurch verloren gehen, werden nicht so 
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schnell wiederhergestellt werden können. 
 
 
P01-Ä186 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Streichung der Zeile 31 

Antragstext: 
Wohnen ist ein Menschenrecht! 
 
Begründung: 
Wegen Dopplung. 
 
 
P01-Ä187 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Ersetzung in Zeile 36 

Antragstext: 
Neuer Satzanfang ab ,,wirkungslos" und streichen des ,,und": ...bleibt 
wirkungslos. Und Kaiserlautern... 
 
 
P01-Ä188 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Streichung Zeile 44ff 

Antragstext: 
Besonders besorgniserregend ist der hohe Wohnungsleerstand in Städten wie 
Mainz, wo 29 Prozent der leerstehenden Wohnungen zwischen drei und zwölf 
Monaten ungenutzt bleiben und ganze 43 Prozent sogar über einem Jahr. 
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P01-Ä189 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Ersetzung in Zeile 56 

Antragstext: 
Ersetzen: Nachhaltige Wohnpolitik ist sozial gerecht, wenn sie Wohnen 
klimafreundlich und erschwinglich ist. 
 
 
P01-Ä190 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Streichung der Zeilen 59 bis 67 

Antragstext: 
Energetische Effizienz, klimafreundliches Bauen und Hochwasserschutz 
müssen Priorität werden. 
Nur durch konsequente politische Eingriffe und eine Abkehr von der 
kapitalistischen Wohnraumpolitik können wir das Wohnen als Grundrecht 
sichern und den zunehmenden sozialen Verwerfungen in unseren Städten 
entgegentreten. Wohnen ist kein Luxus, sondern ein Grundbedürfnis, welches 
im UN-Sozialpakt verankert ist. Es ist an der Zeit, dieses Grundbedürfnis in den 
Mittelpunkt der Politik zu stellen und den Wohnungsmarkt im Sinne der 
Menschen zu gestalten, nicht der Profiteure.  
 
 
P01-Ä191 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Verschiebung der Zeile 69 

Antragstext: 
69 ff ausschneiden und Einfügen bei 162:  
 
Housing First: Jeder Mensch hat das Recht auf eine eigene Wohnung. Wer 
diese nicht auf dem Wohnungsmarkt bekommt, dem wird bedingungslos eine 
Wohnung von der öffentlichen Hand gestellt. Sämtliche Kosten der Unterkunft, 
inkl. Strom, werden für Bürgergeldbeziehende in voller Höhe übernommen.  
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Wahlrecht für Wohnungslose: Es ist nicht einzusehen, dass die Betroffenen der 
herrschenden Politik von Wahlen ausgeschlossen werden. Eine sachliche 
Begründung liegt nicht vor, denn andere Bundesländer machen vor, dass es 
organisatorisch umsetzbar ist, dass Wohnungslose  wählen können. 
 
 
P01-Ä192 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Ergänzung Zeile 69 ff 

Antragstext: 
69 ff einfügen: 
 
Wohngemeinnützigkeit ausbauen 
Alle Förderungen im Bereich Wohnen sollen dazu dienen die 
Wohngemeinnützigkeit weiterauszubauen. Förderungen, die bisher für 
Sozialwohnungen vorgesehen waren, sollen in Förderung von Wohnraum 
investiert werden, der dauerhaft günstig zur Verfügung steht.  
 
danach einfügen:  
 
Vonovia und co. Enteignen: Die Rückführung von großen Wohnbeständen in 
gemeinwohlorientiertes Eigentum hilft dabei kostengünstigen Wohnraum zur 
Verfügung zu stellen.  
 
danach einfügen:  
 
Mietwucher bekämpfen: Das Land muss rechtliche Beratung für die Kommunen 
anbieten und aktiv über Mietwucher aufklären, damit illegal hohe Mieten 
konsequent verfolgt werden können.  
 
Danach einfügen: 
 
Schlechte Vermieter abstrafen: Wir lassen es nicht zu, dass sich manche 
Vermieter nicht kümmern und die Menschen damit alleinstehen gelassen 
werden. Wir setzen uns ein für eine Meldestelle und entwickeln Pläne zur 
Einführung eines Vermieter-TÜVs. 
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P01-Ä193 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nicolos Lindner, Martin Malcherek, Christoph Merklein, Sanja 
Prautzsch, Rebecca Ruppert 

Streichung in Zeile 82 ff 

Antragstext: 
69 ff einfügen: 
 

• Sozialbauquote auf 40 Prozent erhöhen: Wir fordern, die 
Sozialbauquote auf mindestens 40 Prozent zu erhöhen, um ausreichend 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Dies muss auch für Neubauten und 
großflächige Sanierungen gelten. 

• Wegfall der Bindungsfrist: Einmal Sozialwohnung – immer 
Sozialwohnung. Nur so kann langfristig bezahlbarer Wohnraum gesichert 
werden. 

• Einhaltung der Sozialbauquote bei energetischen Sanierungen: 
Energetische Sanierungen dürfen nicht dazu führen, dass Wohnungen 
aus der Sozialbaubindung fallen.  

 
Begründung:  
Wir wollen eine neue Wohngemeinnützigkeit schaffen. Dann braucht es keine 
Sozialbauquote mehr, da der ganze gemeinnützige Anteil sozial ist. Wir 
fokussieren uns hier auf das eigentliche Ziel.  
 
 
P01-Ä194 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Rebecca Ruppert 

Ersetzung Zeile 0 

Antragstext: 
Titel des Programms: Die Hoffnung organisieren 
 
Begründung: 
Eine Zukunft, in der wir friedlich zusammenleben können und niemand in Armut 
leben muss, fällt uns nicht in den Schoß. Wir müssen sie gemeinsam 
organisieren. 
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P01-Ä195 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Rebecca Ruppert, Nina Bömelburg, Lena Edel, Jerome Frantz 

Ergänzung Zeile 1 

Antragstext: 
Langsam reichts! – Zeit die Hoffnung zu organisieren! – Mach mit!  
Der Alltag wird für viele von uns immer anstrengender. Auf der Arbeit wird 
erwartet, dass wir immer mehr in der gleichen Zeit schaffen, Überstunden 
machen und die ständige Unterbesetzung ausgleichen auf eigene Kosten. 
Einkaufen gehen wird immer teurer. Mit dem Geld, was von der Arbeit (oder 
Bafög, Sozialleistungen, Rente) bleibt, kann man sich immer weniger leisten. 
Viele von uns kommen trotz Arbeit nicht oder nur kaum über die Runden. 
 
Wir versuchen unseren Alltag zu schaffen in einem System, das darauf 
ausgelegt ist, dass eine Person arbeiten geht und die andere sich zuhause um 
alles kümmert – ohne Bezahlung. Doch um unser Leben überhaupt finanzieren 
zu können, braucht man in der Regel zwei Vollzeitjobs. Und die ganze 
unbezahlte Arbeit kommt on top drauf. 
Noch immer wird selbstverständlich davon ausgegangen, dass jemand die 
unbezahlte Sorgearbeit übernimmt: Kinder betreut, Angehörige pflegt, den 
Alltag am Laufen hält.  
 
Gleichzeitig bekommen wir von Politiker*innen erzählt, dass wir uns doch nur 
mal mehr anstrengen sollten und dass alles, was wir nicht schaffen, unser 
eigenes Problem ist oder dass migrantische oder arme Menschen daran schuld 
wären. Aber das ist gelogen. 
 
Wir wissen: Nicht Einzelne sind schuld, sondern ein ungerechtes System, das 
Profite über Menschen stellt. Deshalb stehen wir zusammen – solidarisch, 
feministisch, laut. 
 
Wir stehen zusammen, weil wir wissen, dass wir – die Menschen, die dieses 
Land am Laufen halten – mehr gemeinsam haben als uns trennt. Wir alle wollen 
ein gutes Leben: mit gutem Essen, bezahlbarem Wohnraum, Sicherheit, Zeit für 
uns und die Menschen, die wir lieben. 
 
Wir brauchen öffentliche Strukturen, die unser Leben leichter machen – und 
Arbeit, die dem Gemeinwohl und einer intakten Natur dient, nicht den Profiten 
einiger Weniger. Darum setzen wir uns im Landtag, aber auch darüber hinaus, 
dafür ein, dass das Leben für uns alle bezahlbar wird und sich jeder Mensch in 
Rheinland-Pfalz zu Hause fühlen kann.  
 
Dafür bekommt ihr unser Versprechen: 

• Wir stimmen keinem Gesetz zu, das euren Alltag komplizierter macht. 
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• Wir setzen uns dafür ein, dass Vielfalt gefeiert und als Stärke gesehen 
wird. 

• Wir kämpfen – gemeinsam mit Gewerkschaften und sozialen 
Bewegungen – für eine 30-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich, für 
gerechte Bezahlung, für gleiche Rechte und für ein solidarisches 
Miteinander. 

Unsere Ideen für ein leichteres Leben, findet ihr auf den folgenden Seiten. 
Echte Verbesserungen können wir aber nur erreichen, wenn wir uns 
zusammenschließen. Bist du dabei? Dann melde dich bei der Linken Rheinland-
Pfalz auf Insta, Tiktok oder per E-Mail. Lasst uns gemeinsam die Hoffnung 
organisieren! 
 
 
P01-Ä196  

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: LAG Feminismus, LAG Queer 

Ergänzung im Kapitel Queer-Feminismus 

Antragstext: 
 
Nach dem Unterabschnitt „Feminismus“ als neuer Unterabschnitt 
„Gewaltschutz“. 
Gewaltschutz 
Gewalt gegen Frauen und Kinder ist keine Privatsache – sie ist eine 
Menschenrechtsverletzung. Die Istanbul-Konvention verpflichtet auch 
Rheinland-Pfalz: verhindern, verfolgen, schützen. Gewaltschutz darf nicht an 
Behördenzuständigkeiten scheitern. In Trennungs- und Umgangskonflikten gilt: 
Sicherheit vor Umgangsrecht. Kinder erleben Gewalt nicht nur mit, sie sind 
selbst Betroffene. 
Deshalb fordert Die Linke: 

12. Sicherheit vor Umgangsrecht festschreiben. Eine landesweite Leitlinie 
verpflichtet Jugendämter und Familiengerichte, den Schutz von Frauen 
und Kindern prioritär zu behandeln: Kein unbegleiteter Umgang, wo 
Gefahr besteht; konsequente Durchsetzung und Nachverfolgung. 

13. Begleitete Übergaben überall möglich machen. Das Land finanziert ein 
Netz von Übergabestellen mit getrennten Zugängen und professioneller 
Begleitung – niemand muss Kinder an der Haustür oder auf dem 
Parkplatz übergeben. 

14. Hochrisiko-Fälle verbindlich koordinieren (MARAC). Bei Warnzeichen 
wie Stalking, Drohungen oder Verstößen gegen Schutzanordnungen 
findet eine behördenübergreifende Risikokonferenz mit klaren 
Zuständigkeiten, Fristen und Nachverfolgung statt. 

15. Frauenhaus-Infrastruktur nach Standard aufbauen. Mindestens 1 Platz 
je 10.000 Einwohner:innen (RLP-Zielgröße), gesicherte 
24/7-Erreichbarkeit, barrierearme Plätze, Schutzwohnungen und 
Übergangswohnungen. 
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16. Vorbehaltlose Aufnahme sichern. Keine Ausschlüsse wegen 
Einkommen, Aufenthaltstitel, Mitnahme von Söhnen jeden Alters; 
Landesmittel für unbürokratische Soforthilfe und freie Plätze. 

17. Fast-Track für Schutzanordnungen. Digitale Anträge, feste 
Eil-Sprechzeiten bei Gericht, Priorisierung, unmittelbare Durchsetzung; 
wirksame Konsequenzen bei Verstößen. 

18. Verlässliche medizinische Hilfe und Spurensicherung. 
Anonyme/vertrauensärztliche Spurensicherung landesweit – auch ohne 
direkte Anzeige –, klare medizinische Standards und einfache 
Verweiswege in Beratung und Schutz. 

19. Landesweites Gewaltschutz-Monitoring. Jährlicher Bericht an den 
Landtag zu Schutzanordnungen, Verstößen, Frauenhaus-Kapazitäten, 
Wartezeiten, Übergängen in Wohnraum, Barrieren und digitaler Gewalt – 
datenschutzkonform und mit Einwilligung. 

20. Ausbildung verankern & Fortbildungen im Dreijahres-Rhythmus. 
Pflichtmodule zu häuslicher/partnerschaftlicher Gewalt, 
Istanbul-Konvention, Risiko-Checks, Täterstrategien, traumasensibler 
Praxis und Inklusion für Polizei, Justiz, Jugendämter, Gesundheit, 
Schulen. 

21. Digitale Gewalt ernst nehmen. Spezialberatung zu 
Cyberstalking/Spyware/Ortung, Stalkerware-Erkennung, sichere 
Gerätewechsel; nutzerfreundliche Tools zur digitalen Beweissicherung. 

22. Inklusiver Zugang ohne Hürden. Landesweiter Dolmetsch-Pool (inkl. 
Gebärdensprache und Leichter Sprache), mobile Angebote, 
Fahrkostenhilfe im ländlichen Raum. 

23. Zugang zum Recht sichern. Ein Landesfonds für 
Verfahrenskostenhilfe unterstützt Betroffene in familien-, straf- und 
zivilrechtlichen Verfahren. 

 
Konsequente Umsetzung und Erweiterung des Pakts gegen sexualisierte 
Gewalt in Rheinland-Pfalz 
Sexualisierte Gewalt an Kindern und Jugendlichen ist keine Randerscheinung, 
sondern eine strukturelle Menschenrechtsverletzung. Damit Prävention, Schutz 
und Aufarbeitung nicht vom Zufall abhängen, braucht es eine starke, 
unabhängige Selbstvertretung der Betroffenen in Rheinland-Pfalz und 
verbindliche Landessteuerung im Rahmen des Pakts gegen sexualisierte Gewalt 
an Kindern und Jugendlichen. 
Deshalb ergänzen wir: 

1. Unabhängigen Betroffenenrat RLP gesetzlich verankern und 
institutionell fördern. Mehrjährige, auskömmliche Grundfinanzierung; 
klare Unabhängigkeit; gesichertes Rederecht in den zuständigen 
Landtagsausschüssen sowie beim jährlichen Aufarbeitungs-
/Gewaltschutzbericht. 

2. Pakt gegen sexualisierte Gewalt vollständig umsetzen und 
verstetigen. Ressortübergreifende Verpflichtungen, klare 
Zuständigkeiten und Finanzierungspfad; jährliche Berichterstattung an 
den Landtag im Rahmen eines indikatorengestützten Monitorings. 
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3. Unabhängige Landeskommission zur Aufarbeitung sexualisierter 
Gewalt einrichten, insbesondere mit Blick auf kirchliche Einrichtungen, 
Heime, Psychiatrien und staatliche Strukturen; Befugnisse zu 
Akteneinsicht, Anhörungen und öffentlichen Abschlussberichten. 

4. Feministische Trauma-Arbeit und Betroffeneninitiativen fördern. 
Spezialisierte Beratungs- und Stabilisationsangebote flächendeckend 
und niedrigschwellig sichern – auch im ländlichen Raum. 

5. Verbindliche Präventionskonzepte in Schulen, Jugend- und 
Behindertenhilfe, Pflege, Kirche und Sport – mit Standards zu 
Meldesystemen, Fortbildungen, Schutzkonzepten und externer 
Evaluation. 

 
Begründung: 
Rheinland-Pfalz hat mit Aktionsplan, vertraulicher medizinischer Hilfe und 
Fördermitteln wichtige Grundlagen gelegt. In der Praxis fehlen jedoch 
verbindliche Standards, flächendeckende Angebote und ein Monitoring, das 
Vorläufe schwerer Gewalt systematisch auswertet. Dadurch hängt der Schutz 
zu oft vom Zufall ab: vom Wohnort, der Behörde oder dem Gerichtstermin. 
Femizide sind selten Zufall; sie lassen sich häufiger verhindern, wenn Hinweise 
ernst genommen und staatlich koordiniert gehandelt wird. Besonders in 
Trennungsphasen muss der Schutz von Frauen und Kindern Vorrang vor 
Umgangsrechten haben. Unser Antrag setzt genau an diesen Hebeln an: 
verbindliche Leitlinien („Sicherheit vor Umgang“), landesweit begleitete 
Übergaben, verpflichtende Kooperation in Hochrisikofällen (MARAC), konkrete 
Zielwerte beim Ausbau der Frauenhaus-Plätze (420) samt vorbehaltloser 
Aufnahme, schnelle und traumasensible Verfahren, verankerte Aus- und 
Fortbildung sowie ein landesweites Gewaltschutz-Monitoring mit jährlichem 
Bericht. So werden gute Ansätze verlässlich gemacht, Lücken geschlossen und 
Gewaltschutz insgesamt überprüfbar und wirksam. 
Neben häuslicher Gewalt verankern wir die Perspektive von Kindern und 
Jugendlichen, die sexualisierte Gewalt erlebt haben: Wir stärken den 
unabhängigen Betroffenenrat RLP (institutionell abgesichert, mit Rederecht im 
Landtag) und verstetigen den „Pakt gegen sexualisierte Gewalt an Kindern und 
Jugendlichen“ samt jährlicher Berichterstattung. So werden 
Betroffenenperspektiven verbindlich in Landessteuerung, Prävention und 
Aufarbeitung integriert. 
 
 
P01-Ä197 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Änderung in Zeile 69 
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Antragstext: 
Der Absatz wird geändert in: 
 
Jeder Mensch hat das Recht auf eine eigene Wohnung. Laut Aktionsplan der 
Bundesregierung soll Wohnungslosigkeit bis 2030 beendet werden. Housing 
First ist dabei ein wichtiger Baustein.  
 
Dabei wird das Wohnen an den Anfang des Unterstützungsprozesses gestellt: 
Wohnungslos gewordene Menschen erhalten unmittelbar und für sie kostenfrei 
eine eigene, unbefristete Wohnung inkl. Strom und Wärme – ohne Bedingungen 
wie Abstinenz oder Therapie. Begleitende, freiwillige und bedarfsorientierte 
Unterstützungsangebote helfen beim Wohnungserhalt und der sozialen 
Stabilisierung. Der Ansatz gilt international als erfolgreiches Modell zur 
nachhaltigen Beendigung von Wohnungslosigkeit und wurde auch in Rheinland-
Pfalz erprobt und positiv bewertet. 
 
Deshalb muss Housing First verstetigt und auf alle Kommunen in Rheinland-
Pfalz ausgeweitet werden. 
 
Begründung: 
Detaillierterer Text mit Hinweis auf aktuelle Ergebnisse aus dem Pilotprojekt in 
RLP.  
 
 
P01-Ä198 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Änderung in Zeile 313 

Antragstext: 
Überschrift ändern in: Psychotherapeutische Versorgung 
 
Begründung: 
Warum nur ambulante Versorgung ansprechen? 
 
 
P01-Ä199 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
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Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Ergänzung in Zeile 338 

Antragstext: 
Folgender Absatz wird ergänzt, z. B. in Zeile 338: 
 
Kostenlose Soforthilfe in Krisensituationen: 
Ein flächendeckender, gesetzlich verankerter Krisendienst nach dem Vorbild 
Bayerns: 
Menschen in seelischen Notlagen müssen rund um die Uhr schnelle, 
niedrigschwellige und qualifizierte Unterstützung erhalten – unabhängig von 
Wohnort und Einkommen. Der derzeitige Flickenteppich an Angeboten lässt 
viele Betroffene allein und führt zu vermeidbaren Kriseneskalationen. Ein 
gesetzlich geregelter Krisendienst, der rund um die Uhr telefonisch und per 
Chat erreichbar ist, entlastet Notaufnahmen, schließt Versorgungslücken und 
vereinfacht Wege, indem er die Menschen direkt und zuverlässig zur 
passenden Anlaufstelle weiterleitet 
 
Begründung: 
Der Zugang zu psychologischer Hilfe ist undurchsichtig und schwierig, gerade 
in Krisensituationen. Bayern hat hier einen sehr guten Ansatz etabliert und 
bietet eine Art Hotline bei Krisensituationen an, die teilweise seit 20 Jahren 
existiert und Evaluationen zufolge gut angenommen wird sowie gute 
Ergebnisse erzielt. Dies kann ein Vorbild für RLP sein. 
 
 
P01-Ä200 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Änderung in Zeile 356 

Antragstext: 
Einleitung (aktuell Zeile 356) wird geändert in: 
Durch das aktuelle Krankenversicherungssystem in Deutschland hat sich eine 
Dreiklassenmedizin entwickelt: 
Privat Versicherte, gesetzlich Versicherte, und als dritte Klasse die Menschen 
ganz ohne Krankenversicherungsschutz.  
(Rest der Einleitung bleibt) 
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Begründung: 
Die dritte Klasse des Krankenversicherungssystems, die der Unversicherten, 
wurde im Text unterschlagen. 
 
 
P01-Ä201 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Ergänzung im Kapitel Gesundheit 

Antragstext: 
Folgende Absätze werden ergänzt:  
Zugang zur Gesundheitsversorgung für alle! 
Auch Menschen ohne aktuellen Versicherungsschutz müssen Zugang zu 
Gesundheitsversorgung haben.  
Bei der Clearingstelle Krankenversicherung Rheinland-Pfalz wird geprüft, ob 
und wie Unversicherte einen Versicherungsstatus bekommen können. Die 
Clearingstelle wird ausgeweitet auf mehr Standorte und ihre Stellen werden 
verstetigt. 
 
Landesweite Behandlungsfonds einrichten:  
Wenn Ärzt*innen, Praxen und Kliniken auch Menschen ohne 
Krankenversicherung untersuchen und behandeln, bleiben sie oft auf den 
Kosten sitzen. Damit dies nicht mehr passiert und die Menschen nicht von 
Untersuchung und Behandlung ausgeschlossen werden, wird ein landesweiter 
Behandlungsfonds eingerichtet.  
Aus diesem Fonds können Ärzt*innen, Praxen und Kliniken Gelder für die 
Versorgung unversicherter Menschen mit sowohl physischen als auch 
psychischen Erkrankungen abrufen. 
Auch die Beratung, Untersuchung und Behandlung von nichtversicherten 
Schwangeren wird über diesen Behandlungsfonds abgerechnet, sodass auch 
sie Zugang zu einer sicheren Geburtsversorgung haben. 
 
Begründung: 
Die dritte Klasse des Krankenversicherungssystems, die der Unversicherten, 
wurde im Text unterschlagen. Solange es keine solidarische 
Gesundheitsversicherung für ALLE gibt, muss das Land Übergangslösungen für 
Menschen ohne Krankenversicherungsschutz bereithalten.  
Dazu gehört die bereits bestehende Clearingstelle Krankenversicherung RLP 
und ein neu aufzusetzender Behandlungsfonds.  
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P01-Ä202 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Ergänzung im Kapitel Gesundheit 

Antragstext: 
An geeigneter Stelle einfügen:  
 
Sprachbarrieren im Gesundheitssystem reduzieren: 
Akademische Sprache, komplizierte Anträge, keine Sprachmittlung: Für 
Menschen mit Lernschwierigkeiten oder solche, die (noch) nicht fließend 
Deutsch sprechen, gibt es enorme sprachliche Hürden, gerade im 
Gesundheitssystem. Es darf nicht so bleiben, dass vornehmlich Kinder, 
Ehepartner*innen oder Bekannte von nicht-deutschsprachigen Patient*innen 
die Übersetzungen machen müssen. Dies verletzt Persönlichkeitsrechte und 
kann durch sprachliche Missverständnisse, Scham oder kulturelle Zwänge zu 
falschen Aussagen und Ergebnissen kommen.  
Informationen zu Gesundheitsthemen müssen niedrigschwellig bereitgestellt 
werden: Leicht zu finden, in einfacher Sprache sowie in einer Vielzahl an 
anderen Sprachen.  
Für Besuche in Praxen und Kliniken muss ein Dolmetschdienst etabliert werden 
– etwa durch einen Telefondienst. 
 
Begründung: 
Siehe Antragstext 
 
 
P01-Ä203 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Carmen Mauerer, Nico Bludau, Carlotta Stahl, Tupac Orellana, 
Christina van den Boom, Martin Malcherek, Hannah Simonis, Marc Nieswand, 
Friederike Nisslmüller, Florian Kobuß, Malu Engelhardt, Stefan Hemschemeier, 
Katrin Jäger, Gregor Hergenhahn, Belinda Meryem Göres, David Aßfalg, Katrin 
Hartmann, Sigi Aubel, Veith Stahlheber 

Ergänzung im Kapitel Gesundheit 

Antragstext: 
An geeigneter Stelle einfügen:  
 
Aufsuchende Dienste verstärken 
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Eine Vielzahl an Menschen schafft es aus verschiedenen Gründen nicht, 
Gesundheitsdienste selbst aufzusuchen. 
Im Land Rheinland-Pfalz braucht es deshalb eine Ausweitung der 
sozialpsychiatrischen Dienste mit mehr Personal und mehr Möglichkeiten, 
aufsuchende Arbeit zu erledigen.  
Hierbei soll auch ein Fokus auf Jugendliche gesetzt werden.  
 
Des Weiteren braucht es vor allem in den Städten auch aufsuchende 
medizinische Dienste, wie z. B. das Arztmobil von a+G in Mainz oder die Street 
Docs in Ludwigshafen. Diese Dienste übernehmen bisher aus privaten Mitteln 
staatliche Aufgaben. Das Land muss die Kosten dafür übernehmen. 
 
Begründung: 
Siehe Antragstext 
 
 
P01-Ä204 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nico Bludau, Christina von den Boom, Carmen Mauerer, Felix 
Kosanke, Marc Nieswand 

Änderung in den Zeilen 955 bis 957 

Antragstext: 
Umformulierung: „faschistisch motivierte Straftaten sind als rechtsextreme 
Hasskriminalität anzuerkennen und entsprechend in den Statistiken 
auszuweisen.  
(Streichung des Begriffes „Terror“) 
 
Begründung: 
Terror hat zum Ziel, Angst und Schrecken zu verbreiten. Rücksichtlose Gewalt 
ist ein Aspekt, der Bestandteil von Terror ist. In jedem Fall ist rechte 
Hasskriminalität zu verurteilen. Doch nicht in allen Fällen kann diese als Terror 
bezeichnet werden. Beispielsweise ist eine Hakenkreuzschmiererei noch kein 
terroristischer Akt, obwohl sie eine rechtsextreme Straftat darstellt. Die 
Klimakleber*innen der letzten Generation wurden oftmals als Klimaterroristen 
geframet, ohne eine Form der Gewalt auszuüben. Auf diese Sinnentleerung des 
Begriffs Terror sollten wir uns nicht einlassen. 
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P01-Ä205 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nico Bludau, Christina van den Boom, Carmen Mauerer, Felix 
Kosanke, Carlotta Stahl, Malu Engelhardt, Marc Nieswand 

Änderung in den Zeilen 1034 bis 1036 

Antragstext: 
Die Forderung nach PreP-Zugang und kostenlosen HIV-Tests wird in das 
Kapitel Gesundheit verschoben. Der Verweis auf queere Menschen wird dabei 
gestrichen. 
 
Begründung: 
Die 80er sind vorbei und AIDS ist keine Schwulenseuche. Das Risiko einer 
Übertragung von Geschlechtskrankheiten resultiert aus ungeschütztem Sex mit 
wechselnden Sexualpartnern, nicht aus der Gleichgeschlechtigkeit ebendieser. 
Die weitere Eindämmung von HIV und anderer Krankheiten, welche über 
Geschlechtsverkehr übertragen werden, ist kein Thema ausschließlich der 
queeren Community. Zudem stellt sich die Frage, warum man sich gegenüber 
einer Teststelle als homosexuell outen muss und wie dies ggf. überprüft werden 
soll, um den Test kostenfrei durchzuführen.   
 
 
P01-Ä206 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nico Bludau, Christina van den Boom, Carmen Mauerer, Felix 
Kosanke, Malu Engelhardt, Marc Nieswand   

Änderung im Kapitel Wirtschaft 

Antragstext: 
Der LBB (Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung) wird zu einer 
selbstständig planenden Behörde ausgebaut. Zusätzlich wird ein landeseigener 
Bauhof eingerichtet, welcher mit eigenem Personal und auf eigene Rechnung 
Bauprojekte des Landes umsetzen kann. 
 
Begründung: 
Aktuell werden Planungsaufgaben für Bauprojekte des Landes an gewerbliche 
Auftragnehmer vergeben. Dies führt zu langen Projektlaufzeiten, da aufwendige 
Vergabeverfahren nach Vergabeverordnung (VgV) durchgeführt werden 
müssen. Beauftragt werden Planungsbüros, die noch nicht 
zusammengearbeitet haben. Es benötigt Zeit, ein Planungsteam 
zusammenzuführen. Durch unterschiedlichste Software ergeben sich 
Schnittstellen und Qualitätsverluste im Datenaustausch. Das kann unter 
anderem dazu führen, dass in einer Videokonferenz mit 17 Teilnehmern eine 
Stunde über die Angabe von Schlitzen und Durchbrüchen im Rohbau diskutiert 
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wird (tatsächlich erlebt). Das Abwenden von Planungsaufwand auf die anderen 
an der Planung Beteiligten ist hierbei natürlich Hauptanliegen der gewerblichen 
Planer. Wäre der LBB eine eigenständig planende Behörde, könnte eine 
einheitliche Datenstruktur und das gemeinsame Arbeiten in ein BIM (Building 
Information Model) implementiert werden. Prozesse würden hierdurch 
beschleunigt und Kollisionsprüfung vereinfacht.  
Auch die Bauleistungen werden durch gewerbliche Auftragnehmer erbracht. 
Dies erfordert aufwendige Vergabeverfahren nach VOB (Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen). Wieder ein Beispiel aus der Berufspraxis: 
Nach Eröffnung der Angebote für Tiefbauleistungen dauert es 7 Monate, bis ein 
Auftrag vergeben wird. Unterlagen wurden nachgefordert und nicht geliefert. 
Bieter wurden entsprechend aus dem Verfahren ausgeschlossen, die nächsten 
Bieter werden geprüft usw. Schlussendlich erhält das wirtschaftlichste Angebot 
(heißt das billigste) den Zuschlag. Hierdurch werden Dumpinglöhne, 
Nachforderungen und schlechte Qualität gefördert. Würde das Land RLP einen 
Bauhof vorhalten, der alle relevanten Gewerke abbilden kann, könnten 
auskömmliche Löhne, Qualität am Bau und Terminsicherheit erreicht werden.  
Bauprojekte des Landes würden dadurch auch erheblich günstiger und 
schneller. Ausschreibungsverfahren entfallen und es werden keine Aufschläge 
für Wagnis und Gewinn der gewerblichen Auftragnehmer abgeführt.  
Liberale behaupten immer, die öffentliche Hand könne sowas nicht. Die 
Wahrheit ist aber, die Aufgaben der öffentlichen Hand dem Markt zu 
übergeben, macht es noch viel teurer und schlechter.  
 
 
P01-Ä207 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nico Bludau, Carmen Mauerer, Malu Engelhardt, Felix 
Kosanke, Marc Nieswand   

Ersetzung in Zeile 778 

Antragstext: 
Ersetzung der Forderung nach „Abzug aller Atomwaffen aus Rheinland-Pfalz“ 
durch „Abzug aller US-Streitkräfte aus Rheinland-Pfalz“ 
 
Begründung: 
Im weißen Haus sitzt ein Faschist. Das ist nur die kurze Version.  
 
Die längere: Bereits in der Vergangenheit wurde beklagt, dass US-
Drohneneinsätze, welche völkerrechtswidrige Tötungen beinhalteten von 
Rammstein aus gesteuert wurden. Doch hat sich die Lage durch die erneute 
Wahl von Donald Trump dramatisch verschärft. D.T. erhob Ansprüche auf 
Grönland, welche er im Zweifel auch militärisch durchsetzen will. Er droht also 
offen EU-Statten militärisch anzugreifen. Selbst die NATO-Fanboys sollten 
begriffen haben, dass die USA kein Partner in der Außenpolitik mehr sind.  
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Die US-Marine liegt derzeit vor Venezuela und versenkt zivile Boote in 
venezolanischen oder internationalen Gewässern, mit der Begründung, es 
handele sich um Drogenkartelle. In einem Rechtsstaat würden die Boote 
aufgebracht, Beweismittel sichergestellt und vermeintliche Täter einem 
Gerichtsverfahren zugeführt. Unter Trump werden Menschen einfach willkürlich 
ermordet. Die Administration Trump spricht inzwischen offen von einem 
Regime-Change.  
 
Gleichzeitig zeigt sich diese Administration offen gegenüber der AFD. Ist es 
noch auszuschließen, dass eine Machtübernahme der AFD durch 
amerikanisches Militär durchgesetzt wird? 
 
Und natürlich benötigen wir die Liegenschaften des US-Militär als 
Konversionsflächen, um aus den Kasernen günstigen Wohnraum zu schaffen. 
 
 
P01-Ä208 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nico Bludau, Christina van den Boom, Carmen Mauerer, Felix 
Kosanke, Marc Nieswand, Malu Engelhardt, Felix Ehlert 

Änderung im Kapitel Bildung 

Antragstext: 
Die theoretische Ausbildung für den Führerschein wird in den Schulunterricht 
der Klassenstufe 9 implementiert. Mit dem Schulabschluss einer 
weiterführenden Schule ist die Theorieprüfung für den Führerschein bestanden. 
In Fahrschulen wird nur noch praktisch ausgebildet. Hierdurch wird die 
Ausbildung verbessert und die Kosten des Führerscheins gesenkt.  
 
Begründung: 
Die Kosten für den Führerschein steigen kontinuierlich an. Gleichzeitig steigt die 
Durchfallquote bei den theoretischen Prüfungen. Dies ist auch darin begründet, 
dass lediglich eine Gesamtzahl an Theoriestunden absolviert werden muss, 
ohne Maßgabe über die vermittelten Inhalte. Über einen Lehrplan und 
kontinuierliche Unterrichtung kann hier eine wesentlich höhere Qualität der 
theoretischen Schulung erreicht werden.  
Ein weiterer wichtiger Grund, warum die Theorieausbildung in Schulen 
stattfinden muss, ist, dass wir alle, egal ob Fußgänger*in, Radfahrer*in oder 
eben KFZ-Führer*in an Verkehr teilnehmen. Schulung in den Regeln des 
Verkehrs ist entsprechend für alle relevant.  
In Arbeitsplatzbeschreibungen ist ein Führerschein oftmals Voraussetzung für 
eine Anstellung. Bei Kosten bis zu 4.000 € werden Menschen aus einer 
benachteiligten ökonomischen Klasse auf dem Arbeitsmarkt diskriminiert. Eine 
solch grundlegende Anforderung für den Arbeitsmarkt sollte Teil der 
allgemeinen Schulausbildung sein.  
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Eine praktische Ausbildung wird mittelfristig noch erforderlich sein. Mit der 
steigenden Technisierung des Autos (Einparkhilfe, Rückfahrkamera, 
Warnsysteme, etc.) wird deren Relevanz aber abnehmen. Künftig wird es 
ausreichen, das Handbuch zu lesen und lediglich eine praktische Prüfung 
abzulegen.  
 
 
P01-Ä209 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Nico Bludau, Christina van den Boom, Carmen Mauerer, Felix 
Kosanke, Marc Nieswand, Malu Engelhardt, Felix Ehlert 

Ersetzung der Zeilen 134 bis 137 

Antragstext: 
Streichung und Ersetzung der gesamten Forderung. 
 
Neue Forderung: Bedarfsgerechte Quartiersentwicklung: Bei der Entwicklung 
von Wohnquartieren müssen die verschiedenen Bedarfe der Bevölkerung 
berücksichtigt werden. Das bedeutet, dass verschiedene Wohnungstypen in 
verschiedenen Größen angeboten werden. Single-Appartements für 
Berufseinsteiger*innen, Wohnungen für Paare und Familien sowie ein 
ausreichendes Angebot altersgerechter, barrierearmer und barrierefreier 
Wohnungen. Sollte ein Lebensabschnitt den Wechsel der Wohnung erfordern, 
soll dies im nahen Umfeld, der vertrauten Umgebung möglich sein.  
 
Begründung: 
Der Begriff „barrierefrei“ ist in der DIN 18040 geregelt und fordert breite Türen, 
Bewegungsflächen für Rollstuhlfahrer, bodengleiche Duschen, Haltegriffe am 
WC und ausreichend Platz zum Umsteigen aus dem Rollstuhl und noch vieles 
mehr. Für den größten Teil der Bevölkerung ist das nicht erforderlich. Natürlich 
braucht es solche Wohnungen. Die Forderung für alle Wohneinheiten 
aufzustellen ist aber nicht zielführend, da hierdurch Kosten und 
Flächenverbrauch entstehen. Ein gutes Wohnquartier zeichnet sich dadurch 
aus, dass für alle Bedarfe Wohnraum angeboten wird und dieser im besten Fall 
gewechselt werden kann. Verschiedene Lebensphasen begründen nun mal 
unterschiedliche Ansprüche. Zielsetzung sollte doch sein, dass wenn eine 
Familie gegründet wird, die Kinder aus dem Haus sind, oder eine körperliche 
Beeinträchtigung entsteht, der Wechsel in eine geeignete Wohnung möglich ist, 
ohne den „Kiez“ verlassen zu müssen. 
 
 
P01-Ä210 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 
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Antragssteller*in: Nico Bludau, Christina van den Boom, Carmen Mauerer, Felix 
Kosanke, Marc Nieswand, Malu Engekhardt, Felix Ehlert 

Änderungen in Zeilen 114 bis 119 

Antragstext: 
Streichung „und ausschließlicher Einsatz nachhaltiger Baustoffe“. Stattdessen 
endet der Satz nach „Rohstoffrückgewinnung“ (Zeile 118) 
Neuer Satz: Projekte des Landes und geförderte Projekte sind nach DGNB 
(deutsche Gesellschaft nachhaltiges Bauen) oder vergleichbarer Standards zu 
zertifizieren.  
 
Begründung: 
Der ausschließliche Einsatz nachhaltiger Baustoffe ist derzeit nicht realistisch. 
Insbesondere, wenn zur Vermeidung der Flächenversiegelung in die Höhe 
gebaut werden soll. Aus Gründen der Statik und des Brandschutzes werden 
Baustoffe wie Stahl und Beton nicht kurzfristig ersetzt werden können. Die 
Transformation des Stahlsektors ist eher ein Thema für Wirtschafts- und 
Energiepolitik.  
 
Die DGNB bildet hier gute Standards ab, welche auch die Sortentrennung bei 
einem künftigen Rückbau beachtet. So ist eine vorgehängte, hinterlüftete 
Fassade, die sortenrein demontiert werden kann, besser bewertet als 
beispielsweise ein Wärmedämmverbundsystem, bei dem Baustoffe 
verschiedener Abfallgruppen miteinander verklebt werden.  
 
 
P01-Ä211 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Jonas Leibig 

Ergänzung nach Zeile 403 

Antragstext: 
Neuer Absatz nach Zeile 403: 
 
Auch Beschäftigte in der Gastronomie haben Anspruch auf einen sicheren und 
gesunden Arbeitsplatz. Passivrauchen stellt eine erhebliche Gesundheitsgefahr 
dar, die nachweislich das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs und 
Atemwegsleiden erhöht. Die Linke setzt sich daher für ein absolutes 
Rauchverbot in allen Gaststätten, Bars und Kneipen ein – ohne Ausnahmen. Der 
Schutz der Gesundheit der Beschäftigten und der Gäste muss Vorrang vor 
wirtschaftlichen Interessen haben. Nur ein konsequentes Rauchverbot 
gewährleistet echten Arbeitsschutz und verhindert, dass Arbeitnehmer*innen 
tagtäglich vermeidbaren Gesundheitsrisiken ausgesetzt sind. 
 
Begründung: 
Rauchen tötet – auch Genoss*innen. 
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P01-Ä212 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Die Linke Südpfalz 

Änderung in Zeile 159 

 
Antragstext: 
'Junge' in 'junge Menschen' 

 

Begründung: 

Klingt flüssiger. 

 
 
P01-Ä213 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Die Linke Südpfalz 

Einfügung in Zeile 1107 

 
Antragstext: 
Abschaffung des rheinland-pfälzischen Verfassungsschutzes: Die 
Einstufungen als „verfassungsfeindlich“ durch den Verfassungsschutz erfolgen 
intransparent und dienen mitunter der Delegitimierung politischer Opposition. 
Gleichzeitig war der Verfassungsschutz in den vergangenen Jahren als 
treibende Kraft durch sog. V-Leute in rechtsradikalen Kreisen aktiv. 
 
 
P01-Ä214 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Die Linke Südpfalz 

Einfügung in Zeile 907 

 
Antragstext: 
Erziehung zum Frieden, nicht zur Kriegstüchtigkeit: Sogenannte 
Krisentrainings an Schulen sehen wir als Teil der Militarisierung der 
Gesellschaft. Stattdessen fordern wir die Geschichte der internationalen 
Friedensbewegung auf den Lehrplänen. 
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P01-Ä215 

Änderungsantrag zum Programmentwurf 

Antragssteller*in: Rebecca Ruppert 

Einfügung div. Zeilen 

 
Durch den Vorstand oder den Landesparteitag ergänzte Kapitel werden 
redaktionell mit passenden Zitaten aus den Haustürgesprächen ergänzt. 
 
Antragstext: 
 
Wohnen 
Einschub vor Zeile 2 
„Die Profitorientierung der Wohnungsgesellschaften regt mich auf.“ 
Ludwigshafen 
 
Gesundheit 
Einschub vor Zeile 164 
„Das Gesundheitssystem funktioniert nicht mehr!“ 
Germersheim 
 
Bildung 
Einschub vor Zeile 405 
„Die Chancenungleichheit der Kinder ist deutlich wahrnehmbar.“ 
Offenbach an der Queich 
 
Wirtschaft 
Einschub vor Zeile 647 
„Die Preise steigen immer weiter, die Löhne aber nicht.“ 
Germersheim 
 
Finanzen 
Einschub vor Zeile 752 
„Das Geld ist da, nur nicht für uns.“ 
Lahnstein 
 
Frieden 
Einschub vor Zeile 880 
„Ich möchte den Krieg nicht nochmal erleben.“ 
Zeitzeugin, Koblenz 
 
Klima (bei uns auch Mobilität) 
Einschub vor Zeile 909 
„Es wäre schön die Grünflächen am Sportplatz auszubauen damit Bienen etc. 
einen Lebensraum haben.“ 
Dienheim 
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Antifaschismus 
Einschub vor Zeile 1066 
„Man hört immer mehr Gespräche mit ausländerfeindlichen Inhalten.“ 
Ludwigshafen 
 
Queere Leben 
Einschub vor Zeile 1120 
„Wir sind alle Menschen, warum hassen wir uns.“ 
Koblenz 
 
Migration und Flucht 
Einschub vor Zeile 1197 
„Wir ziehen hier aus Deutschland wieder weg. Das war der größte Fehler den 
wir je gemacht haben.“ 
Koblenz 
 
Feminismus 
Einschub zwischen Überschrift und Fließtext, falls eingefügt. 
„Da entscheiden doch auch wieder die Männer.“ 
Trier 
 
 


